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Bericht
an die

ordentliche Landesſynode von 1930 .

Der vorliegende Bericht umfaßt die Zeit vom

1. April 1927 bis zum 1. April 1930 .

A. überſicht .

1. In dieſer Zeit fanden zwei Tagungen der

Schulſynoden ( 1927 und 1929 ) und eine

Tagung der Bezirksſynoden ( 1928 ) ſtatt . Die

Bezirksſynoden ſollten in Verbindung mit den Be —

richten über das religiös⸗ſittliche Leben der Kirchen

bezirke auch die Fragen des Geburtenrückgangs und

der liturgiſchen Bereicherung der Gottesdienſte be —

handeln . Über beide Gegenſtände wurden eingehende

und teilweiſe recht beachtliche Referate gegeben . Die

Schulſynoden behandelten jeweils ein grundſätzliches
und ein mehr praktiſches Thema , im Jahre 1927

die Frage : „ Wie wird Anſchaulichkeit im Religions⸗

unterricht erreicht “ und die katechetiſche Behandlung

der 5 erſten bibliſchen Geſchichten des Alten Teſta -

ments , im Jahre 1929 das Bibelleſen in Volks⸗ und

Höheren Schulen und daneben die Behandlung eines

Themas aus dem Lehrplan für den Religionsunter —

richt an Fach - und Fortbildungsſchulen . Auch die

Schulſynoden wurden ſorgfältig vorbereitet und

durchgeführt . Nicht überall hat ſich die Uberzeugung

durchgeſetzt , daß die Schulſynoden etwas Gutes und

Wertvolles ſind . Immer wieder werden vielmehr

Stimmen laut , die ſich gegen ſie ausſprechen und

ſie als eine zu ſchwerfällige Einrichtung erklären .

Auch an grundſätzlichen Gegnern der Schulſynode

fehlt es nicht , die den früheren Zuſtand der alljähr —

lichen Bezirksſynode zurückwünſchen . Wir halten den

Wechſel zwiſchen Bezirksſynode und Schulſynode ,

wie ihn die Kirchenverfaſſung vorſieht , für das

Richtige . Der Religionsunterricht nimmt in unſerem

ganzen kirchlichen Leben eine ſo wichtige Stellung

ein , daß ſich eine regelmäßige Schulſynode wohl

rechtfertigen läßt . Anderſeits ſind ſelbſt 2 Jahre

für das religiöſe und ſittliche Leben und ſeine Ent —

wicklung in der Gemeinde noch eine kurze Zeit , und

ſchon bei dieſem 2jährigen Wechſel der Bezirksſynode

ſind die Berichte wie die Beſprechungen oft recht

einförmige . Einer häufigeren Abhaltung der Bezirks —

ſynoden können wir daher ebenſowenig das Wort

reden als der Abſchaffung der Schulſynoden .

2. In die Berichtszeit fällt eine Reihe von beſon

deren Ereigniſſen und Gedenktagen , die teils

für die ganze evang . Kirche , teils für unſere Landes —

kirche von Bedeutung waren .

Am 8. Juni 1927 gedachte die evang . Kirche

des 200jährigen Todestags Auguſt Hermann

Franckes . Den Geiſtlichen wurde empfohlen , an

einem der Pfingſtfeiertage in der Predigt an die

Bedeutung Franckes für unſere evang . Kirche zu

erinnern , und die Religionslehrer wurden veranlaßt ,

in den oberen Klaſſen eine Religionsſtunde dem

Gedächtnis Franckes zu widmen .

Vom 17 . bis 21 . Juni 1927 fand der Zweite

Deutſche evangeliſchle Kirchentag in

Aulage I .



auch in den Gemeinden unſerer Landeskirche in

Predigt und Hauptgebet deſſen gedacht , und an der

Tagung ſelbſt beteiligte ſich der Kirchenpräſident und
die von der Synode ernannten Mitglieder als Ver —
treter unſerer Landeskirche . Den Geiſtlichen wurde

empfohlen , in Vorträgen oder in den Gemeindeboten
über den Kirchentag zu berichten , um das Intereſſe
am Kirchentag in den Gemeinden zu wecken . Die

Kundgebung des Kirchentags über die Heiligkeit der

Ehe wurde in den Kirchen verleſen und in der

Predigt behandelt .
Am 80 . Geburtstag des Reichs⸗

präſidenten von Hindenburg , am 2. Okt . 1927 ,
wurde in den Gottesdienſten fürbittend des Ober —

hauptes unſeres Reiches gedacht .
Am 9. Auguſt 1928 ſtarb in Badenweiler der

frühere Großherzog Friedrich II . Am

darauffolgenden Sonntag wurde in den evang .
Kirchen unſeres Landes eine Anſprache verleſen , die
der Pflichttreue und Liebe gedachte , mit der der

heimgegangene Fürſt als Landesbiſchof unſerer
Kirche gedient und ſich zum evangeliſchen Glauben
bekannt hatte . Für den Tag der Beiſetzung in

Karlsruhe wurde Trauergeläute in allen Kirchen
angeordnet . An der Beiſetzung beteiligten ſich der

Kirchenpräſident und die Mitglieder der Kirchen⸗
regierung und des Oberkirchenrats , ſoweit dies
möglich war .

Anläßlich der im

abgehaltenen
Jahre 1928 in Freiburg

Hauptverſammlung des

Guſtav - Adolf - Vereins wurde das Trini⸗

tatisfeſt 1928 zugleich als Guſtav - Adolf - Sonntag
gefeiert und eine Kirchenſammlung auf dieſen Tag
angeordnet . Die darauf folgende Woche wurde als
Guſtav - Adolf⸗Woche begangen in dem Sinne , daß
im Religionsunterricht aller Schulen , in Jugend⸗ ,
Frauen - und Männervereinen auf die bedeutungs —
volle Arbeit des Guſtav⸗Adolf⸗Vereins hingewieſen
wurde . Unter ſehr ſtarker Beteiligung aus dem

ganzen Land fand die Veranſtaltung des Haupt —
vereins der Guſtav⸗Adolf - Stiftung dann im Sep⸗
tember 1928 in Freiburg ſtatt , von der Kirchen —
regierung durch den Kirchenpräſidenten begrüßt .

Königsberg ſtatt . Am Sonntag , den 19 . Juni wurde Dem Verein wurde eine Feſtgabe der Landeskirche
überreicht . Es darf angenommen werden , daß durch
die Freiburger Tagung das Intereſſe und der Eifer
für dies wichtige Liebeswerk unſerer evang . Kirche ,
das für unſere badiſche evang . Kirche mit ihrer
großen Diaſpora von beſonderer Bedeutung iſt , neu
geweckt und geſtärkt worden iſt .

Im September 1928 fand in Karlsruhe der

Deutſche evangeliſche Pfarrertag
ſtatt . Der Kirchenpräſident begrüßte ihn im Namen

unſerer Landeskirche , der Prälat leitete die Haupt⸗
verſammlung mit einer Andacht ein , Mitglieder der

Kirchenregierung und des Oberkirchenrats nahmen
nach Möglichkeit an den verſchiedenen Veranſtaltun⸗
gen teil .

Das Jahr 1929 ſtand unter dem Zeichen wich —
tiger Gedenkfeiern der reformatoriſchen Ereigniſſe
des Jahres 1529 . Die Erinnerung an denkleinen
Katechismus Luthers wurde am Sonntag ,
den 20 . Januar ( erſter Tafeldruck des Katechismus
20 . 1. 1529 ) in Predigt und Chriſtenlehre begangen ,
und den Religionslehrern empfohlen , auch im Re⸗

ligionsunterricht deſſen zu gedenken . Desgleichen
wurde angeordnet , daß am 19 . April 1929 in Volks⸗
und Höheren Schulen eine Religionsſtunde der be⸗
deutſamen Proteſtation zu Speyer ( 19 . 4.
1529 ) gewidmet und am Sonntag , den 21 . April
in Gottesdienſt und Chriſtenlehre dieſes Ereigniſſes
gedacht werde . An der Gedächtnisfeier , die in den

Pfingſttagen des Jahres 1929 in Speyer ſtattfand
und die eine gewaltige und eindrucksvolle Kund —

gebung des geſamten Proteſtantismus war , beteilig⸗
ten ſich die Mitglieder der Kirchenregierung und des

Oberkirchenrats ſowie eine ungezählte Schar Evan⸗
geliſcher , beſonders aus der badiſchen Pfalz . Auf
10 . Juli 1927 war bereits eine Kirchenſammlung für
die Unterhaltung der Gedächtniskirche in Speyer an —
geordnet worden .

Im September 1929 fand in Marburg eine
Feier zum Gedächtnis des Marbur ger Reli⸗

gionsgeſprächs ſtatt , bei der auch der Ober⸗
kirchenrat vertreten war .

Der Juni 1929 brachte die Erinnerung an
Pfarrer Oberlin im Steintal und Luiſe
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Scheppler ,

ſchen Kinderpflege . Den Geiſtlichen wurde

empfohlen , ihren Gemeinden dies Werk der Liebe

vor Augen zu ſtellen und nach Kräften zu fördern .

Am 2. Juni 1929 veranſtaltete der Badiſche Verband

für evangeliſche Kinderpflege zur Erinnerung an die

150 . Wiederkehr der Gründung der erſten Klein - ⸗

kinderſchule eine Feier in Karlsruhe , bei der der

Prälat die Feſtpredigt in der Stadtkirche hielt

und den Verband bei ſeiner Veranſtaltung in der

Feſthalle im Namen der evangeliſchen Kirche be —

grüßte .

Auf Grund eines Beſchluſſes des Deutſchen

evangeliſchen Kirchentags wurde auch für unſere

Landeskirche angeordnet , daß im Gottesdienſt im

Anſchluß an eine Erklärung des Kirchenausſchuſſes

der 10jährigen Wiederkehr des Ver —⸗

ſailler Diktats ( 28 . 6. 1919 ) gedacht und die

Not unſeres Volkes in das Licht des göttlichen

Wortes geſtellt werde .

Am 6. Oktober 1929 konnte die evangeliſche Ge —

meinde Freiburg die Hundertjahrfeier der

Grundſteinlegung der Ludwigskirche

begehen , bei der der Prälat die Gemeinde im Namen

der Kirchenleitung begrüßte .

Im Jahre 1930 begeht die evangeliſche Kirche das

400jährige Gedächtnis der Augsbur⸗

giſchen Konfeſſion . Bei der im Juni ſtatt⸗

findendenFeier wird auch unſere badiſche evangeliſche

Landeskirche vertreten ſein . Um dies grundlegende

Bekenntnis unſerer evangeliſchen Kirche den Gemein —

den und auch der Jugend näher zu bringen , wurde

empfohlen , in Gottesdienſt und Unterricht , durch

Vorträge und bei ſonſt ſich bietenden Gelegenheiten

die wichtigſten Artikel des Bekenntniſſes zu be —

handeln , um in unſerem evangeliſchen Volk das

Verſtändnis für das Bekenntnis unſerer Kirche zu

wecken und zu ſtäkken . Am Sonntag , den 22 . Juni

wird eine kirchliche Volksfeier in Augsburg ſtatt⸗

finden . Einer an die Kirchenregierungen ergangenen

Anregung des Deutſchen evangeliſchen Kirchenaus —

ſchuſſes entſprechend wurde darum auch für unſere

Landeskirche auf dieſen Tag eine kirchliche Ge

dächtnisfeier angeordnet .

die Begründer der evangeli⸗ 3. Zu verſchiedenen brennenden Fragen und

Ereigniſſen der Zeit , die für das ſittliche

und religiöſe Leben unſeres Volkes von Bedeutung

zu ſein ſchienen , hat der Oberkirchenrat öffentlich

Stellung genommen . So wurde nach der Aufführung

des Zeittheater ſtückes „ Krankheit der Jugend “

gegen dieſe Art Bühnenſpiel Einſpruch erhoben , da

wir ſie für das ſittlich - religiöſe Leben unſeres Volkes

als beſonders ſchädlich erachten . Der Einſpruch hatte

Erfolg , das Stück „ Ton in des Töpfers Hand “

wurde infolgedeſſen abgeſetzt .

Entgegen der bisherigen Übung ſollte ſchon vor

dem Buß - und Bettag mit karnevaliſtiſchen

Veranſtaltungen begonnen werden . Wir

haben uns öffentlich dagegen gewandt und erreicht ,

daß dieſe Veranſtaltungen unterblieben .

Der Bitte des Verbandes der weiblichen Handels —

und Büroangeſtellten entſprechend haben wir uns

für den 5 - Uhr - Ladenſchluß am Heili⸗

gen Abend eingeſetzt und die Glieder unſerer

evangeliſchen Kirche aufgefordert , am Heiligen Abend

ihre Einkäufe vor 5 Uhr zu vollziehen . Die Pfarr —

ämter wurden veranlaßt , ihren Gemeinden davon

Kenntnis zu geben .

In einem Aufruf an die Gemeinden unſeres

Landes haben wir der unter ſchwerem Druck der

Verfolgung ſ ſtehenden Chriſten in

Rußland gedacht und zur Fürbitte für ſie auf

gefordert . Auch wurde den Geiſtlichen empfohlen ,

im ſonntäglichen Fürbittegebet ihrer zu gedenken .

Zur Unterſtützung der aus Rußland

flüchtigen Chriſten wurden die Gemeinden

aufgerufen . Aus verſchiedenen Kirchenbezirken gingen

Gaben hierfür ein .

B. Gottesdienſt und Gemeindeleben .

2
1. Von einer weſentlichen Hebung des Gottes —

dienſtbeſuchs während der Berichtszeit kann

nicht geredet werden . Die Hemmungen , die teils in

der geiſtigen Verfaſſung unſerer Zeit und unſeres

Volkes , teils in der Entfremdung ganzer Volkskreiſe

von der Kirche liegen , beſtehen fort . Die Über —

treibungen der Sportsbetätigung bei der Jugend



ſind noch keineswegs verſchwunden , ebenſowenig iſt
ein Rückgang des Feſtefeierns zu bemerken .

Sonntag iſt durch dieſe Dinge nach wie vor in

Anſpruch genommen . Für die Kirche bleibt keine

Zeit und keine Luſt . Wo die kirchliche Sitte noch

Kraft genug beſitzt , iſt davon auch vielfach das

gottesdienſtliche Leben noch getragen . Das iſt auf
dem Lande mehr der Fall als in der Stadt .

ſchmähung der Taufe , der Konfirmation , der kirch —

lichen Beerdigung kommen deshalb wenigſtens in

unſeren Landgemeinden ſelten vor , und die Macht
der Sitte wirkt teilweiſe auch noch in die ſtädtiſchen
Gemeinden hinein . Indes wurde auf den Bezirks

ſynoden auch der ländlichen Bezirke über ein lang —
ſames Schwinden kirchlicher Sitte geklagt . Kirchen —

zucht iſt auch unter der Jugend ſchwer durchzuführen ,
weil das Elternhaus verſagt . Vielfach ſchreitet die

Verachtung des Sonntags und des Gottesdienſtes
bei jung und alt in erſchreckendem Maße fort . Die

Entkirchlichung unſerer ſtädtiſchen Gemeinden aber

iſt ja längſt ein brennendes Problem und wird es

in der Gegenwart immer mehr . Beſonders von ſeiten
der proletariſchen Freidenker und Kommuniſten hat

ſeit einiger Zeit eine zielbewußte Agitation für

Kirchenaustritt eingeſetzt , die unſere Kirche zur

ernſten Wachſamkeit antreibt und alle kirchentreuen

Kreiſe zu gemeinſamer Abwehrarbeit feſt zuſammen —

ſchließen ſollte . Es iſt ſchmerzlich , zu ſehen , wie die Ge —

bildeten in unſerer evangeliſchen Kirche dieſem kirchen —

feindlichen Anſturm mit einer kirchlichen Indifferenz

gegenüberſtehen , die dem ſo gern betonten Proteſtan
tismus recht übel anſteht . Die Not , in der wir uns

befinden , wenn es gilt , auch Gebildete für unſere

kirchlichen Körperſchaften oder für ſonſtige kirchliche
Mitarbeit zu gewinnen , iſt eines der Symptome
dieſes unnormalen Zuſtandes . Auch unſere evan —

geliſchen Akademikervereinigungen
führen immer noch ein ſehr beſcheidenes und allzu

verborgenes Daſein , wenn ſie auch wenigſtens als

ein kleiner Sauerteig angeſehen werden dürfen .
Hier tut auf der ganzen Front unermüdliche Werbe⸗

arbeit not .

2. Daneben ſoll keineswegs verſchwiegen werden ,

Ver⸗

daß in Stadt und Land durch Predigt und

Der

Seelſorge , durch die religiöſe Unterwei⸗

ſung der Jugend , durch Vortrags - und

Vereinstätigkeit , durch Jugend⸗ - und

Wohlfahrtsdienſt treue und unermübdliche

Arbeit geſchieht zum Aufbau des religiöſen und

kirchlichen Lebens . Unſere Geiſtlichen ſind , wenig —

ſtens in den größeren Gemeinden , oft bis an die

äußerſte Grenze ihrer Kraft angeſpannt und vor der

Zeit im Dienſt verbraucht . Auch unſere kirch —

lichen Körperſchaften zeigen vielfach ein

anderes Bild als früher . Sie ſind lebendiger und

tätiger geworden , und eine ganze Reihe von Alteſten
und Vertretern arbeiten an den religiöſen Aufgaben

bewußt mit und wiſſen ſich für den kirchlichen Aufbau
der Gemeinden und für das geiſtliche Leben in ihnen

verantwortlich . Davon geben die Kirchen - und

Dekanatsviſitationen , die Bezirksälteſtentage und

ſonſtige Gelegenheiten manch erfreuliches und hoff

nungsvolles Zeugnis .
3. Die von uns längſt erſtrebte und von der

Landesſynode gebilligte Teilung der großen
Gemeinden wurde weiterhin zu erreichen geſucht
und in einigen Fällen auch erreicht . Sie iſt im In⸗

tereſſe einer gründlicheren ſeelſorgerlichen Erfaſſung
und Bedienung dringend erwünſcht , wird aber

hauptſächlich durch die wirtſchaftliche Notlage unſerer

Kirchengemeinden , manchmal auch durch die Macht
der Gewohnheit , aufgehalten . Mit dem Bau von

Kirchen und Pfarrhäuſern muß freilich in der gegen —

wärtigen Zeit der Not zurückgehalten werden . An

Stelle von Pfarrhäuſern können es auch aus⸗

reichende Pfarr wohnungen tun , und wo für
die Zwecke des Gottesdienſtes auch die Erſtellung

einfacher gottesdienſtlicher Räume nicht möglich iſt ,
kann vielfach durch Vermehrung der Gottes —

dienſte geholfen werden . Früh - und Abend⸗

gottesdienſte finden zwar in den meiſten
größeren Gemeinden ſtatt , doch nicht überall in der

nötigen Zahl und Regelmäßigkeit . Faſt ganz fehlen
noch die Vormittagsgottesdienſte zu

ſpäterer Stunde ( 11 Uhr ) , die in den

Städten doch wohl ein Bedürfnis ſind und bei ra —

tioneller Einteilung der Zeit auch durchzuführen ſein

müßten .
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4. Wochengottesdienſte und Bibel

ſtunden haben ſich mehr und mehr durchgeſetzt .

Selten freilich werden ſie das ganze Jahr hindurch

gehalten , meiſt gehen ſie von Advent bis Oſtern .

Die Zahl der Gemeinden , in denen überhaupt kein

Gottesdienſt während der Woche ſtattfindet , wird

erfreulicher Weiſe immer kleiner . Vereinzelt iſt

immer noch der wöchentliche Frühgottes —

dienſt an einem Werktag . Wo er eingeführt iſt ,

hat man keine ſchlechten Erfahrungen damit gemacht .

Er muß nur ganz kurz , mehr eine Morgenandacht ,

ſein . Über den geringen Beſuch der Wochengottes —

dienſte durch Männer wird faſt überall geklagt .

5. Abendmahlsfeiern finden außer an

den Feſttagen meiſt auch in der feſtloſen Zeit des

Kirchenjahres und in manchen Gemeinden all —

monatlich ſtatt . Die in Viſitationsbeſcheiden oder

ſonſt ergangenen Anregungen wurden in den meiſten

Fällen befolgt , und es hat ſich gezeigt , daß dieſe

kleinen regelmäßigen Abendmahlsfeiern einem Be⸗

dürfnis entſprechen und beſonders in der Stadt

Anklang fanden .

6. Zu den erfreulichen Erſcheinungen des kirch —

lichen Lebens gehören die Kindergottes⸗

dien ſte . Sie beſtehen jetzt in faſt allen größeren

Gemeinden und werden im allgemeinen recht gut

beſucht . Noch ganz vereinzelt iſt der Verſuch ,

Schülergottesdienſte einzurichten . Dies

wäre eine lohnende Aufgabe für unſere Religions

lehrer .

7. Die Chriſtenlehre hat , wie es ſcheint ,

mit wachſenden Schwierigkeiten zu kämpfen . Zwar

gibt es noch eine ganze Reihe von Gemeinden , ja
Gemeinde . Allerdings wird er ſehr verſchieden geKirchenbezirke , in denen 4 Jahrgänge Übung ſind

und auch regelmäßig kommen . In den Städten und

Vorſtädten aber hält es ſchwer , auch nur die dort

üblichen 2 Jahrgänge zuſammenzuhalten , und in

2 Stadtgemeinden ( Mannheim und Pforzheim ) iſt
die Chriſtenlehre auf 1 Jahrgang zuſammen

Mädchen und Knaben getrennt ſind und nur je alle

14 Tage oder gar noch ſeltener zuſammenkommen ,
ſo iſt der Einfluß , der auf die konfirmierte Jugend

in der Chriſtenlehre ausgeübt wird , mehr als be⸗

ſcheiden . Wir halten dafür , daß man unter 2 Jahr -

gänge nicht heruntergehen ſollte und glauben , daß

das auch unter den ſtädtiſchen Verhältniſſen durch

führbar iſt . Was die Zeit der Chriſtenlehre betrifft ,

ſo wird ſie in den meiſten ländlichen Gemeinden

immer noch am Nachmittag gehalten und damit auch

der Gemeinde Gelegenheit zu einem Gottesdienſt

gegeben . Freilich nimmt der Beſuch der erwachſenen

Gemeindeglieder ſtark ab . Dadurch verliert die

Chriſtenlehre zweifellos an Bedeutung . Die von uns

immer wieder an die Kirchenälteſten und Vertreter

der Gemeinden gerichtete Bitte , ſelber die Chriſten —

lehre zu beſuchen und dadurch auch den anderen

Gemeindegliedern ein Vorbild zu geben , fiel da und

dort auf guten Boden . Doch darf hierin ganz all

gemein noch viel mehr geſchehen . Wir halten es an

der Zeit , daß die Landesſynode eine Entſcheidung

trifft , dahingehend , daß 1. keine Gemeinde für ſich

allein die Zahl der Jahrgänge und die Zeit der

Chriſtenlehre ändern darf , 2. daß eine Verlegung

der Chriſtenlehre vom Nachmittag auf den Vormittag

nur in ganz dringenden Fällen ſtattfinden ſoll und

eines Beſchluſſes des Bezirkskirchenrats und der

Genehmigung des Oberkirchenrats bedarf , 3. ſollte

die Landesſynode an die Kirchengemeinderäte die

Bitte richten , daß ſie der Chriſtenlehre ihre ernſteſte

Aufmerkſamkeit zuwenden , damit dieſer Gottesdienſt

nicht mehr und mehr ſeinen durch Jahrhunderte be —

zeugten Wert und ſeine Bedeutung für die kon —

firmierte Jugend wie auch fürdie Gemeinde

verliert .

8. Der Jugendſonntag erfreut ſich faſt

allgemein der Beliebtheit bei der Jugend und bei der

feiert , je nachdem in der Gemeinde eine organiſierte

kirchliche Jugend vorhanden iſt oder nicht . Im

letzteren Fall wird er mehr als Familienſonntag

gehalten , im erſten Fall mit mehr oder weniger ſtarker

aktiver Beteiligung der Jugend . Der Volks —

geſchrumpft . Wenn man dabei noch bedenkt , daß die trauertag am Sonntag Reminiscere wurde in

der Berichtszeit wohl in allen Gemeinden kirchlich

begangen und weiſt , nach der Kollekte zu ſchließen ,

überall einen guten Beſuch auf . In der Frage des

—



geſetzlichen Schutzes für dieſen Tag hat ſich nichts daß eine weſentliche Anderung der ſonntäglichen
geändert . Auch iſt unter den deutſchen Landeskirchen
keinerlei Einigung bezüglich der kirchlichen Feier des

Tages erzielt . In einzelnen Gemeinden wird außer —
dem eine Feier zum Gedächtnis der Toten

am Abend des Allerheiligentages oder bei einer

anderen Gelegenheit abgehalten . Am Buß - und

Bettag wird , wie es ſcheint , da und dort , im

Nachmittags⸗ oder Abendgottesdienſt der Toten ge—

dacht . Es muß aber betont werden , daß eine eigent

Gottesdienſtordnung überall abgelehnt wurde . Im
übrigen gingen die Meinungen natürlich weit aus —

einander .

liche Totenfeier mit dem urſprünglichen Sinn unſeres
Buß⸗ und Bettages nicht übereinſtimmt . Höchſtens
läßt ſich eine Erwähnung der Toten damit verbinden .

Ob der Muttertag auch kirchlich gefeiert und

wieweit die von der Landesſynode an Stelle des

früheren Frauenſonntags empfohlenen außer⸗

den , entzieht ſich unſerer Kenntnis .

9. Die kirchliche Volksmiſſion hat auch
in der Berichtszeit ihren Dienſt für die Kirche aus —

Sogenannte liturgiſche Andachten finden
in vielen Gemeinden ſtatt . Eine reichere Aus —

geſtaltung der Abendmahlsliturgie , die Einführung
von Wochenendfeiern und muſikaliſchen Andachten
wurde vielfach gewünſcht , der Lobvers nach dem

Eingangsgebet , das Halleluja nach der Schriftleſung
und das Amen nach dem Segen ſind weithin ein —

geführt . Der Wunſch nach ſtärkerer Beteiligung der

Kirchenchöre , nach Hebung des Gemeindegeſangs
wurde laut . Auch weitergehende Wünſche , wie ſie
die „ liturgiſche Konferenz “ vertritt , wur⸗

den geäußert . Dieſe richtete auch eine Reihe von

Anträgen an den von der Landesſynode eingeſetzten
gottesdienſtlichen Veranſtaltungen abgehalten wer⸗

geübt und im Jahr durchſchnittlich in 20 Gemeinden

gearbeitet . Es waren meiſt Landgemeinden , doch
wurde ſie wiederholt auch von Heidelberg , dann von

Mannheim , Konſtanz , Offenburg , Pforzheim , Wein⸗

heim , Mosbach , Wertheim , Neckargemünd , Wiesloch
gerufen . Ihre Beurteilung und ihre Aufnahme in

den Gemeinden iſt naturgemäß eine ſehr verſchiedene .
Daneben iſt auch in manchen Bezirken freie Evan —

geliſation gewünſcht und gehalten worden . Die

Urteile , die auf den Bezirksſynoden und bei anderen

Gelegenheiten über den Erfolg und Wert der Evan —

geliſation laut wurden , ſind meiſt recht zurückhaltend .
Es hat den Anſchein , als ob der Zug zur Evan —

geliſation in unſerer Zeit nicht allzu ſtark ſei . So⸗

weit übrigens die kirchliche Volksmiſſion in Betracht
kommt , kann feſtgeſtellt werden , daß der Beſuch der

Veranſtaltungen faſt durchweg ein recht guter war .

10 . Die Frage der liturgiſchen Geſtal —
tung bzw . Bereicherung des Gottes —

dienſtes ſtand auf den Bezirksſynoden des Jah —
res 1928 zur Verhandlung . Es wurde eingehend in

allen Synoden berichtet , und die Frage wurde mit

lebhaftem Eifer beſprochen . Das Ergebnis war dies ,

Agendenausſchuß . Der wichtigſte war der ,
daß neben der einfachen Gottesdienſtordnung eine

erweiterte zu freiwilligem Gebrauch in die neue

Agende aufgenommen und daß die in den „ An⸗
betungsgottesdienſten “ von Dr . Eiſenlöffel ſtehenden
Liturgiſchen Andachten verwendet werden möchten .
Der Ausſchuß hat die Anträge geprüft und , ſoweit er

es für angebracht hielt , berückſichtigt . Im einzelnen
verweiſen wir auf die Vorlagedes Agenden —
entwurfs , die der Synode zugegangen iſt . Der

der Agende vorangeſtellte „liturgiſche Wegweiſer “
enthält die Grundſätze , nach denen der Entwurf
bearbeitet iſt , und zu denen wir die Zuſtimmung
der Synode beantragen .

Auch das neubearbeitete Perikopenbuch iſt
der Synode als beſondere Vorlage übergeben .

Die Erneuerung unſeres Geſangbuches iſt
eine dringende Aufgabe . Wir empfehlen der Landes⸗

ſynode , einen Ausſchuß zu beſtellen , der dieſe Arbeit

vorbereitet .

Der auf Grund einer Eingabe des früheren kirchen —
muſikaliſchen Ausſchuſſes von der Landesſynode 1927

gegebenen Anregung , zu unſerem amtlichen Prälu —
dienbuch ein Beiheft zu ſchaffen , wurde Folge
gegeben und Profeſſor Dr . Poppen damit beauftragt .
Die Arbeit iſt im Gang .

11 . Die Kirchenchöre befinden ſich in einer

gewiſſen Kriſis , einerſeits durch die um ſich greifende
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Singbewegung , andererſeits durch die Jugend⸗

vereinigungen . Ihre Mitwirkung bei unſeren

Gottesdienſten wird in den Gemeinden allgemein

als ſehr wertvoll geſchätzt , ſie bedürfen aber , um ihre

Aufgaben weiterhin erfüllen zu können , dringend der

Unterſtützung und Förderung durch die Kirchen —

gemeinden und die Geiſtlichen . Um ihre Hebung
und Beratung iſt der Landeskirchenmuſikdirektor ,

Herr Profeſſor Dr . Poppen , eifrig bemüht , der

einzelne Bezirke beſucht , die Kirchengeſangsfeſte vor⸗

bereitet und leitet und in den regelmäßig im Früh⸗

jahr und Spätjahr von der Landeskirche veranſtal⸗
teten Dirigenten - und Organiſtenkur⸗

ſen einen Stamm tüchtiger Kirchenchordirigenten

heranzubilden und ein den kirchlichen Anforderungen

entſprechendes Orgelſpiel zu fördern ſucht . In dieſem

Frühjahr findet auch zum erſten Mal ein ſolcher
Kurs in etwas weiterem Rahmen in Karlsruhe ſtatt ,
der von dem Leiter der badiſchen Muſikhochſchule ,

Herrn Direktor Philipp , gemeinſam mit Herrn

Profeſſor Dr . Poppen veranſtaltet und geleitet
wird und eine theoretiſche und praktiſche Weiter —

bildung der Kursteilnehmer bezweckt . Er verſpricht

reiche kirchenmuſikaliſche Anregung .

12 . Große Sorge macht uns die Ausbil

dung der künftigen Organiſten , da die

Frage der Geſtaltung der Lehrerbildungsanſtalten
und infolgedeſſen auch die Frage der kirchen -

muſikaliſchen Vorbildung der künftigen Lehrer noch

keineswegs geklärt iſt . Es wird wahrſcheinlich nicht

ausbleiben , daß die Kirche dieſe Ausbildung von

ſich aus in die Hand nehmen , oder wenigſtens dabei

in weitem Maße mitwirken muß , um die notwendige

Vorbildung ihrer Organiſten ſicher zu ſtellen . Dazu

aber wäre ein kirchenmuſikaliſches In —

ſtitut in Heidelberg dringend erforderlich . Ob

die wirtſchaftliche Lage unſerer Landeskirche die

Errichtung dieſes Inſtituts im Laufe der nächften

Jahre ermöglicht , bleibt dahingeſtellt .

13 . Die Opferwilligkeit und Liebes

tätigkeit in den Gemeinden war eine durchweg recht

erfreuliche . Sowohl die Kollekten , deren Zahl in

den beiden letzten Jahren ſoweit als möglich wieder

verringert wurde , als auch die ſonſtigen Gaben für

kirchliche und Reich Gottes Zwecke erreichten eine

beträchtliche Höhe . Die von der Landesſynode im

Jahre 1927 beſchloſſene Ernte - und Dankfeſt - Kollekte

für die Erwerbsloſen und Notleidenden wurde

in den darauffolgenden Jahren durchgeführt . Der

Ertrag war ein guter , und doch war die Summe im

Vergleich zu der großen Zahl der Notleidenden und

derer , die einen Anteil davon zu empfangen hofften ,

ganz verſchwindend gering .

C. Kirchliche Amter und Stellen .

1. Nach einer von der Landesſynode gegebenen

Anregung ſollte der Oberkirchenrat um ein

geiſtliches Mitglied vermehrt werden , da beſonders

die oberſte Leitung des Religionsunterrichts eine

immer zunehmende Belaſtung der geiſtlichen Bank

des Oberkirchenrats bedeutete und es außerdem

wünſchenswert erſchien , den Kirchenpräſidenten

möglichſt von einzelnen Reſſortaufgaben zu befreien .

Mit Entſchließung vom 22 . Juni 1928 berief die

Kirchenregierung den Landeskirchenrat Pfarrer

Ernſt Schulz in Karlsruhe in den Oberkirchen —

rat . Am 1. Oktober 1928 trat er ſein Amt an .

2. Die theologiſche Doktorwürde

erhielten von der theologiſchen Fakultät in Heidel

berg : Oberkirchenrat Ernſt Schulz , Kirchenrat

Wilhelm Schulz in Karlsruhe und Pfarrer

Ziegler in Kork .

Zu Kirchenräten wurden ernannt : Im

Jahre 1927 : Dekan Hauß in Linkenheim , Pfarrer

Wilhelm Schulz in Karlsruhe , Pfarrer Gö tz

in Heidelberg , Pfarrer Karl in Bötzingen , Dekan

Barner in Villingen , Dekan Becker in Pforz⸗

heim , Dekan Fiedler in Mosbach , Pfarrer

Kattermann in Freiburg , Pfarrer Wolf —

hard in Durlach , Dekan Maier in Neckar⸗

gemünd , Dekan Raupp in Denzlingen , Dekan

Schlier in Heidelberg . Im Jahre 1928 : Pfarrer

Arnold in Wiesloch , Pfarrer Doerr in Richen ,

Oberpfarrer Ebbecke in Bruchſal , Pfarrer

Faißt in Schopfheim , Pfarrer D. Dr . From

—

——



mel in Heidelberg , Pfarrer Herrmann

Karlsruhe , Pfarrer Hindenlang in Karlsruhe ,
Dekan Koppert in Weinheim , Pfarrer Lice .

Kühner in Waldkirch , Dekan Maher in Mann

heim , Pfarrer Dr . Mertz in Kirchheim , Dekan

Renner in Heidelsheim , Pfarrer Renner in

Karlsruhe , Oberpfarrer Saeltzer in Freiburg .
Im Jahre 1929 : Pfarrer Gilg in Handſchuhs —

Dekan Kolb in Tannenkirch , Pfarrer
Kappes in Wertheim , Pfarrer Kern in

Pforzheim .

Zu Kirchenmuſikdirektoren

ernannt : Im Jahre 1927 : Orgelbaukommiſſär

Hauptlehrer Theodor Barner in Karlsruhe , Or

ganiſt der Stadtkirche Hans Wogel in Karlsruhe .

Im Jahre 1928 : Muſiklehrer Organiſt Ernſt
Dapper in Mannheim , Studienrat Muſikinſpek
tor Otto Autenrieth in Heidelberg . Im Jahre

wurden

in

1929 : Organiſt Heinrich Lenz in Mannheim . Im
Jahre 1930 : Kapellmeiſter Mar Gündel in

Badenweiler .

3. An geiſtlichen Stellen wurden wäh —
rend der Berichtsperiode neu errichtet : 18

Pfarreien und 5 Vikariate und
* während des

Jahres 1927 die Pfarreien : ffenburg⸗Oſt ,

Pforzheim - Buckenberg , Wyhlen und bie Vikariate

Bühl , Mannheim⸗Käfertal . Im Jahre 1928

wurden neu errichtet : die Pfarreien Dürrheim ,
Bruchſal II , Freiburg - Oberwiehre , Heidelberg —
Handſchuhsheim II , Karlsruhe - Chriſtuskirche II ,

Karlsruhe - Mühlburg II , Königſchaffhauſen , Renchen

und Spielberg und die Vikariate Donaueſchingen ,
Freiburg⸗Melanchthonpfarrei und Schiltach . Im

Jahre 1929 wurden die Pfarreien Hauſach ,
Heiligkreuz . Karlsruhe - Beiertheim , Ruit , Schopf⸗
heim II und Tairnbach errichtet .

4. Im ganzen beſtanden am 1. Januar 1930

471 Pfarreien ( und 19 landeskirchliche Pfarr —
ſtellen , davon 18 definitiv beſetzt ) . 424 Pfarreien
waren beſetzt , 25 wurden nachbarlich

Lerſehen , 22
verwaltet . Es waren demnach am 1 . Januar 1930

im ganzen 424 Gemeindepfarrer ,

Landeskirche ,

8 Pfarrer der

11 für den Dienſt in Vereinen und

Anſtalten beurlaubte Pfarrer , 4 Pfarrer an ſtaat —

lichen Anſtalten und 22 ſtaatliche Religionslehrer .

Zur Erledigung kamen in der Berichtszeit
109 Pfarreien (41 im Jahre 1927 , 28 im Jahre

1928 , 40 im Jahre 1929 ) , und zwar 59 durch Ver —

ſetzung , 32 durch Zuruheſetzung ( 1927 : 10 , 1928 :

9, 1929 : 13) ,
7

durch Entlaſſung ( 1927 : 1, 1928 :

3, 1929 : 3) , 1 durch Beurlaubung , 4 durch Verzicht ,
6 durch T 5 ( 1927 : 2, 1928 : 1, 1929 : 3 ) .

Pfarrbeſetzungen un 138 ſtatt , und

zwar 67 durch Wahl ( 29 21 T 17) , 20 nach
§ 65 KV ( 10 ＋P37J 7 ) ,2 nach 8 66 Abſ . 1 Ziff .1
KV , 4 nach 8 66 Abſ . 1 Ziff . 2 KV und 21 nach
§ 66 Abſ . 1 Ziff . 3 KV ( Verzicht auf die Wahl ) .
Die letztere Ziffer iſt beſonders bedeutſam , weil ſie

zeigt , daß die Liebe der Gemeinden zur Pfarrwahl

im Rückgang begriffen iſt . Patronatspfarreien
wurden 24 beſetzt ( 7 ＋ 10 ＋ 7) .

Zur erſtmaligen 6 An

ſtellung gelangten 81 Geiſtliche ( : ,

und zwar 42 durch Gemeindewahl , 1 * § 65 KV

2 nach §S 66 Abſ . 13 nach § 66 Abſ .1 Ziff .1 KV ,

Ziff . 2 KV , 13 nach Abſ . 1 Ziff . 3 KV , 21 auf

Patronatspfarreien .
Die große Ziffer der nachbarlich verſehenen

Pfarreien iſt eine Folge unſeres Mangels an

Geiſtlichen . Die nachbarliche Verſehung
bringt — unangenehme Störungen und Un

regelmäßigkeiten im gottesdienſtlichen Leben der

betreffenden mit ſich und erfolgt deshalb
oft unter ſtarkem Widerſpruch der Gemeinden , be

ſonders wenn ſie eine Gemeinde Jahre lang trifft .
Wir haben ſie deshalb nur in den dringenden
Fällen angeordnet und im übrigen von der durch
die Landesſynode empfohlenen Zuſammenlegung
kleinerer Gemeinden abgeſehen . Solange wir aber

nicht einen genügenden Zugang an Kandidaten

haben , iſt die Mitverſehung von Gemeinden ein not

wendiges Übel .

5. Der Zugang an Geiſtlichen aus

den 6 Prüfungen der Berichtszeit ( 1927 —1929 )

betrug 52 ( 14 T 15 ＋ 23 ) . Dazu kommen 10

ſonſtige Aufnahmen ( 6 Pfarrer , 1 unſtändiger Geiſt⸗
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licher und 3 Miſſionare ) , im ganzen 62 . Dem 1
ein Abgang von 61 gegenüber ( 10 durch Tod ,

durch Verſetzung in Ruheſtand , 18 durch Ent⸗
laſſungy . Dieſes Verhältnis iſt ein ungünſtiges ,

weil eine Reihe notwendiger neuer Stellen zu be

ſetzen war und dadurch andere Stellen unbeſetzt

bleiben mußten . In den kommenden Jahren ſteht

ein ſtärkerer Zugang bevor . Zwar das Jahr 1930

weiſt vorausſichtlich noch die Zahl 20 auf , dagegen

iſt im Jahre 1931 die doppelte Anzahl zu erwarten ,

und wir werden dann in der Lage ſein , die noch

beſtehenden Lücken zu ſchließen . Die Kirchen

regierung hat im Hinblick darauf beſchloſſen , aus⸗

wärtige Geiſtliche nur in ganz beſchränkter Anzahl

und nur dann aufzunehmen , wenn es ſich um be —

ſondere Fälle oder um frühere badiſche Geiſtliche

handelt , um nicht unſern eigenen Kandidaten den

Weg zu verſperren . So wurde in letzter Zeit eine

ganze Reihe von Geſuchen auswärtiger Geiſtliche

um Aufnahme abgelehnt .

6. Mit Rückſicht auf den zu erwartenden ſtär —

keren Zugang , auch aus anderen Fakultäten , ſind

wir genötigt , die Beſtimmungen der theolo —

giſchen Prüfungsordnung ſtrenger ein

zuhalten und auch die Anforderungen der Prüfung

zu verſchärfen . Denn es iſt zu befürchten , daß manche

Studierende bei der Überfüllung der anderen Berufe

ſich der Theologie zuwenden , um ſicherer und raſcher

eine Lebensſtellung zu erlangen . Zwar glaubten

wir , an der Beſtimmung feſthalten zu ſollen , daß

Abiturienten von Realanſtalten ihre Sprach⸗

ergänzungsprüfungen innerhalb der 3 erſten Se —

meſter ablegen können . Denn wir haben die Er —

fahrung gemacht , daß aus dieſen Anſtalten oft ſehr

tüchtige und brauchbare Leute kommen , für die wir

eine gewiſſe Erleichterung ſchaffen müſſen , und daß

andererſeits auch Gymnaſialabiturienten keineswegs

immer eine zureichende ſprachliche Ausrüſtung mit —

bringen . Dagegen wird daran feſtzuhalten ſein , daß

die Ergänzungsprüfungen im Griechiſchen und

Lateiniſchen an einem badiſchen Gymnaſium ab —

gelegt werden müſſen und nicht vor andern Stellen

gemacht werden dürfen . Wir haben durch eine beſon —

dere Bekanntmachung im Verordnungsblatt darauf

hingewieſen . Auch iſt das Hebraicum unbedingt

zu verlangen und innerhalb der erſten Semeſter vor

iner theologiſchen Fakultät abzulegen .

r erſten theologiſchen Prüfung wurden je

3 2 Profeſſoren der Heidelberger theologiſchen

Fakultät in regelmäßigem Turnus zugezogen . An

der 2. theologiſchen Prüfung beteiligte ſich durchweg

der Direktor des praktiſchen theologiſchen Sen ninars,
Herr Geh . Kirchenrat Profeſſor D. Bar ſowie ein

geiſtliches Mitglied der Kirchenregierung .

7. Herrn Geh . Kirchenrat D. Bauer ,

deren

* 20jähriger Tätigkeit auf Herbſt 1930 von

ſeinem Amt als Leiter des praktiſchen theologiſchen
Se — zurücktritt , ſei auch hier der herzliche Dank

der Kirche ausgeſprochen für ſein unermüdliches und

ſegensreiches Wirken an den vielen Generationen

badiſcher Kandidaten , die mit dankbarer Verehrung

zu ihm aufblicken und denen er durch ſein vielſeitiges

Wiſſen , durch ſeine reiche Erfahrung und nicht am

wenigſten durch ſeine ganze Perſönlichkeit ein

Führer zum Dienſt in unſerer Kir 3 zeworden iſt .

8. Die perſönliche Fühlungnahme

auch der Kirchenleitung mit unſeren künf

tigen Kandidaten ſchei nt uns ein dringendes Er

fordernis zu ſein . Die beiden Prüfungen bieten für

ſich allein keine Gewähr dafür , daß die richtige Aus —

wahl und Sichtung getroffen wird . Wir verſuchen

daher , den Theologieſtudierenden bei Freizeiten oder

anderen Anläſſen , auch gelegentlich perſönlich , näher

zu kommen , einen Eindruck nicht allein von ihren

theologiſchen Fähigkeiten , ſondern auch von ihrem

Charakter und ihrer inneren Befähigung zum geiſt⸗

lichen Amt zu gewinnen und ſie in manchen Fragen ,

die für ihr ſpäteres Amt von Wichtigkeit ſind , zu

beraten . Auf dieſe Weiſe wird es auch u. U. gelin⸗

gen , ungeeignete Elemente beizeiten auszuſcheiden ,

bevor ſie zur Prüfung kommen , und den Eindruck ,

der bei der Prüfung gewonnen wird , und der doch

meiſt nur auf ihre intellektuelle Vereigenſchaftung

geht , wertvoll zu ergänzen .

9. Von den 19 Stellen für Pfarrer

der Landeskirche ſind z. Z. 18 planmäßig

beſetzt , nämlich : die Preſſeſtelle ( Hindenlang ) , das

——

—
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Landesjugendpfarramt die( Wolfinger ) ,
und Wohlfahrtsämter in Mannheim , Karlsruhe ,

Pforzheim und Freiburg ( Lutz , Bach , Kappes , Dr .

Schumacher , Albert ) , die Krankenhausſeelſorgeſtellen
in Mannheim , Karlsruhe und Heidelberg ( Kiefer ,

Jugend —

Sprenger , Spitzer ) , die kirchliche Volksmiſſion

( Bauer ) , die Studentenſeelſorgeſtelle in Heidelberg

( Dr . Duhm ) und 6 kirchliche Religionslehrerſtellen
an Fortbildungs - und Fachſchulen ( Borchardt ,

Godelmann , Lauer , Schmolck , Steinhauſer , Willa —

reth ) . Nicht planmäßig beſetzt iſt die Krankenhaus⸗

ſeelſorgeſtelle in Freiburg ; ſie wird durch Pfarrer

Gutekunſt verwaltet .

Von den 2 Studentenſeelſorgeſtellen iſt bis jetzt
nur die in Heidelberg beſetzt . Mit Entſchließung
vom 22 . Juni 1928 berief die Kirchenregierung den

Pfarrer Dr . Duhm in Aglaſterhauſen zum Stu —

dentenſeelſorger in Heidelberg . Wegen Beſetzung
der Freiburger Stelle wurden wiederholte Verhand —
lungen gepflogen , ohne daß es zu einem Ergebnis
kam . Der Mangel an Geiſtlichen , unter dem wir

bisher immer noch leiden , und der beſondere Cha —
rakter des ſeelſorgerlichen Dienſtes an der Studenten —

ſchaft erſchweren die Beſetzung dieſer Stellen ganz

außerordentlich . Wenig Geiſtliche ſind gerade zu

dieſer Tätigkeit geeignet . Dazu iſt die Methode ,

nach der der Dienſt der Kirche an den Studenten

geſchehen ſoll , noch ein ſtark umſtrittenes Problem .
Eine einigermaßen zureichende Erfahrung iſt in

keiner Landeskirche vorhanden . ſind überall

taſtende und unſichere Verſuche . Auch fehlt es nicht
an Stimmen , die den Seelſorgedienſt an den Stu —

denten überhaupt für ein ſehr gewagtes Experiment
halten und der ganzen Sache höchſt kritiſch gegen —

überſtehen . Aus allen dieſen Gründen ſcheint uns ,

zumal bei der gegenwärtigen Wirtſchaftslage auch
unſerer Landeskirche , eine gewiſſe Vorſicht , jeden⸗
falls eine gründliche Erwägung am Platze , bevor

die weitere Beſetzung einer Studentenſeelſorgeſtelle
erfolgt . Die Verhandlungen mit dem akademiſchen
Ausſchuß in Freiburg wegen Beſetzung der dortigen
Stelle ſind z. Z. noch in der Schwebe .

10 . Unſtändige Geiſtliche
1 . 1930 :

2waren es

122 ( gegenüber 424 Pfarrern ) ,

davon 108 im Dienſt der Landeskirche , 6 unſtändige

Religionslehrer an Höheren Lehranſtalten , 3 nicht
verwendet und 5 nicht im Dienſt der Landeskirche .

Ihre Zahl iſt noch immer unverhältnismäßig

hoch im Vergleich zur Zahl der Pfarrer . Durch

Teilung der großen Pfarreien würde nicht nur den

ſeelſorgerlichen Bedürfniſſen der Gemeinden gedient ,
ſondern es würde zugleich ein geſünderes und nor⸗

maleres Zahlenverhältnis zwiſchen Pfarrern und

Vikaren erreicht . Was dieſem Beſtreben hemmend
im Wege ſteht , iſt bereits erwähnt worden . Wir

werden das Ziel trotzdem nach Möglichkeit zu ver⸗

folgen haben .

Dem berechtigten Wunſch der älteren unſtändigen

Geiſtlichen , ein mehr ſelbſtändiges Arbeitsgebiet

übertragen zu bekommen , ſuchten wir ſoviel als

möglich Geltung zu verſchaffen , ohne immer das

rechte Verſtändnis dafür zu finden . Tatſächlich iſt
es in vielen Fällen auch ſehr ſchwer , eine Teilung
der Pfarrei zwiſchen Pfarrer und Vikar vorzu —

nehmen . Und doch wäre es dringend erwünſcht , daß
gerade in der Seelſorge auch die Kraft des jüngeren
Geiſtlichen mehr ausgenützt und dadurch eine inten —

ſivere ſeelſorgerliche Betreuung der Gemeinde er —

möglicht würde . Denn gerade daran fehlt es am

meiſten bei der ſonſtigen ſtarken Inanſpruchnahme
der Geiſtlichen in den großen Gemeinden .

Die Arbeit in den kirchlichen Jugendvereinigun —
gen der Gemeinden bleibt zum größten Teil den

Vikaren überlaſſen und liegt ihnen ja im großen und

ganzen als den jüngeren Geiſtlichen auch näher .
Soweit wir es überſehen können , ſind faſt alle unſere
Vikare , wenigſtens die in den Städten , mit Jugend⸗
vereinsarbeit befaßt , und es wird hierin zweifellos
von ihnen eine wichtige und reichliche Arbeit ge —

leiſtet . Dem Vikar ganz dieſe Arbeit zu überlaſſen ,
halten wir nicht für richtig , ſondern eine Mit⸗

beteiligung der Pfarrer um der Gemeinde und um

der Jugend willen für erwünſcht .

11 . Pfarrkandidatinnen waren es am

1. 1. 1930 : 6. Von ihnen waren 3 Pfarrgehilfinnen
( Burmann , Heyd , Winnecke ) , 1 unſtändige Reli⸗

gionslehrerin ( Dr . Gillet ) , 1 nicht verwendet ( Her⸗
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mann ) , 1 beurlaubt ( Wintermantel ) . Das Früh⸗

jahrexamen 1930 brachte 2 neue dazu .

Die Schwierigkeit in der Verwendung der

Pfarrkandidatinnen liegt darin , daß ſie nur einen

Teil pfarramtlicher Tätigkeit ausrichten können . In

der Seelſorge , zumal in der Krankenhausſeelſorge ,

werden ſie nicht voll anerkannt ; ſie können keine

Sakramente verwalten , und die Kanzel iſt ihnen

verſchloſſen . So bleibt eigentlich nur der Religions⸗

unterricht an Mädchenſchulen und die Stellung als

Gehilfin des Geiſtlichen , die aber ohne pfarramtliche

Funktion für Theologinnen unbefriedigend iſt und

auch von einer Gemeindehelferin ausgefüllt werden

kann . Daher ſind die Verwendungsausſichten für die

Pfarrkandidatinnen z. Z. ſehr gering , auch ſolange

es noch an geiſtlichen Kräften fehlt , und erſt recht ,

nommenen Schritte ohne Erfolg ( ogl . hierzu den

Abſchnitt „ Verfaſſung und Geſetzgebung “ Ziffer 5

wenn dieſe in genügender Anzahl vorhanden ſein

werden . Wir haben deshalb im Herbſt 1929 durch

eine Bekanntmachung im Kirchl . Geſ . ⸗ u. VBlatt

darauf aufmerkſam gemacht , daß Kandidatinnen der

Theologie in abſehbarer Zeit keine Gewähr der

Anſtellung innerhalb unſerer Landeskirche gegeben

werden kann . Vielleicht eröffnen ſich ihnen in Dia⸗

koniſſenanſtalten , in Werken der Inneren Miſſion ,

in kirchlichen ſozialen Frauenſchulen Arbeitsgebiete ,
die ſie befriedigen . Im Augenblick aber iſt ihre Lage

ſchwer , und es kann darum nicht mit gutem Gewiſſen

zum weiblichen Theologieſtudium ermuntert werden .

D. Arbeit der Kirche an der Jugend .

1. Nach dem Stand vom 1. Februar 1930 gibt

es in unſerer Landeskirche 399 Kleinkinder⸗

ſchulen und Kindergärten . Davon ſind

305 evangeliſch geleitete Anſtalten und 94 paritä⸗

tiſche . Die Zahl der evangeliſchen Kinder , von denen

dieſe Anſtalten beſucht werden , beträgt 26 815 , die

Zahl der katholiſchen und ſonſtigen Kinder 2549 .

An 199 Schulen ſind Schweſtern aus dem Diako⸗

niſſenhaus Nonnenweier , an 134 ſolche aus dem

Diakoniſſenhaus Bethlehem Karlsruhe , an 28 Schu —
len Schweſtern aus dem Mannheimer Mutterhaus

für Kinderpflege , an 2 Schulen Schweſtern aus dem

Karlsruher und an einer Schule Schweſtern aus
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dem Mannheimer Diakoniſſenhaus . Dazu kommen

35 Schulen mit freien Schweſtern .

2. Mit der Frage des Austritts der

Schüler aus dem Religionsunterricht

hat ſich die Landesſynode 1927 eingehend beſchäftigt

und mit allen Stimmen den Antrag ihres Ausſchuſſes

für Kultus und Unterricht gutgeheißen , in dem aus⸗

geſprochen wird : „ Die Synode wünſcht dringend ,

daß das Geſetz über die religiöſe Kindererziehung ,

das den Schülern von 14 Jahren volle Freiheit des

Austritts aus dem Religionsunterricht geſtattet ,

einer baldigen Durchſicht unterzogen wird , weil

dieſes Geſetz ſowohl der ſeeliſchen Lage der Kinder ,

als auch der Erziehungsaufgabe der Schule in keiner

Weiſe Rechnung trägt “ . Wir ſind dieſem Wunſche

nachgekommen , leider blieben die von uns unter⸗

letzter Abſatz ) .

In der Berichtszeit haben drei Lehrer aus

Gewiſſensgründen auf die Berechtigung zur

Erteilung des evangeliſchen Reli⸗

[ gionsunterrichts verzichtet , ſieben weiteren

mußte dieſe Berechtigung wegen Austritts aus der

Landeskirche entzogen werden .

In der gleichen Zeitſpanne haben 69 Schüler

über 14 Jahre ihren Austritt aus dem

Religionsunterricht erklärt , und zwar :

3 an Volksſchulen , 31 an Höheren Lehranſtalten ,

32 an Fortbildungsſchulen und 3 an Fachſchulen .

Die Austrittsziffer der Schüler unter 14 Jahren

beläuft ſich auf 72 ; davon entfallen 60 auf Volks⸗

ſchulen , 12 auf Höhere Lehranſtalten . Der Badiſche

Verband für Freidenkertum und Feuerbeſtattung

fordert immer unmittelbar vor Beginn jedes neuen

Schuljahres durch Agitation in der Preſſe und in

Verſammlungen zur Abmeldung der Schüler vom

Religionsunterricht auf , unter Bekanntgabe der

hierfür in Betracht kommenden geſetzlichen Be —

ſtimmungen .

3. Zu der ſimultanen Lehrerbildungs⸗

anſtalt in Karlsruhe ſind im Jahr 1928 zwei

weitere , nämlich die in Heidelberg und in Freiburg ,

hinzugekommen . Auch ſie tragen nach dem Wortlaut

2 *
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des Geſetzes ſimultanen Charakter . In Heidelberg
werden jedoch vorwiegend evangeliſche , in Freiburg

vorwiegend katholiſche Lehrer - Studenten aufgenom⸗
men . Während in Heidelberg von ſeiten der katho —
liſchen Kirche die Erteilung von katholiſchem Reli —

gionsunterricht nicht geſtattet wurde , ſahen wir uns

trotz ernſter Bedenken genötigt , einen ſolchen für die

wenigen evangeliſchen Beſucher der Freiburger

Lehrerbildungsanſtalt einzurichten . Sowohl für
Karlsruhe wie für Heidelberg war von uns die

Errichtung einer planmäßigen Religionsprofeſſoren⸗
ſtelle beantragt und auch vom Herrn Miniſter des

Kultus und Unterrichts in der dem ſtaatlichen Haus —
haltsplan angeſchloſſenen Darſtellung angefordert
worden . Da aber im Hinblick auf die Finanzlage
bei der endgültigen Feſtſtellung des Haushaltsplans
1930/31 auf Grund einer Staatsminiſterial - Ent⸗

ſchließung keinerlei neue Stellen aufgenommen wer —

den durften , wurden beide Stellen zunächſt geſtrichen .
Sie ſind aber für die Aufſtellung des Haushalts -
plans 1932/33 vorgemerkt worden .

Ein abſchließendes Urteil über die Neuordnung
der Lehrerbildung hinſichtlich des Religionsunter —
richts läßt ſich noch nicht fällen . Von einer merk —

baren Förderung dieſes Gegenſtandes kann aber

einſtweilen nicht geredet werden . Im übrigen hängt
auch hier Weſentliches von der Perſon des Unter —

richtenden ab , deſſen Darbietungen ſich heute im

Gegenſatz zum früheren Lehrerſeminar auf einer

akademiſchen Höhenlage halten müſſen .

Auf das Orgelſpiel wird von ſeiten der

Studierenden nicht immer der erwünſchte Wert

gelegt . Es ſind nur einzelne , die gut ſpielen , und

wenige , die ſich beſonders auszeichnen . Wir ver —

weiſen hiezu auf Abſchnitt B Nr . 12 dieſes Berichtes .
Im Rahmen der Neuordnung der Lehrerbildung

iſt auch für das Religionsfach eine neue Prü —
fungsordnun g von uns in Ausſicht genommen .
Es ſchien dazu die Sammlung einer gewiſſen Er

fahrung notwendig , die nunmehr als gegeben an —

geſehen werden kann . Auch die jetzt noch geltende
Prüfungsordnung für die Dienſt —
prüfung hat ſich überlebt und bedarf einer neuen

Bearbeitung .

4. Der Religionsunterricht an den

Volksſchulen iſt nach den bei uns eingehenden
Schulberichten und Prüfungsbeſcheiden in gutem
Stand . Es iſt ein großes Maß von Arbeit , das

von den Lehrern im allgemeinen gewiſſenhaft und

mit anerkennenswertem Erfolg , vielfach auch mit

einer beſonderen Hingabe geleiſtet wird . Auch hier
hat ſich das Bedürfnis nach einer neuen Prüfungs⸗
ordnung herausgeſtellt , weil hinſichtlich der Be —

aufſichtigung des Religionsunterrichts im Grunde

immer noch die Verordnung vom 19 . Februar 1905

in Geltung iſt , die inzwiſchen aber ſo vielfache Ab —

änderungen erfahren hat , daß ſich ſelbſt der Kundige
nur ſchwer zurechtfindet . Es iſt die Herausgabe einer

Sammlung beabſichtigt , die ſämtliche den Religions —
unterricht an Volksſchulen betreffenden Verordnun —

gen und Erlaſſe in überſichtlicher Weiſe darbietet .

In Kirchenviſitationsberichten iſt verſchiedentlich
darüber geklagt worden , daß das Schulgebet ,
mit dem nach § 14 der Dienſtweiſung für die Lehrer
an Volksſchulen auch der weltliche Unterricht be —

ginnen und ſchließen ſoll , vielfach nicht mehr geübt
wird . Gegebenenfalls iſt darauf hinzuweiſen , daß
dieſe Beſtimmung immer noch in Geltung iſt , ebenſo
wie der §S 5 der Verordnung des Unterrichtsminiſte⸗
riums vom 28 . November 1913 , durch welchen der

Gottesdienſtbeſuch der Schüler geregelt
und mit dem Abſatz 1 ausgeſprochen werden ſoll ,
„ daß es , obwohl der Beſuch des Gottesdienſtes für
die Schüler eine rein kirchliche Verpflichtung iſt , zu
den Aufgaben des Lehrers gehört , die Erfüllung
dieſer kirchlichen Pflicht den Schülern ans Herz zu
legen und ſie bei etwaigen Verſäumniſſen in ge⸗
eigneter Weiſe zu mahnen . Darüber hinaus geht die

Verpflichtung der Lehrer nicht ; ſie haben weder die

Pflicht zur Überwachung des Kirchenbeſuches noch

auch das Recht zur Anwendung von Schulſtrafen
wegen Verſäumnis des Gottesdienſtes “ .

Als das wichtigſte Ereignis auf dem Gebiet des

Religionsunterrichts darf wohl die auf Oſtern 1929

erfolgte Einführung des von dem Ausſchuß der

Synode bearbeiteten und von der Synode gut —
geheißenen neuen Katechismus bezeichnet
werden . Nach den Einführungsbeſtimmungen ſoll
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im 6. Schuljahr der I. Teil ( Frage 1 —29 ) , im

7. Schuljahr der II . Teil ( Frage 30 —72 ) und im

8. Schuljahr der III . Teil ( Frage 73 —89 ) durch⸗

genommen werden . Auf Grund der inzwiſchen ge —

machten Erfahrungen wird der dem 7. Schuljahr

zugeteilte Stoff als viel zu umfangreich und ſchwie —

rig bezeichnet , um in einem Schuljahr auch nur

einigermaßen ausreichend behandelt und gelernt zu

werden . Bei Gelegenheit der Religionsprüfung und

in Berichten iſt der dringende Wunſch ausgeſprochen

worden , dieſem Übelſtand dadurch abzuhelfen , daß

künftighin ſchon im 5. Schuljahr mit dem Katechis⸗

mus begonnen wird . Wenn dort die Gebote , im

6. Schuljahr die zwei erſten Artikel des Glaubens⸗

bekenntniſſes , im 7. Schuljahr der dritte Artikel und

im 8. Schuljahr der Abſchnitt „ vom neuen Leben “

behandelt werden , ſind dieſe Schwierigkeiten behoben

und es iſt dann auch im Blick auf die vielen Kinder ,

die ſchon im 7. Schuljahr zur Schulentlaſſung

gelangen , dem Konfirmandenunterricht in beſſerem

Maße vorgearbeitet . In gleicher Weiſe wird dann

in den Höheren Lehranſtalten der Katechismus von

Sexta bis Untertertia durchzunehmen ſein , ſo daß

der Obertertia ein kurzer Überblick über den Kate

chismus als Zuſammenfaſſung des bisher Er —

arbeiteten übrig bleibt .

5. Mit beſonderer Aufmerkſamkeit und ſteigender

Sorge verfolgen wir die Frage eines ausreichen —

den Nachwuchſes evangeliſcher Lehr⸗

kräfte an den Höheren Schulen , der ſeit

einer Reihe von Jahren , insbeſondere was die

Altphilologen , Germaniſten und die Vertreter der

ſogenannten „ Geſinnungsfächer “ betrifft , nicht mehr

dem evangeliſchen Bevölkerungsteil und der evan

geliſchen Schülerzahl an dieſen Schulen entſpricht .

Dieſe beklagenswerte Tatſache wirkt ſich bei der Be —

ſetzung von Direktoren⸗ und Profeſſorenſtellen in be —

ſorgniserregender Weiſe aus . Es beſteht auch da und

dort die Meinung , daß die vorhandenen evangeliſchen

Lehrkräfte bei Beſetzung wichtiger Stellen zurück —

ſtehen müßten . Eine Folge davon ſind ſtändig bei

uns einlaufende Beſchwerden evangeliſcher Kirchen

gemeinden über nicht paritätiſche Beſetzung von

Lehrſtellen . Ahnlich liegen die Verhältniſſe auch an
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den Handels - und Gewerbeſchulen . Nachdem nun

neuerdings für den Zugang zum höheren Schulfach

der numerus clausus eingeführt wurde , iſt zu be

fürchten , daß auf Jahre hinaus keine weſentliche

Anderung zu unſeren Gunſten erwartet werden kann .

Über die Religionszugehörigkeit der Direktoren ,

Lehrer und Schüler an Höheren Lehranſtalten ſowie

an Gewerbe - und Handelsſchulen gibt umſeitige

Tabelle Auskunft , die ungefähr dem Stand vom

15 . Mai 1929 entſpricht .

An den Höheren Schulen ſind z. Z. 16 (14)0 plan⸗

mäßige Religionslehrer ( Profeſſoren ) und 6 außer⸗

planmäßige Religionslehrer tätig . Eine planmäßige

Stelle an der Goetheſchule in Karlsruhe wird vor —

übergehend von einer außerplanmäßigen Lehrkraft

verwaltet . 7 weitere planmäßige Stellen ſind von

uns beantragt , vom Kultusminiſterium angefordert ,

aber infolge der unter Ziffer 3 bereits erwähnten

Staatsminiſterial⸗Entſchließung vom Staatshaus —

haltsplan 1930/31 wieder abgeſetzt und für 1932/33

vorgemerkt worden .

Aus dem Kreiſe der Elternſchaft wurde häufig

Klage darüber geführt , daß an den Höheren Schulen

faſt jede Anſtalt in den Oberklaſſen ein anderes

Religionslehrbuch eingeführt hatte . Dieſer Umſtand

machte ſich bei jedem Schulwechſel und auch da , wo

verſchiedene Kinder derſelben Familie verſchiedene

Schulen beſuchten , unangenehm fühlbar . In den

letzten Jahren wurde hinſichtlich dieſer Lehrbücher
eine größere Einheitlichkeit mit Erfolg angeſtrebt ,

die auch in ſachlicher Hinſicht dem Religionsunter

richt zugute zu kommen ſcheint .

6. Der Religionsunterricht an Fort —

bildungs - und Fachſchulen hat ſich nun

mehr überall gut eingelebt . Damit iſt die in früheren

Jahren oft ſchmerzlich vermißte religiöſe Führung

der werktätigen Jugend in der für die innere Ent

wicklung entſcheidenden Zeit gewährleiſtet und der

Kirche auch für dieſe Schulen der Einfluß ein⸗

geräumt , der ihr früher nur für die nicht mehr im

volksſchulpflichtigen Alter ſtehenden Schüler der

Höheren Schulen zugebilligt war . Auf Grund der

vorgelegten Berichte und unſerer eigenen Wahr⸗

nehmungen darf feſtgeſtellt werden , daß auf dieſem

——



Religionszugehörigkeit der Direktoren , Lehrer und Schüler an Höheren Lehranſtalten
ſowie an Gewerbe⸗ und Handelsſchulen .

Direktoren Lehrer mit Direktoren S ülerSchulen Schl
zuſ . ev. kath . zuſ . ] erv. kath. zuſ . ev. kath.

. i117 5 11 357103 242 4779 1795 2754

29,41 64,70 28,85 67,79 37,56 57,62

15 3 10 315 126 178 4960 2403 2292
in 23,08 76,92 40,00 56,51 48,45 46 , 21

Oberrealſchulen . 7 16 541233 290 8943 4453 4057
in / 30,43 69,57 43,0753,60 49,80 45,37

Aufbaurealprogymnaſium Ettlingen 1 — 1 10 — 10 105⁵ 64 39
in 0% 100 — 100 60,95 37,14

Aufbauoberrealſchulen 2 — 2 238 16 21 542 209 315
* ⸗ — 100 42,11 55,26 38,56 58,12

I . . . . . . . . . . 7 12 199 78 107 278813841301
in /% 36,84 63,16 39,20 53,77 49,64 46,66

Höhere Bürgerſchule ( Hornberg ) . 1 — 124 ⏑ 1 3 40 30 9
in — 10⁰ 25 75 75 22,5

ee — 12 3 8 46 14 30 — — —

Mädchenſchulen15 5 8 409 210 171 6875 3968 2319
( Mädchengymnaſien , ⸗Realgym⸗
naſien , ⸗Oberrealſchulen,⸗Real⸗
ſchulen und Frauenſchulen )

in / %% „ 33,33 53,33 51,34 41,81 57,72 33,73

Gewerbeſchulen . 43 575 255 308 631705 13626 17195
in . 40,54 58,10 44,35 53,57 42,98 54,23

Handelsſchulen . 52 10 41 410155 231 15274 6852 7577
in O 19,23 78,85 37,80 56,34 44,86 49,60

Spezialgebiet religiöſer Jugendunterweiſung im all⸗

gemeinen erfreuliche Ergebniſſe erzielt worden ſind.
Es hat ſich gezeigt , daß überall da , wo dieſer viel⸗

leicht ſchwierigſte Religionsunterricht in der richtigen
Weiſe angefaßt wird , auch immer eine lebendige
Beteiligung der Jugend feſtgeſtellt werden konnte .

Schwierigkeiten in bezug auf die Diſziplin haben
ſich nur in geringem Maße ergeben .

Die Synode 1927 nahm Gelegenheit , den haupt⸗
und nebenamtlich angeſtellten Religionslehrern an

Fach⸗ und Fortbildungsſchulen für ihre mit großer
Gewiſſenhaftigkeit und Hingabe geleiſtete Arbeit

herzlichen Dank auszuſprechen . Es gehört viel Mut
und eine beſondere Zurüſtung dazu , um in kirch⸗
lichem Sinn und Geiſt in dieſem Unterricht die

berufsſchulpflichtige Jugend mit der Fülle ihrer
Problematik führend zu beeinfluſſen und kirchlich
lebendig zu erhalten .

Zur Fortbildung der hauptamtlich ange⸗
ſtellten , ſeminariſtiſch vorgebildeten Religionslehrer
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wurde vom 3 . —8 . September 1928 ein Hoch —

ſchulkurs in Heidelberg abgehalten , der

von 31 Teilnehmern beſucht war . Die Erfahrungen ,

die wir dabei gemacht haben , ermutigen uns , einen

ähnlichen Kurs in baldige Ausſicht zu nehmen .

Dabei verkennen wir nicht , daß auch bei den als

nebenamtliche Religionslehrer an Fach - und Fort⸗

bildungsſchulen tätigen Geiſtlichen das Bedürfnis

nach ſolchen Kurſen vorhanden iſt . Auch ihre Ab —

haltung iſt beabſichtigt , und es iſt zu erhoffen , daß

durch ſie eine größere Einheitlichkeit in die Unter⸗

richtserteilung hineingebracht und neuer Mut und

Freudigkeit dafür geweckt wird .

Durch unſere Verordnung vom 27 . Juni 1927

iſt ein amtlicher Lehrplan für den Reli⸗

gionsunterricht in den Fortbildungs⸗

und Fachſchulen zunächſt verſuchsweiſe zur

Einführung gelangt . Sämtliche Religionslehrer

wurden aufgefordert , auf Ende des Schuljahres über

ihre mit dieſem Lehrplan gemachten Erfahrungen zu

berichten . Mit verſchwindenden Ausnahmen wurde

Klaſſen und die Einhaltung der Höchſtgrenze des

Stundendeputats der Lehrer drängt , wird mit Be⸗

ginn des Schuljahres 1930/31 einen Rückgang an

Religionsklaſſen auch in den Fortbildungs - und

Fachſchulen zur Folge haben und vielleicht zu

einer weiteren Einſparung von Religionslehrerſtellen

führen . Inhaber planmäßiger Religionslehrerſtellen

werden jedoch hiervon nicht betroffen werden , wenn

auch im einzelnen Falle ſich die Verſetzung auf eine

andere Stelle nicht umgehen laſſen wird .

7. Die freie evangeliſche Jugend⸗

arbeit in den Gemeinden wird zum größten Teil

von den evangeliſchen Jugendverbänden geleiſtet .

Es beſtehen z. Z. neun Landesverbände , von denen

jeder einem Reichsverband evangeliſcher Jugend an —

feſtgeſtellt , daß ſich der Lehrplan im großen und

ganzen gut bewährt habe und ſeine Beibehaltung

erwünſcht ſei . In dieſem Sinne hat auch der

Oberkirchenrat verfügt . Die Herausgabe einer Ma⸗

terialienſammlung ( Quellenbuch ) für die Hand der

Schüler wird von uns angeſtrebt .

Nach dem Stand vom 26 . Februar 1930 waren

8 theologiſch vorgebildete Religionslehrer an Fach⸗
und Fortbildungsſchulen tätig ( 7 planmäßig und

1 außerplanmäßig ) . Ferner 39 ſeminariſtiſch ge⸗

bildete Religionslehrer ( 7 planmäßig und 12 außer⸗

planmäßig ) . Beurlaubt zum Zwecke des Hochſchul⸗

ſtudiums ſind z. Z. 2 planmäßig angeſtellte Reli⸗

gionslehrer . Ein weiterer wurde bis zur Wieder⸗
herſtellung ſeiner Geſundheit in den einſtweiligen

Ruheſtand verſetzt . Neben dieſen hauptamtlichen

Kräften werden auch noch Aushelfer bis zu einem

vollen Deputat verwendet .

Der ſtarke Geburtenrückgang der Kriegsjahre
hat ſich bei dem diesjährigen Konfirmandenjahrgang
erſtmals erheblich bemerkbar gemacht . Er ſowohl ,
wie der bekannte Sparerlaß des Kultusminiſters ,
der auf die Zuſammenlegung nicht voll beſetzter

gehört . Zwei von ihnen ſind allerdings in den letzten

Jahren faſt bedeutungslos für die Jugendarbeit ge

worden , da ſie keinen Nachwuchs haben . Zu dieſen

neun Landesverbänden geſellt ſich noch der Evan —

geliſche Verein für Innere Miſſion A. B . mit zwei

eigenen Jugendverbänden , deren Mitgliederzahl un —

gefähr / der geſamten in evangeliſchen Verbänden

zuſammengeſchloſſenen Jugend ausmacht . Während

im Jahre 1926 die Jugendverbände noch rund

17 600 Mitglieder ( Jugendliche und Schulpflichtige )

umfaßten , ging die Geſamtzahl im Jahre 1927 auf

15 300 herunter , um im Jahre 1928 nochmals um

2200 Mitglieder zu ſinken . Hingegen zeigte das Jahr

1929 wieder eine leichte Aufwärtsbewegung durch

ein Mehr von 800 Mitgliedern gegenüber dem Jahre

1928 . Dieſer beträchtliche Rückgang in den letzten

Jahren findet nicht ohne weiteres ſeine Erklärung

in der Geburtenbeſchränkung . Denn die Abwärts —

bewegung in den Verbänden ſetzte etliche Jahre

früher ein , als ſie bei den Schulentlaſſungen in

Erſcheinung trat , und zeigt ſich vor allem unter den

Jugendlichen , während die Zahl der Schulpflichtigen

in den Vereinen ſich bis heute ungefähr auf gleicher

Höhe hielt . Andere Urſachen dürften hier wohl eine

ausſchlaggebende Rolle ſpielen : neben der wirtſchaft⸗

lichen Notlage und dem eifrigen Werben der poli

tiſchen Parteien um die Jugend gewiß auch die

Haltung eines großen Teils unſerer heutigen

Jugendgeneration , der problemlos und ohne Ver⸗
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langen nach tieferem Lebensinhalt dahinlebt . Dieſe
Generation hat die Jugendverbände vor eine völlig

gewachſen zeigten . Sie waren erſt genötigt , anders —

artige Wege zu ſuchen , um an die neue Jugend
heranzukommen .

Eine Aufgabe haben die Verbände in beſonders
ſtarkem Maße angefaßt und zum Teil ſelbſt , zum Teil

durch ihre Ortsgruppen und Vereine durchgeführt :
die Schaffung von Ferien - und Freizeitheimen . Vor

allem von der evangeliſchen Jugend in den Städten

wurden hier große Opfer gebracht , auch landes —

kirchliche Mittel wurden gerne zur Verfügung geſtellt .
Zu den ſchon beſtehenden Heimen ſind in den letzten

drei Jahren noch einige hinzugekommen , ſo daß

gegenwärtig insgeſamt 18 größere und kleinere

Ferien - und Freizeitheime vorhanden ſind . Sie liegen
zerſtreut über das ganze Land und bilden vielfach
die Mittelpunkte der Verbandsarbeit . Seit 1928

haben ſich dieſe Heime zum Verband Evangeliſcher
Jugendheime und Jugendherbergen Badens e. V.

zuſammengeſchloſſen .
Auch die auf kirchlichem Boden ſtehenden Landes —

verbände evangeliſcher Jugend haben ihren Zu⸗
ſammenſchluß . Sie gehören alle dem Ausſchuß für
evangeliſche Jugendpflege an , der ſeit 1920 beſteht .
Im Jahre 1927 hat dieſer Ausſchuß durch eine

Satzung feſtere Form gewonnen . Nach ihr liegt ſein
Vorſitz in Händen des jeweiligen Referenten für
Jugendpflege im Oberkirchenrat , während die Ge —

ſchäftsführung dem Landesjugendpfarrer zufällt .
Dadurch iſt die freie Jugendarbeit , ſoweit ſie durch

ſehr beachtlichen Faktor innerhalb der geſamten freien
Jugendarbeit bildet .

veränderte Situation geſtellt , der ſie ſich nicht ſofort

E. Wohlfahrtsdienſt und Fürſorgeweſen .

1. Zur Frage der Organiſation des Landes⸗

wohlfahrts - und Jugenddienſtes faßte die Landes⸗

ſynode am 9. Mai 1928 einſtimmig den folgenden
Beſchluß :

„ Die Synode bittet den Oberkirchenrat , dafür
zu ſorgen , daß der Landeswohlfahrtsdienſt ſo or —

ganiſiert wird , daß er beſſer geeignet iſt , die der

Kirche zufallenden Aufgaben zu erfüllen . “

Dieſe Aufgaben waren im weſentlichen die

Durchführung des Reichsgeſetzes für Jugendwohl —

fahrt , der Reichsverordnung über die Fürſorgepflicht ,

neuerdings auch des Geſetzes zur Bekämpfung der

Geſchlechtskrankheiten , ſowie aller damit in Zuſam⸗

menhang ſtehenden geſetzlichen Vorſchriften und Ver —

ordnungen des Reichs und des Landes innerhalb
der Landeskirche , ſoweit dieſelbe dabei mitzuwirken

hat . Es galt alſo , dieſe Mitwirkung ſicherzuſtellen
und die evangeliſchen Intereſſen auf dem Gebiete

der öffentlichen Wohlfahrts - und Jugendpflege wirk —

ſam zu vertreten . Das aber konnte nur geſchehen
im engſten Zuſammenarbeiten mit der Inneren

Miſſion , deren Aufgaben ſich auf Schritt und Tritt

mit den Aufgaben berührten , die der Kirche bei

der Durchführung der genannten Geſetze zufallen .
Darum war denn auch der Evangeliſche Landes —

wohlfahrts - und Jugenddienſt bei ſeiner Gründung

die Verbände geſchieht , in eine organiſche Ver⸗

bindung mit der Leitung der Kirche gebracht .
In welchem Umfang in den Gemeinden auch

außerhalb der Verbände evangeliſche Jugendarbeit
getrieben wird , hat eine im letzten Jahr von uns

erſtmals angeordnete Statiſtik der

Jugendvereinigungen ergeben . In weit über 200

Innere

evangeliſchen

Vereinen und loſeren Vereinigungen werden 3900

Jugendliche und Schulpflichtige geſammelt . Dieſe
Zahl iſt überraſchend hoch . Abſeits von den Ver —

bänden wird hier in aller Stille in den Gemeinden

hin und her Arbeit an der Jugend getan , die einen

im Jahre 1924 als eine Arbeitsgemeinſchaft zwiſchen
dem Badiſchen Landesverein für Innere Miſſion
und der Landeskirche organiſiert worden , und in

ſeinem Vorſtand ſaßen neben 3 Vertretern der

Landeskirche 3 Vertreter des Landesvereins für

Miſſion , darunter die beiden Vereins⸗

geiſtlichen der Inneren Miſſion , die zugleich aber

auch von der Landeskirche als Landeswohlfahrts —
pfarrer und Landesjugendpfarrer berufen ſind . Ent —

ſprechend der Zahl der Bezirksfürſorgeverbände und

Jugendämter wurden im Gebiet der Landeskirche

Eyvangeliſche Bezirkswohlfahrts - und Jugenddienſte
gebildet . Wie ein ſolcher Evangeliſcher Bezirks⸗
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wohlfahrts - und Jugenddienſt durch Anſtellung und

Verwendung einer hauptamtlichen Kraft nach allen

Seiten wirkſam ausgebaut werden kann , zeigt der

Verſuch , der damit in Raſtatt für die Stadt ſelbſt ,

für den Landbezirk und für die Stadt Baden - Baden

gemacht wurde und der ſich durchaus bewährt hat .

Auch für die auf Grund des neuen Geſetzes zur

Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten beſonders

dringliche Gefährdetenfürſorge wurde eine beſondere

Fürſorgerin berufen , die durch Vorträge , beſonders

auch auf dem Lande , durch Rückſprache mit Geiſt⸗

lichen und fürſorglich intereſſierten Organiſationen
und durch Verhandlungen mit den Behörden das

Intereſſe nicht nur für die Bekämpfung der Ge⸗

ſchlechtskrankheiten , ſondern für das geſamte Gebiet

der weiblichen Gefährdetenfürſorge zu wecken und

Anleitung zur Inangriffnahme ſolcher Gefährdeten

maßnahmen zu geben ſich bemüht .

Gerade dieſer Ausbau des Landeswohlfahrts

und Jugenddienſtes , dem auch noch , wie ſich bald

zeigte , eine Reihe von weiteren Einzelaufgaben zu

fallen , die zugleich aber auch Aufgaben der Inneren

Miſſion ſind , ließ erkennen , daß es wünſchenswert ,

ja notwendig ſei , Innere Miſſion und Landeswohl

fahrts - und Jugenddienſt in noch engere Verbindung

als bisher zu bringen . So entſtand der Gedanke ,

einen Geſamtverband der Inneren

Miſſion ins Leben zu rufen , der alle auf dem

Gebiet evangeliſcher Liebestätigkeit wirkenden Kräfte

und Organiſationen zu einheitlichem Handeln und

zur Vertretung der gemeinſamen evangeliſchen In

tereſſen gegenüber den ſtaatlichen und kommunalen

Behörden und den Verbänden der freien Wohlfahrts —

pflege zuſammenfaſſen ſollte . Nach längeren , teil

weiſe recht ſchwierigen Verhandlungen zwiſchen

Landeskirche , Landesverein und Landesverband für

Innere Miſſion entſtand ſo der Geſamtver

band für Innere Miſſion in Baden ,

deſſen Satzung als eingetragener Verein am 23 . Ok

tober 1929 einſtimmig angenommen wurde . Sein

Vorſtand beſteht aus Vertretern der Landeskirche ,

der örtlichen Wohlfahrts - und Jugendämter , der

Bezirkswohlfahrts - und Jugenddienſte und der
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9 Gruppen , in denen die Anſtalten , Vereine und

Verbände der Inneren Miſſion zuſammengefaßt ſind .

Außerdem gehören ihm der Landeswohlfahrts - und

der Landesjugendpfarrer mit beratender Stimme an ,

die zugleich kraft ihres Amtes Geſchäftsführer des

Geſamtverbandes ſind und von der Evangeliſchen

Kirchenregierung als Pfarrer der Landeskirche be

rufen werden . Innerhalb dieſes Geſamtverbandes

ſollen von jetzt ab die ſpeziellen Aufgaben des

Landeswohlfahrts - und Jugenddienſtes von einem

Ausſchuß beſorgt werden , der aus der Mitte des

Geſamtvorſtandes gebildet wird und dem außer dem

Vorſitzenden des Geſamtverbandes diejenigen Mit —

glieder des Vorſtandes angehören , die mit der Ver

tretung der Intereſſen der Landeskirche betraut ſind

Möge aus dem engen Zuſammenſchluß von

Landeswohlfahrts - und Jugenddienſt und Innerer

Miſſion für dieſe wie für die Landeskirche reicher

Segen erwachſen !

Aus der Arbeit des Landeswohlfahrts - und

Jugenddienſtes im einzelnen iſt noch zu berichten :

Auf Grund ſeiner Teilnahme an den Sitzungen

des Zentralausſchuſſes für Innere Miſſion und an

den dortigen Geſchäftsführerkonferenzen waren der

Landeswohlfahrtspfarrer und durch ſeine Zugehörig

keit zum Landesjugendamt der Landesjugendpfarrer

in der Lage , die dort eingehend erörterten Fragen

für die Landeskirche und die Innere Miſſion frucht —

bringend zu verwerten und auf den einzelnen Ge —

bieten mit allerlei wertvollen Anregungen zu dienen .

Auch mit den andern Organiſationen der freien

Wohlfahrtspflege , mit denen die Innere Miſſion

in der Badiſchen Landesgemeinſchaft von Haupt

verbänden der freien Wohlfahrtspflege zuſammen

geſchloſſen iſt , fand in gemeinſamen Sitzungen ver

ſchiedener Art ein reger Gedankenaustauſch ſtatt .

Bei den Vertretern der ſtaatlichen und kommu

nalen Behörden fanden unſere Vertreter meiſt wohl

wollende Unterſtützung und vielfach volles Ver

ſtändnis für unſere aus ernſten Grundſätzen ſich

ergebenden Forderungen .

In ſechs Städten Freiburg , Heidelberg ,

Karlsruhe , Lahr , Mannheim , Pforzheim ſind

83

——
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Evangeliſche Jugend - und Wohlfahrtsämter einge⸗
richtet , die in vier Städten von landeskirchlichen
Geiſtlichen geleitet werden , währeud in den zwei
andern die Leitung in der Hand einer Fürſorgerin
liegt . Im ganzen ſind 5 Pfarrer und ein unſtändiger
Geiſtlicher hauptamtlich tätig neben einer Reihe von

fachlich geſchulten Hilfskräften .

Zuſamenkünfte der Wohlfahrts - und Jugend
pfarrer und der Hauptmitarbeiter und Mitarbei —

terinnen aus den Wohlfahrts - und Jugenddienſten
haben regelmäßig ſtattgefunden . Dabei wurden die

wichtigeren aktuellen Fragen gemeinſam erörtert .

Neuerdings wurde eine Arbeitsgemeinſchaft
zwiſchen den Leitern der evangeliſchen Fürſorge —
erziehungsanſtalten und den Leitern und Mitarbei —
tern des Landeswohlfahrts - und Jugenddienſtes und
ſeiner ſtädtiſchen Wohlfahrts - und Jugenddienſte
gegründet zur Erörterung und Klärung allerlei ſie
gemeinſam intereſſierenden Fragen .

Im Oktober 1927 fand in Herrenalb ein von
Vertretern aus 22 Bezirken ſehr gut beſuchter drei⸗

tägiger Kurs des Landeswohlfahrtsdienſtes ſtatt mit

zahlreichen , über die verſchiedenſten Fragen orien⸗
tierenden Referaten bei regſter Anteilnahme der
Erſchienenen .

Gelegenheit zur Erteilung von allerlei von
Pfarrämtern , Vereinen , Verbänden , Anſtalten und

Einzelperſonen erbetenen Auskünften bot ſich reich —
lich , auch konnte durch Vorträge in Stadt und Land
aufklärend gewirkt und das Intereſſe für die Mit⸗
arbeit geweckt werden .

Auf die Bedeutung richtiger Beſetzung der Aus —

ſchüſſe , beſonders bei den Bezirksfürſorgeverbänden ,
mußte immer wieder hingewieſen werden ; bei den
ſtattgehabten Neuwahlen wurden unſere Vorſchläge
auch meiſt berückſichtigt .

Das Nachrichtenblatt des Landeswohlfahrts⸗
dienſtes entſpricht einem dringenden Bedürfnis ; es
will über allerhand Fragen auf dem Gebiet der

Wohlfahrtspflege orientieren und für Mitarbeit von
Geiſtlichen und Laien werben .

Die Vertretung der evangeliſchen Intereſſen bei
allen dieſen Aufgaben erforderte einen umfangreichen

Schriftwechſel , viel Kleinarbeit und zahlreiche Einzel
bemühungen , von denen vielfach der Erfolg abhängt .

Zur Frage der Gemeindehel 4—
rinnen hat die Landesſynode in ihrer Sitzung
vom 9. Mai 1928 folgende Entſchließung einſtimmig
angenommen :

22.

„ In den Gemeinden der großen Städte erweiſt
ſich die Anſtellung von Gemeindehelferinnen immer
mehr als unabweisbare Notwendigkeit . Sie iſt aber

infolge der dadurch bedingten Belaſtung der öffent —
lichen Fonds vielfach nicht durchführbar . Die Synode
bittet die Behörde , zu prüfen , ob die Bereitſtellung
landeskirchlicher Mittel zur Anſtellung von Ge⸗

meindehelferinnen möglich iſt ; zugleich wären Richt⸗
linien für die Vorbildung der Gemeindehelferinnen
feſtzuſetzen . “

Die hier geforderte Prüfung hat durch den Ober⸗

kirchenrat und die Kirchenregierung in eingehendſter
Weiſe ſtattgefunden , ebenſo ſind die gewünſchten
Richtlinien wenigſtens grundſätzlich aufgeſtellt wor⸗
den . Allein eine am 15 . Januar 1930 ſtattgefundene
Beratung von Vertretern der Behörde und der zu —
nächſt in Frage kommenden Gemeinden hat gezeigt ,
daß die Meinungen über die Art der Verwendung

der Gemeindehelferinnen und damit im engſten Zu
ſammenhang über die zu fordernde Vorbildung ſowie
über ihre Anſtellung und die Aufbringung der er⸗

forderlichen Mittel , ob durch die Landeskirche oder

durch die Gemeinden oder durch beide zugleich , ob
direkt durch in den Voranſchlag der Landeskirche
oder der Gemeinden einzuſtellende Beträge oder ob
indirekt durch Verminderung der Dotationsbeiträge ,
noch ſoweit auseinandergehen , daß eine endgültige
Regelung völlig ausgeſchloſſen war . Immerhin hat
die Kirchenregierung beſchloſſen , in den Voranſchlag
60 000 ½. ,/l / einzuſtellen , die zur Ermöglichung der

Anſtellung von Gemeindehelferinnen nach Maßgabe
des vorhandenen Bedürfniſſes zur Verfügung geſtellt
werden ſollen . Eine Verordnung über Ausbildung
und Anſtellung der Gemeindehelferinnen , die zunächſt
durch die Gemeinden mit Zuſtimmung des Ober —
kirchenrates erfolgen ſoll , iſt in Ausarbeitung be⸗
griffen .
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F. Soziale Betätigung der Kirche .

Am 1. Mai 1928 wurde der Diplomvolkswirt

Dr . rer . pol . Ernſt Faber probeweiſe mit der Leitung

des Evangirchlichen Sozialamtes betraut . Die

planmäßige Anſtellung erfolgte am 1. Mai 1929 .

Das Sozialamt hat zunächſt die Aufgabe , die

Kirchenleitung über den Stand der ſozialen Vor —

gänge auf dem laufenden zu halten . Dies erfolgt

durch Vorlage von Zeitungsausſchnitten , Zeit —

ſchriften , bzw . durch gutachtliche RAußerung . Zur

Informierung der Pfarrerſchaft über die ſoziale Lage

ſprach der Leiter des Sozialamtes auf Bezirks⸗

ſynoden , Pfarrſynoden und Pfarrkonferenzen , ſowie

auf 5 von der badiſchen Landesgruppe des Kirchlich —

ſozialen Bundes veranſtalteten Pfarrerkurſen . Zur

Einführung der Theologieſtudierenden in die Pro —
bleme der kirchlichen Sozialarbeit referierte er auf

Veranlaſſung von Geheimerat D. Bauer am Praktiſch⸗

theologiſchen Seminar in Heidelberg wöchentlich

zweiſtündig über die Probleme der kirchlichen Sozial —
arbeit im Winterſemeſter 1928/29 und 1929/30 .

Um bei den Kirchengemeindevertretern das Ver —

ſtändnis für die kirchliche Sozialarbeit zu fördern ,

gibt das Sozialamt vierteljährlich ein Mitteilungs —
blatt „ Die ſoziale Arbeit der Kirche “ heraus .

Mit den einzelnen Berufsſchichten wurde die

Fühlung aufgenommen . Der Leiter des Sozialamtes

ſprach auf Jugendkurſen , Bildungskurſen , Kartell —

verſammlungen , Bezirkskonferenzen und Familien

feiern der chriſtlichen Gewerkſchaften und nahm an

den Sitzungen der Verbände , ſoweit es ſeine Dienſt —

geſchäfte erlaubten , teil .

Für ſtellenloſe Kaufleute wurde mit Unterſtützung
des Landesarbeitsamts für Baden , Württemberg und

die Pfalz ein Berufsſchulungskurs abgehalten , an

dem das Sozialamt mitwirkte .

Auch mit den Berufsorganiſationen der Ange —
ſtellten , Arbeitgeber , Bauern uſw . nahm das Sozial —

amt die Fühlung auf . Außerdem ſprach der Leiter

des Sozialamtes noch auf Konferenzen der Jugend —
und Wohlfahrtspfarrer , an einem Kirchengemeinde —
abend , im Reichsbund der Kinderreichen , in der

Evangeliſchen Akademikervereinigung , im Volks
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kirchenbund religiöſer Sozialiſten , im Chriſtlichen

Verein Junger Männer , im Volksverein , auf der

Konferenz der Sozialpfarrer uſw . Zu dieſen Vor

trägen geſellte ſich literariſche Mitarbeit an Tages

zeitungen und Zeitſchriften .

Außerdem hat das Sozialamt den Grundſtock

einer ſozialen Literatur geſchaffen , ſowie einen

Hinweis auf ſozial - politiſch wichtige Aufſätze und

Zeitungsausſchnitte angelegt .

G. Kirchliche Preſſetätigkeit .

Das kirchliche Preſſeamt , verbunden mit der

Geſchäftsführung des Evangeliſchen Preßverbandes

für Baden , beſorgt zuſammen mit dem Evangeliſchen

Sozialamt die Durchſicht der von der Oberkirchen

behörde gehaltenen Zeitungen und ſammelt ſie in

einem Zeitungsausſchnittarchiv , ſoweit die Artikel

das religiös - ſittliche und das kirchliche Gebiet be

rühren . Es empfängt und bearbeitet die ihm zu

gehenden Nachrichten , in vielen Fällen übernimmt

es auch ſelbſt die Berichterſtattung . Es beſorgt die

Bedienung der kirchlichen und vor allem der außer

kirchlichen Preſſe mit kirchlichen Nachrichten und Auf

ſätzen in einer eigenen Preſſe - Korreſpondenz , die in

120 Exemplaren verſchickt werden . Dadurch tritt die

Kirche auch in den Zeitungen als ein Faktor des

öffentlichen Lebens hervor . Weiterhin leiſtet das

Preſſeamt eine umfangreiche literariſche Arbeit da

durch , daß es die Redaktionen mit Feſtleitartikeln
und ſonſtigem religiöſem Stoff verſieht . Allen kirch

lichen Organiſationen leiſtet es journaliſtiſche und

literariſche Arbeit für ihren Offentlichkeitsdienſt .
Neben dem Karlsruher Evangeliſchen Gemeindeboten

gibt das Preſſeamt unter Mitwirkung des Preſſe

referenten im Oberkirchenrat die „ EvangeKirchlichen

Nachrichten “ heraus . Dieſes Blatt iſt für die Kirchen

gemeindevertreter beſtimmt und wird von faſt allen

Gemeinden für dieſe gehalten . Es erſcheint in einer

Auflage von 13 000 Exemplaren und gibt auch der

Landeskirchenbehörde Gelegenheit , zum Kirchenvolk

zu ſprechen und Gegenwartsfragen in ihrem Sinne

behandelt zu ſehen . Dem Preſſeamt iſt die Spezial —

behandlung aller der Fragen zugewieſen , die mit
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dem Filmweſen , dem Kampf gegen Schmutz und

Schund , dem Geiſtlichen Laienſpiel , dem Rundfunk
zuſammenhängen . Dadurch , daß das Preſſeamt alle

ihm zugegangenen aktuellen Broſchüren ſammelt und

ausleiht , gibt es Handreichung zur Abfaſſung von

Vorträgen über aktuelle Fragen . Der Preßverband
gibt auch Verlagsartikel heraus , die temporären
Charakter haben . So ließ er in jüngſter Zeit eine

äußerſt billige Broſchüre mit dem deutſchen Text
des Augsburgiſchen Bekenntniſſes erſcheinen ; dieſe
Broſchüre mußte bereits in einer Auflage von
25 000 Stück gedruckt werden . Dieſes Verlags
geſchäft , das auch einen Reingewinn abwirft , ver⸗

urſacht eine ausgedehnte Kaſſeführung . Dem Preſſe⸗
amt iſt vom Oberkirchenrat eine Angeſtellte für
36 Stunden in der Woche beigegeben .

H. Bautätigkeit der Kirche .

Die kirchliche Bautätigkeit war in den Jahren
1927 , 1928 und 1929 ſo rege wie wohl in keinem

früheren Berichtszeitraum . Nachdem die Geſundung
der wirtſchaftlichen Verhältniſſe durch Einführung
ſtabiler Geldwertverhältniſſe eingeleitet war , zeigte
ſich in faſt allen Kirchengemeinden das dringende
Bedürfnis , die baulichen Arbeiten , die wegen Kriegs⸗
zeit und Inflation unterlaſſen worden waren , nun —

mehr gründlich nachzuholen . Daß für die Kirchen⸗
gemeinden der Entſchluß hierzu nicht immer leicht
war , iſt verſtändlich , wenn man berückſichtigt , daß
die z. T . recht gut ausgeſtatteten Baufonds nicht
nur durch die Inflation und durch die Aufwertungs —
geſetzgebung in ihrem Beſtand ſtark verkleinert wor —

den , ſondern auch von geringer Ertragsfähigkeit ſind ,
ſolange die Vorſchriften der Aufwertungsgeſetzgebung
die Höhe des Zinſenertrages des Kapitalvermögens ,
worin das Vermögen der Baufonds in der Haupt⸗
ſache beſteht , begrenzen . Die Arbeitskräfte der Bau —

abteilung des Oberkirchenrats waren in den Berichts —
jahren in einer außergewöhnlichen Weiſe beanſprucht ,
ſo daß im Laufe des Berichtszeitraums eine erheb⸗
liche Vermehrung der Architekten notwendig wurde .

Außer dem die Geſchäfte der Bauabteilung leitenden
Baurat ſind z. Z. ein Diplom⸗Ingenieur , zwei Bau⸗

meiſter , ein ehemaliger Privatarchitekt und ein Bau —

führer mit der Beſorgung der Bauangelegenheiten
befaßt .

Wenn auch die ausgeführten Baulichkeiten über —

wiegend auf Koſten der Kirchengemeinden gingen ,
ſo waren doch auch die von der Landeskirche ver —

walteten ſogenannten unmittelbaren Kirchenfonds
( Unterländer Evang . Kirchenfonds , Kirchenſchaffnei
Rheinbiſchofsheim , Stiftſchaffnei Lahr ) eifrig be⸗

müht , die von ihnen kraft beſtehender Baupflicht zu
unterhaltenden kirchlichen Gebäude als würdige
Gotteshäuſer und wohnliche Pfarrhäuſer wieder

herzuſtellen . Es muß auch dankbar anerkannt werden ,
daß die ſtaatliche Hochbauverwaltung einen erheb⸗
lichen Teil der Kirchen und Pfarrhäuſer , zu denen

der Landesfiskus — Domänenärar — baupflichtig
iſt , nach Maßgabe der ihr vom Landtag zur Ver —

fügung geſtellten Mittel würdig und ſchön her

gerichtet hat .

1. Kirchengemeinden .

a. Neue Kirchen konnten infolge der ſchwie —
rigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe nur wenige er —

ſtellt werden . In Karlsruhe wurde eine Notkirche
( Matthäuskirche ) mit einem Koſtenaufwand von

235 000 N7/ , in Konſtanz - Petershauſen ebenfalls
eine Notkirche ( Pauluskirche ) mit einem Koſten —
aufwand von 100 000 ½ und in Moosbrunn eine

ſchlichte Dorfkirche mit einem Koſtenaufwand von

30 000 , % neu erſtellt . Ein neues Kirchlein in

der Diaſporagemeinde Neuenburg a. Rhein , welches
rund 50 000 7 . , / koſten wird , geht in dieſen Tagen
ſeiner Vollendung entgegen und in Mückenloch iſt
kürzlich der erſte Spatenſtich für eine neue Kirche
getan worden .

Umbauten und Erweiterungsbauten wurden an
den Kirchen in Bühl , Renchen , wobei der Bildhauer
Fortwängler Kanzel , Altar und Empore mit künſt⸗
leriſchem Schnitzwerk verſehen hat , und in Bahn⸗
brücken vorgenommen . Das Bedürfnis der Neu —

ſchaffung von Raum für die Gottesdienſtbeſucher
und der ſchlechte bauliche Zuſtand der Gebäude haben
in dieſen Fällen die Bauveränderungen notwendig
gemacht . In Untergimpern wurde das Glocken —
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Größere Inſtandſetzungen von Kirchen , meiſt in

Verbindung mit einer würdigen Ausmalung des

Kircheninnern , wurden in Bahlingen , Binau , Dais

bach , Eggenſtein , Eichel bei Wertheim , Helmſtadt ,

Hüffenhardt , Kenzingen , Kieſelbronn , Lahr ( Chriſtus —

kirche ) , Eſchelbach , Gondelsheim , Nüſtenbach , Ofin —

gen , Oſchelbronn , Schiltach , Stockach , Schlächten

haus und Ziegelhauſen ausgeführt . Die Entwürfe

für die Innenausſtattung rühren von verſchiedenen

Künſtlern , die meiſten von Kunſtmaler M. Götzel⸗

mann in Heidelberg , Kunſtmaler Fink in Karlsruhe

und in einem Fall auch von Bildhauer Fortwängler

in Freiburg , her . In Ehrſtädt war der ein Bau —

denkmal bildende Turm in einen gefahrdrohenden

Zuſtand geraten und mußte zuſammen mit dem

Außern der Kirche wieder hergeſtellt werden . In

Strümpfelbrunn war in der Kirche der Schwamm

ausgebrochen . Seine Beſeitigung verurſachte einen

Koſtenaufpband von 11 200 YN. l .

b. Neue Pfarrhäuſer wurden in Rippen

weier durch die Kirchengemeinde Heiligkreuz mit

einem Aufwand von 43 000 // , in Pforzheim für
die Nordpfarrei in Verbindung mit einem Gemeinde

ſaal , einer Vikars - und einer Schweſternwohnung für

95 000 σ , in Rheinfelden mit einem Aufwand

von 57 000 %½½, in Ruit um 29 500 / und in

Weinheim für die Südpfarrei von Weinheim - ⸗- Altſtadt

für 50 000 7,/ / erſtellt .

In Mannheim wurde für die obere Pfarrei an

der Konkordienkirche , deren bisheriges Pfarrhaus
als Geſchäftshaus vorteilhaft veräußert wurde , ein

neues Pfarrhaus , in Pforzheim - Brötzingen ein

Pfarrhaus mit Gemeindeſaal , in Donaueſchingen ,
wo das Pfarrhaus ungenügend war , ein neues

Pfarrhaus , in Freiburg ein neues Pfarrhaus für
die Ludwigspfarrei , in Hauſach ein Pfarrhaus , in

Leopoldshafen , wo das ungenügende alte Pfarrhaus
an die bürgerliche Gemeinde für Lehrerwohnungen

verkauft wurde , ein neues Pfarrhaus , in St . Ilgen
ein Pfarrhaus und in Schopfheim ein Pfarrhaus
für die obere Pfarrei im Wege des Kaufes erworben .
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Eine Pfarrwohnung im wiederaufgebauten Schloß

wurde von der bürgerlichen Gemeinde Tairnbach

für den Inhaber der neu errichteten Pfarrſtelle

in Tairnbach bereits zur Verfügung geſtellt .

Gründlich umgebaut und nach neuzeitlichen

Wohnungsbedürfniſſen inſtand geſetzt wurden die

Pfarrhäuſer in Achern , Adelsheim , Bahlingen ,

Bödigheim , Freiburg ( Melanchthonpfarrei ) , Hau

ingen , Ilvesheim , Kieſelbronn , Kirchardt , Oberkirch ,

Karlsruhe - Rüppurr und Siegelsbach .

c. Große Opferwilligkeit herrſchte in

einer erheblichen Anzahl von Kirchengemeinden , in

denen es ſich zum Zwecke der lebendigeren Aus

geſtaltung des Gemeindelebens um die Beſchaffung

von Gemeinderäumen für die Einrichtung von

Kinderſchulen , von Nähſchulen und von Verſamm

lungsräumen für die Gemeindeglieder behufs Ver

anſtaltung von Erbauungsſtunden , Vorträgen und

Gemeindefamilienabenden ( Gemeindehäuſer )

handelte . Neubauten , käufliche Erwerbungen und

Umbauten ſind gleich zahlreich hier vertreten .

Die Kirchengemeinde Dallau hat mit einem Auf

wand von 33 000 . ,½ % ein neuzeitliches Gemeinde

haus mit zwei Kinderſchulräumen und Schweſtern

wohnungen neu erbaut . Das von der Kirchen

gemeinde Durlach erſtellte Gemeindehaus , das nach

dem Koſtenvoranſchlag 220 000 “ . / erfordert , ſteht

vor der Vollendung . Es ſoll für längere Zeit auch

als Gottesdienſtraum Verwendung finden . In

Mannheim⸗Feudenheim wird z. Z. eine Kleinkinder

ſchule erſtellt , die nach dem Koſtenvoranſchlag
15 000 /½ koſten wird . In Heidelberg - Hand

ſchuhsheim hat der Evangeliſche Frauenverein auf
einem Grundſtück der Kirchengemeinde und mit ihrer

finanziellen Hilfe eine Nähſchule mit Schweſtern

wohnung um 80 000 / % erbaut . In Heidelberg

Wieblingen wurde von der Kirchengemeinde ein neu

erſtelltes Wohnhaus als Schweſternhaus käuflich um

15 000 ½,ͤerworben und darin die Krankenpflege

ſtation untergebracht . In Ilvesheim wurde unter

Darbringung großer freiwillger Opfer ſeitens der

Gemeindeglieder ein ſchönes Gemeindehaus erbaut ,
das 53 000 % , / Koſten verurſachte . Die Kirchen
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gemeinde Kehl hat an die Chriſtuskirche ein Saal - Gebäude erworben und es mit erheblichen Koſten
gebäude angebaut . Ein großes Gemeindehaus wurde zu einer Kleinkinderſchule mit Verſammlungsraum
von der Kirchengemeinde Lörrach vornehmlich für eingerichtet . Die Kirchengemeinde Fahrnau hat im
Schulzwecke erbaut . Es ſoll ſpäter noch erheblich Pfarrhaus einen Gemeindeſaal eingebaut . Die
erweitert werden . Eine beſonders rege bauliche [ Kirchengemeinde Freiburg hat das frühere Pfarr —
Tätigkeit entfaltete auf dieſem Gebiete die Kirchen⸗ haus der Ludwigspfarrei durch bauliche Verände —
gemeinde Mannheim . In dem neuen , aufſtrebenden rungen in ein ſchönes Gemeindehaus umgewandelt .
Stadtteil Mannheim⸗Neuoſtheim wurde ein Ge⸗ Die Kirchengemeinde Haßmersheim hat die alte
meindehaus mit Gottesdienſtraum , Kleinkinderſchule , Kleinkinderſchule zu einem kleinen Gemeindehaus
Schweſtern - und Vikarswohnung um 135 000 J½½%e erweitert . Die Kirchengemeinde Hockenheim hat
erbaut . Es bildet einen Beſtandteil einer größeren unter Aufwendung von mehr als 50 000 “ . ,/ / einen
kirchlichen Baugruppe , zu der noch Kirche und Pfarr⸗ Erweiterungsbau zu ihrem Gemeindehaus erſtellt ,
haus gehören . Weitere drei Kleinkinderſchulgebäude , in dem neben Schulräumen für Kleinkinderſchulen
zum Teil auch mit Gemeinderäumen für Gottes - auch Räume für Schweſtern - und Vikarswohnungen
dienſtzwecke , ſind im Entſtehen begriffenn . In dem eingerichtet wurden . Die Kirchengemeinde Huchen⸗
Diaſporaort Muggenſturm wurde zur Ermöglichung feld hat im Wirtſchaftsgebäude des Pfarrhauſes
der ungeſtörten und regelmäßigen Abhaltung von einen Gemeindeſaal eingebaut . Die Kirchengemeinde
Gottesdienſten ein Gemeindehaus erſtellt , in dem , Lahr hat ein Privathaus erworben und darin eine
um die Laſt für die wirtſchaftlich ſchwache Diaſpora⸗große Kinderſchule eingerichtet . Ebenſo hat die
gemeinde tragbar zu machen , auch Mietwohnungen Kirchengemeinde Ladenburg ein Wohnhaus er⸗
eingerichtet wurden , die in ſpäterer Zeit einmal , worben und darin Räume für Kleinkinderſchule ,
wenn die Gemeinde einen eigenen Geiſtlichen be- Jugendpflege und Verſammlungen in kleinerem
kommen ſollte , als Pfarrwohnung hergerichtet werden Kreiſe erſtellt . Die Kirchengemeinde Mannheim hat
können . Die Kirchengemeinde Neckarzimmern hat unter Ausnützung einer günſtigen Kaufgelegenheit
unter wohlwollender Förderung durch die orts - ein großes , in der Mitte des Stadtgebietes gelegenes
anſäſſige Großinduſtrie ein zweckmäßiges Gemeinde Anweſen erworben und es zu einem neuzeitlichen
haus neu erſtellt , deſſen Koſten allerdings den Vor⸗ Hoſpiz mit Verſammlungsſälen für die Kirchen⸗
anſchlagsſatz von 35 000 /½/ / erheblich überſteigen gemeinde umgebaut . Das Anweſen wird demnächſt
werden . In Wallſtadt wurde ein zwar kleines , infolge Erwerbung eines Nachbargebäudes und
aber doch recht zweckmäßiges Gemeindehaus um Umbau desſelben eine weitere Ausdehnung erfahren .
40 000 / / erbaut . Im Entſtehen begriffen ſind Der Vollſtändigkeit halber muß hier auch erwähnt
in Mannheim⸗Neckarau und in Heidelberg - Neuen - ⸗ werden , daß die Kirchengemeinde Karlsruhe das
heim zwei neue große Gemeindehäuſer . Gemeindehaus Blücherſtraße Nr . 20 vom Evan —

Sehr zahlreich ſind die Erwerbungen beſtehender geliſchen Verein der Weſtſtadt , von dem es aus
Gebäude zum Zwecke der Umwandlung in Gemeinde - eigenen Mitteln erſtellt worden war und dem es
häuſer . So hat die Kirchengemeinde Bötzingen a. K. bisher zu Eigentum gehörte , käuflich erworben hat ,
von der bürgerlichen Gemeinde das frühere Rathaus [ umes für die Geſamtkirchengemeinde verwertbar zuerworben und zu einer Kinderſchule umgebaut . Die machen . Die Kirchengemeinde Müllheim hat ein
Kirchengemeinde Eppelheim hat ein Privathaus er - älteres Wohnhaus erworben und es zu einem Ge —
worben , um darin eine Nähſchule einzurichten . Die meindehaus umgebaut . Zum Zwecke der Sammlung
Kirchengemeinde Donaueſchingen hat ihr altes [ der weit zerſtreuten Diaſporaleute wurde in der
Pfarrhaus als Gemeindehaus insbeſondere für eine [ Diaſporagemeinde Neuhauſen bei Pforzheim ein
Kleinkinderſchule umgebaut . Die Kirchengemeinde kleines Gemeindehaus erworben und durch Einbau
Ettlingen hat von der politiſchen Gemeinde ein eines Gottesdienſtraumes auch für gottesdienſtliche
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Zwecke nutzbar gemacht . Auch in Oberkirch wurde

ein Anweſen erworben , das in den kommenden

Jahren zu einem Gemeindehaus umgebaut werden

ſoll und auf deſſen unbebautem Teil einmal eine

Kirche erſtehen ſoll . Die Kirchengemeinde St . Geor —

gen hat mit kübnem Wagemut und unter großen

finanziellen Opfern der Gemeindeglieder ein Wohn

und Fabrikgebäude erworben , in dem im Laufe der
Zeit die erforderlichen Gemeinderäume und die

Wohnung für einen künftigen zweiten Pfarrer ein⸗

gerichtet werden ſollen . Mit nicht minderem Ver⸗

trauen hat die Kirchengemeinde Sandhauſen in einem

von ihr angekauften Fabrikgebäude ein durchaus

neuzeitlich und zweckmäßig eingerichtetes Gemeinde —

haus mit Kinderſchulräumen , Schweſternwohnungen ,

Jugend - und Vortragsräumen eingerichtet . Die

Aufbringung der für Verzinſung und Tilgung der

aufgenommenen Anleihen erforderlichen Geldmittel

macht allerdings der Gemeindevertretung ſchwere

Sorgen . Die Kirchengemeinde Seckenheim hat an

ihr Gemeindehaus einen Saal angebaut und die

Kirchengemeinde Fahrenbach - Trienz hat ein um

10 500 7,/ % gekauftes Privathäuschen mit einem

Koſtenaufwand von 3700 / . ½% als Kleinkinderſchule
mit Gemeindeſaal hergerichtet . Auch die Kirchen —

gemeinde Villingen hat für 28 000 % ½ % ein An⸗

weſen käuflich erworben und es unter Aufwendung
von 35 000 . zu einem Kinderſchulgebäude mit

Räumen für Jugendpflege umgebaut . Die Kirchen

gemeinde Weingarten hat ein früheres Wirtshaus

erworben und beabſichtigt , es nach und nach zu

einem Gemeindehaus umzubauen . Einſtweilen ſind

Kinderſchulräume mit einem Aufwand von 11000

M. ll eingerichtet worden . Ebenſo iſt die Kirchen

gemeinde Mannheim - Sandhofen dabei , zwei von ihr

erworbene Anweſen zu Gemeindehäuſern mit Klein

kinderſchule , Nähſchule und Jugendräumen auszu —

bauen . —

So erfreulich das Bild , das ſich auf Grund der

vorſtehenden Ausführungen über die Bautätigkeit der

Kirchengemeinden bietet , vom kirchlichen Standpunkt

aus als Zeugnis religiöſen Lebens in den Gemeinden

iſt , ſo darf doch nicht unausgeſprochen bleiben , daß

die finanziellen Möglichkeiten für die Durchführung
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nicht immer mit der erforderlichen Sorgfalt erwogen

worden ſind , daß vielmehr Ankauf und Neubau

projekte oft überſtürzt beſchloſſen worden ſind , ohne

daß die nötige finanzielle Vorbereitung durch Bereit

ſtellung eines erheblichen Teiles des aufzuwendenden
Geldes geſchaffen war . Die eine und die andere

Kirchengemeinde wird noch einige Zeit wegen dieſes

Unterlaſſens wirtſchaftlich ſchwer zu kämpfen haben .

Es iſt nicht nur eine nicht unbedenkliche Verſchul —

dung der Kirchengemeinden des badiſchen Kirchen —

gebietes im Laufe der letzten Jahre eingetreten , die

in ihrem Geſamtbetrag auf etwa 2 —27 Millionen

Reichsmark geſchätzt werden muß , ſondern es iſt auch

die Hilfe der Landeskirche in einer Weiſe in An —

ſpruch genommen worden , wie es nur ausnahms

weiſe einmal und nicht regelmäßig geſchehen kann .

Im Laufe der letzten drei Jahre wurden zur Er —

füllung dringender baulicher Bedürfniſſe leiſtungs —

ſchwacher Kirchengemeinden aus der Allgemeinen

Kirchenkaſſe rund 482 000 JN . / verwendet .

Mit Worten des Dankes darf hier auch der

Unterſtützungen gedacht werden , welche die Staats —

kaſſe an Kirchengemeinden nach Begutachtung des

Konſervators der kirchlichen Baudenkmäler in ſolchen

Fällen gegeben hat , in welchen das inſtandzuſetzende
kirchliche Gebäude unter Denkmalsſchutz ſtand . Es

ſind nicht wenige Fälle geweſen .

2. Landesfiskus .

a. Von den Bauarbeiten des Landesfiskus —

Domänenärar — die er auf Grund der ihm ob

liegenden Baupflicht an Kirchen ausgeführt hat ,

verdient hier die begonnene Wiederinſtandſetzung der

evangeliſchen Stadtkirche in Karlsruhe Erwähnung .
Die Kirche war ſ. Z. bei ihrer Erſtellung auf einen

Pfahlroſt aus Eichenholzbalken gegründet worden ,

der in den damals noch ſumpfigen Untergrund gelegt
worden war . Im Laufe der Jahrzehnte hat ſich der

Grundwaſſerſpiegel von Karlsruhe geſenkt . Die

Folge davon war die Trockenlegung des Holzroſtes .
Die Eichenpfähle gingen infolgedeſſen in Fäulnis

über und wurden unter dem Drucke des darauf

ruhenden Bauwerkes , vor allem des Turmes , zu —

—

——
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3. Allgemeine landeskirchliche
ſammengepreßt . Die Setzung des Mauerwerkes war 8.

jedoch keine gleichmäßige . Sie war am ſtärkſten an

der Altarwand , ſo daß der Turm ſich gegen das

Langhausdach neigte und ſowohl die Altarwand wie

auch die Turmmauern vertikal verlaufende Sprünge

bekamen , welche die Gefahr des Einſturzes als vor⸗

handen erkennen ließen . Mit einem Aufwand von

mehr als 100 000 / %r½ % hat die ſtaatliche Bau⸗

verwaltung unter Verwendung der Erfahrungen der

Ingenieurwiſſenſchaft die morſch gewordenen Holz

pfähle herausgegraben und ſie durch Eiſenbeton

fundamente erſetzen laſſen . Die gefährliche Arbeit iſt durchgeführt worden :

ohne Unfall und in befriedigender Weiſe durchgeführt a. Aus Mitteln des Unterländer Evang .

worden , ſo daß die Kirche nunmehr in ihrem Beſtand Kirchenfonds wurde das Außere der Kirchen in

als gerettet gilt . Ihre Inſtandſetzung im Innern Eppelheim , Neckargemünd , Fahrenbach und das

und am Außern wird in den nächſten Jahren nach: - Innere der Kirchen in Gaiberg , Kirchardt ,

Neckarau , Wiesloch , Heiligkreuzſteinach , Hohenſach

ſen , Bobſtadt , Dallau , Schillingſtadt und Scholl

brunn neu hergeſtellt . Das Dach der Kirche in

b. Neu erſtellt wurde vom baupflichtigen Landes Schweigern ünts völlis a
93 neubau kam nicht zur Ausführung . Auch in einer

fiskus ein Pfarrhaus in ttoſchwanden für großen Anzahl von Pfarrhäuſern wurden umfang

62 000 N . A . reiche Erneuerungsarbeiten vorgenommen . So an

Die Baupflicht des Landesfiskus zum Pfarr - dem Pfarrhaus von Ladenburg , Neckarau , Meckes⸗

haus in Frieſenheim wurde von der Kirchengemeinde heim , Sinsheim , Wilhelmsfeld , Sandhofen , Secken

gegen Überlaſſung der ſämtlichen Rechte am alten heim , Reilingen , Bobſtadt , Neckarburken , Neun⸗

Pfarrhauſe und gegen Auszahlung eines Ablöſungs⸗ kirchen , Schillingſtadt , Schweigern , Epfenbach , Mos⸗

kapitals von 27 000 an die Kirchengemeinde ] [ bach , Dallau , Eberbach und Neckargerach . In

abgelöſt . Die Kirchengemeinde hat das alte Pfarr⸗ Doſſenheim wurde das bei der Kirche liegende

haus veräußert , mit dem Erlöſe und einem Teil des frühere katholiſche Pfarrhaus 1926 erworben und

vorhandenen Ablöſungskapitals ein Privathaus als im vorigen Jahr in ſeinem Innern völlig umgebaut

neues Pfarrhaus um 28 500 N½ / erworben und und neu hergeſtellt mit einem Koſtenaufwand von

neuzeitlich eingerichtet . Sie wird noch ein ſchönes etwa 46 000 . ½/ . Das alte Pfarrhaus wird jetzt

Baukapital zur Verfügung behalten , aus deſſen zu Ruheſtandswohnungen für Geiſtliche oder deren

Ertrag die Unterhaltung des Pfarrhauſes leicht Hinterbliebene verwendet . In Heidelberg - Hand⸗

möglich ſein wird . Auch die Baupflicht zum Pfarr⸗ ſchuhsheim wurde in der Beethovenſtraße auf

haus in Karlsruhe - Rüppurr wurde ſeitens des fondseigenem Gelände für rund 90 000 „ ½ / ein

Landesfiskus gegen Zahlung eines Ablöſungs⸗ Doppelwohnhaus errichtet , deſſen eine Hälfte an die

kapitals von 28 000 ½ / und überlaſſung ſämtlicher Kirchengemeinde Handſchuhsheim als Wohnung für

Rechte am Pfarrhaus abgelöſt . den zweiten Gemeindepfarrer , und deſſen andere

Größere Bauarbeiten an Pfarrhäuſern wurden Hälfte an die Landeskirche für den Studenten⸗

in Emmendingen , Kippenheim , Teutſchneureut und ſeelſorger vermietet iſt . Schließlich wurde noch in

Wieslet auf Grund beſtehender ſtaatlicher Baupflicht Fahrenbach eine Kinderſchule für 28 000 N. ſli erbaut

und an die Kirchengemeinde vermietet .

Fonds .

Auch hinſichtlich der kirchlichen Gebäude , für

welche die unmittelbaren Fonds ( Unterländer Evang .

Kirchenfonds , Kirchenſchaffnei Rheinbiſchofsheim ,

Stiftſchaffnei Lahr ) baupflichtig ſind , haben die

Kriegs⸗ und Inflationsjahre die Bauunterhaltung

in ſtarken Rückſtand gebracht . Soweit die Mittel zur

Verfügung geſtellt werden konnten , wurde deshalb

in den abgelaufenen drei Jahren verſucht , das Ver —⸗

ſäumte nachzuholen . Folgende größere Arbeiten ſind

folgen .

Gründlich und ſachgemäß inſtand geſetzt wurde

auch die Kirche in Neuenweg .

vorgenommen .
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b. Die Kirchenſchaffnei Rh

das Rußere der Kirchen in Auenheim , Bodersweier ,
dork

cherzheim inſtand und erneuerte

1 Ar bon 17600 % ½ /

der Kirche Willſtätt . In der gleichen Gemeinde

Pfarrhaus vollſtändig neu hergerichtet ;

ider Pfarrhäuſer
elshurſt .

wurde das

das gleiche geſchah mit dem Innern

von Eckartsweier ,

Zu Laſten der Stiftſ

Wurge
Heſſelhurſt und L

haffnei Lahr erfuhr das

Kirche in Dinglingen eine völlige Er⸗

Dach der Kirche in Alten —

ifende Unterhaltung der Kirche in Lahr

wurden umfangreichere Arbeiten ausgeführt ; ebenſo

am Pfarrhaus in Lahr und in Dinglingen . —

ube ſind an zahlreichen andern Laſten⸗
gebünben die erforderlichen laufenden Arbeiten teil⸗

weiſe mit einem Aufwand bis zu 1000 7½ % und

mehr ausgeführt worden . Obwohl demnach der Ober —

kirchenrat im Bereiche der Baupflicht der unmittel⸗

baren Fonds bemüht war , die kirchlichen Gebäude

in einen ordnungsmäßigen Zuſtand zu bringen , wird

für die nächſten Jahre es doch noch beſonderer An —

ſtrengung bedü zu erreichen , daß nicht nur

nach der bautechniſchen Seite hin die Gebäulichke

in ihrem Beſtand geſichert werden , ſondern daß

auch die Kirchen würdige Kultſtätten ſind und die

Pfarrhäuſer eine annehmbare Wohnlichkeit gewähren .

fen , um

J . Verfaſſung und Geſetzgebung .

12

durch di
10 . 3. 1927

as kirchliche ſungsrecht hat

Novellen zur Kirchenverfaſſung vom

S . 19) und vom 25 . 5. 1928

( VBl . S . 40 ) Ergänzungen und Abänderungen er

fahren , die inſofern von einer gewiſſen grundſätz

lichen Bedeutung ſind , als die unſtändigen Geiſt

lichen und die landeskirchlichen Pfarrer vom aktiven

Pfarrwahlrecht ausgeſchloſſen und die Kirchen

älteſten nicht mehr vom Kirchengemeindeausſchuß ,
ſondern von den Vertretern und den ſtändigen Geiſt
lichen gewählt werden . Aus § 126 KV ſind die

beamtenrechtlichen Beſtimmungen herausgenommen
und in das Beamtengeſetz eingeſtellt . Die An

wendung dieſer Abänderungsbeſtimmungen hat keine

zheim ſetzte

den Turm 5
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Schwierigkeiten bereitet . Nur inſoweit , als der

— —
des henpräſidenten . der Mit⸗

lieder des Oberkirchenrats mit 14000 ,/ / höchſt —

haben die Gerichte in einem Rechts

einem Präf
enzt wurde ,begren ,

ſtreit mit

ſtimmung

früheren Präſidenten die Be⸗

nicht für anwendbar erklärt .

2. Durch kirchliches Geſetz vom 25 . Mai 1928

( VBl . S . 42 ) wurde ein kirchliches Ver

waltungsgericht errichtet , um die Mög —

Entſcheidung kirchlicher

Behörden und die Wahlen mit Ausnahme der

Wahl zur Landesſynode im Wege der Klage vor

einem nur dem Geſetz unterworfenen

Gericht auf ihre Rechtmäßigkeit nachprüfen zu laſſen .

Das iſt bis jetzt noch nicht in Tätigkeit

getreten .

lichkeit 3u chaffen , die

8, die rechtliche Stellung

der und kirchlichen Vereine im Staate betr .

( Kirchengeſetz ) , vom 9. Oktober 1860 wird das

welches den kirchlichen Bedürfniſſen , ſei

oder gewiſſer Diſtrikte oder

einzelner gewidmet iſt , unbeſchadet anderer

Anordnungen durch den Stifter unter gemeinſamer

Leitung der Kirche und des Staates verwaltet . Um

auch die kirchliche Vermögensverwal

tung in Einklang mit der Beſtimmung des

Artikels 137 Abſatz 3 der Reichsverfaſſung zu

bringen , wonach jede Religionsgeſellſchaft ihre An —

gelegenheiten ſelbſtändig innerhalb der Schranken des

für alle geltenden Geſetzes ordnet und verwaltet ,

hat der Badiſche Staat unterm 7. April 1927 das

Geſetz über die Verwaltung des Ver —

mögens der Religionsgeſellſchaften

( Kirchenvermögensgeſetz ) erlaſſen ( Staatl . Geſetz⸗ 1

VBl . S . 97 ) . Darin iſt grundſätzlich ausgeſprochen ,

daß jede Religionsgeſellſchaft ihre Vermögens

angelegenheiten ſelbſtändig durch eigene Satzung

ordnet und nach Maßgabe dieſer Satzung verwaltet .

Für unſere Landeskirche und die

We Kirche

iſt dann weiter beſtimmt , daß die in § 10 Abſatz 1

des erwähnten Kirchengeſetzes vom 9. — 1860

angeordnete gemeinſame Leitung der kirchlichen Ver⸗

mögensverwaltung durch Staat und Kirche aufhört

3. Nach S 10des Geſetze —

Vermögen ,

es des ganzen Landes

Orte
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mit dem Inkrafttreten dieſer kirchlichen Satzung ,

in welcher die ausſchließlich kirchliche Leitung der

Vermögensverwaltung angeordnet iſt . Mit anderen

Worten : Es werden die bisherigen Beziehungen

zwiſchen Kirche und Staat hinſichtlich der Ver —

waltung des Kirchenvermögens erſt beendet , wenn

die Kirche ihre Vermögensverwaltung ſatzungsmäßig
normiert . Eine ſolche Satzung iſt bisher bei beiden

Kirchen noch nicht erlaſſen worden . Die Gründe

hierfür liegen für uns in folgendem : Der Badiſche

Staat leiſtet einen für die kirchliche Finanzwirtſchaft

namhaften Beitrag für den perſönlichen und ſach

lichen Aufwand des Oberkirchenrats . Bei den Vor —

beratungen des Kirchenvermögensgeſetzes hat er auf —

geſtellt , daß dieſe Beitragsleiſtung im weſentlichen

ihren Rechtsgrund in der gemeinſamen Vermögens —

verwaltung habe und deshalb wegfallen müſſe , wenn

dieſe Vermögensverwaltung aufhöre . Die Kirchen —

regierung hat in mehrfachen Eingaben dieſe Auf —

faſſung widerlegt und der Staat hat ſchließlich die

Rechtsfrage offen gelaſſen . Wenn in den Landtags⸗

verhandlungen davon die Rede war , auch nach Erlaß

der Satzung von ſeiten des Staates freiwillige Bei⸗

träge an die Kirchen zu leiſten , ſo war doch die

die ſich an das Erlaſſen der Satzung in vermögens —

rechtlicher Hinſicht knüpfen werden , eindeutig be⸗

[ Landeskircheſtimmt werden können . So ſehr die Selbſtändigkeit
der Kirche auch hinſichtlich der Vermögensverwal —

tung zu erſtreben iſt , ſo darf doch eine Fortentwick —

lung auf dieſem Gebiet in dieſer Richtung nicht

dadurch erkauft werden , daß wohlerworbene Rechte
der Kirche eine Beeinträchtigung oder gar Ver⸗

den zugezogene Evangeliſche , die ſich auch als ſolchenichtung erfahren .

4. Die immer mehr zu verwirklichende Selb —

ſtändigkeit der Kirche hat es auch notwendig er —

ſcheinen laſſen , in eine Prüfung der Frage einzu⸗
treten , in weſſen Eigentum die kirchlichen
Gebäude ( Kirchen und Pfarrhäuſer ) ſtehen . Nach
den vorläufigen Ermittelungen ſind im Bereich

unſerer Landeskirche 550 Kirchengebäude , darunter

13 Simultankirchen , und 464 Pfarrhäuſer vor⸗

handen . Von dieſen Gebäuden ſind im Grundbuch

eingetragen auf kirchliche Rechtsperſonen ( Kirchen —

gemeinden , unmittelbare Fonds , Ortsfonds , Pfar —

reien ) 330 Kirchen und 1 Langhaus und 398

Pfarrhäuſer . Auf nicht kirchliche Rechtsperſonen

( Fiskus , bürgerliche Gemeinden ) ſind 87 Kirchen

und 3 Kirchtürme und 31 Pfarrhäuſer eingetragen .

1 Kirche und 1 Pfarrhaus ſind je gemeinſchaftlich
auf den Fiskus und eine kirchliche Rechtsperſon

grundbuchmäßig gebucht . Im Grundbuch ſind bisher

nicht eingetragen 129 Kirchen und 2 Langhäuſer

und 34 Pfarrhäuſer . Soweit bürgerliche Gemeinden

als Eigentümer kirchlicher Gebäude eingetragen ſind ,

wurde verſucht , die Gemeinden zur Überſchreibung

des Eigentums zu veranlaſſen . Dieſem Verſuch war

bisher nur in wenigen Fällen Erfolg beſchieden , und

es mußte deshalb überall dort , wo die kirchlichen

Intereſſen durch Verjährung gefährdet waren , die

nötigen Rechtsſicherheiten im gerichtlichen Wege ge

ſchaffen werden . Die ganze ſehr umfangreiche und

juriſtiſch oft ſchwierige Arbeit iſt noch im Fluß und

wird noch längere Zeit in Anſpruch nehmen . Das

Endziel wird aber ſein müſſen , der Landeskirche und

den Kirchengemeinden auch nach der privatrechtlichen
Seite hin das ausſchließliche Verfügungsrecht über

Einſtellung des Staates zu dieſer Frage bis jetzt kirchliche Gebäude zu ſichern , um jeden das kirchliche

nicht derart , daß mit Sicherheit die Rechtsfolgen , Leben ſchädigenden Einfluß weltlicher Inſtanzen

auch nach dieſer Richtung hin fernzuhalten .

5. Die Frage der Mitgliedſchaft zur

war Gegenſtand verſchiedener

Erörterungen . Die Beſtimmung des §S 3 der KV ,

daß Mitglied unſerer Kirche jeder evangeliſche

Chriſt iſt , der im Lande ſeinen Wohnſitz hat ,

ſolange er nicht ſeinen Austritt erklärt , hat inſofern

Anlaß zu Auseinanderſetzungen gegeben , als in Ba⸗

in amtlichen Erklärungen (polizeiliche Anmeldung ,

Perſonenſtandsaufnahme ) bezeichnet haben , in Ab —

rede ſtellten , Mitglied der Landeskirche zu ſein , weil

ſie eine ausdrückliche Beitrittserklärung nicht ab —

gegeben haben . Der Streit wird in einem ver —

waltungsgerichtlichen Streitverfahren ausgetragen
werden . Wohl iſt unſere Evangeliſch - proteſtantiſche

Kirche eine Freiwilligkeitskirche inſofern , als einem

jeden Kirchengenoſſen freiſteht , auszutreten . Sie iſt
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aber nach ihrer geſchichtlichen Entwicklung , nach

ihrer Größe und nach der Bedeutung , die ihr für

das evangeliſche Bekenntnis in unſerem Lande zu

kommt , keine Freikirche . Ihre Mitglieder werden

auch heute noch in ſie hineingeboren , und ſie umfaßt

deshalb alle evangeliſchen Chriſten , die im Lande

ihren Wohnſitz haben , auch wenn ſie eine ausdrück —

liche Erklärung , daß ſie dieſer Kirche angehören

wollen , nicht abgeben .

Zum Kirchenaustritt hat die Landes⸗

ſynode in ihrer Sitzung vom 10 . März 1927 den

Wunſch ausgeſprochen , das geſetzliche Austritts⸗

verfahren ſo zu regeln , daß dem Geiſtlichen er⸗

möglicht wird , auf Kirchengenoſſen , die ſich mit der

Abſicht des Austritts tragen , vor Rechtskraft der

Austrittserklärung ſeelſorgerlich einzuwirken . Unter

genauer Darlegung der entſprechenden Rechtsver —

hältniſſe in Württemberg , in Preußen , in Oldenburg ,
in Lippe hat der Oberkirchenrat unterm 30 . Mai

1928 bei dem Herrn Miniſter des Kultus und

Unterrichts eine entſprechende Anderung des Orts —

kirchenſteuergeſetzes beantragt und darauf unterm

30 . Juli 1928 den Beſcheid erhalten , daß der Herr

Miniſter bei einer gelegentlichen Anderung des ge

nannten Geſetzes auf die Vorſchläge zurückkommen

wird .

Auch der Frage , ob nicht eine gewiſſe Be —

ſchränkung in der Möglichkeit der Abmeldung
vom Religionsunterricht geſchaffen wer

den ſollte , hat der Oberkirchenrat ſeine Aufmerkſam —
keit zugewandt . Die juriſtiſchen Bedenken , die gegen

ſolche Maßnahmen von vornherein beſtanden , fanden

ihre Unterſtützung in einem Urteil des Oberlandes —

gerichts Dresden vom 8. Dezember 1926 , worin aus —

geſprochen wurde , daß das in Artikel 149 Abſatz 2

der Reichsverfaſſung feſtgeſetzte Recht , ſich vom Re —

ligionsunterricht abzumelden , derart ausgeſtattet iſt ,

daß ſeine Ausübung jederzeit möglich ſein muß und

ohne ein verfaſſungsänderndes Reichsgeſetz nach keiner 1
Richtung hin eingeengt werden darf . Auch der Herr

Miniſter des Kultus und Unterrichts hat einer ent —

ſprechenden Auffaſſung Ausdruck verliehen .

Schluß . 1

Die Aufgabe der Kirchenleitung iſt auf allen

Gebieten unſeres kirchlichen Lebens nicht nur größer
und umfangreicher , ſondern auch ſchwerer und ernſter

geworden . Die ganze politiſche , wirtſchaftliche , ſitt —

liche , religiöſe und ſoziale Not , die auf unſerm
Volke laſtet , erfordert ein außerordentliches Maß der

Weisheit von oben , der Liebe , die ſich nicht erbittern

läßt , der Geduld , die nicht müde wird . Möge der

Geiſt getroſten und hoffnungsfreudigen Glaubens ,
der vor 400 Jahren die Väter unſerer Kirche erfüllt
und ſie zu Bekennern der Wahrheit gemacht hat ,

auch auf der Tagung unſerer Synode und auf der

Arbeit unſerer ganzen Kirche ruhen .

—

—

—

*





Vorlage der Kirchenregierung

an die Landesſynode der Vereinigten evang . ⸗prot .

im Frühjahr 1930 .

Entwurf eines kirchlichen Geſetzes .

Die allgemeinen kirchlichen Ausgaben für die Rechnungsjahre 1930 , 1931 und 1932

( 1. April 1930 bis 31 . März 1933 ) und ihre Deckungsmittel betr .

Die Vereinigte evangeliſch - proteſtantiſche Landes —

kirche Badens hat durch die Landesſynode am

.. . . Juni 1930 das folgende kirchliche Geſetz

beſchloſſen :

i

a. Die allgemeinen kirchlichen Ausgaben für die

Rechnungsjahre 1930 , 1931 und 1932 ( 1. April

1930 bis 31 . März 1933 ) werden auf Grund
des angeſchloſſenen Voranſchlags feſtgeſetzt auf

7 146 810 % ½ % im Durchſchnitt der drei genannten
Rechnungsjahre .

b. Zur Deckung des Aufwandes ſind zu ver —

wenden :

NAl .

1. Der Reinertrag der Zentralpfarrkaſſe

veranſchlagt zjnmm : :

2. Der Staatsbeitrag zur Aufbeſſerung

gering beſoldeter Geiſtlicher mit .

3. Die Einnahmen und Beiträge von

Gemeinden und Fonds zu den Ge —

halten der Geiſtlichen mit . . . 137 000

4. Die Einnahmen aus der Hinterblie

benenverſorgung der Geiſtlichen ver —

WW 12 000

Übertrag : 1774 340

721 500

O

3I .

drei Rechnungsjahre 1930 ,

4 989 630 N . 1

Übertrag :

Die Einnahmen aus der Erteilung
von Religionsunterricht an Fach —

ſchulen veranſchlagt zu .

Die Überſchüſſe unmittelbarer lirch⸗
licher Fonds veranſchlagt zun.

Die Einnahmen aus Grundſtücken
und Gebäuden veranſchlagt zu

Die Zinſen aus dem Geldverkehr mit

Banken veranſchlagt zu .

Die Einnahmen aus dem RückerſatzW
von Betreibungskoſten veranſchlagt

5 ο ν

Die niebergeſchlagenen, nachträglich
wieder flüſſig gewordenen Steuer⸗

beträge aus Rückſtänden früherer

Jahre veranſchlagt zun.

Die ſonſtigen Einnahmen der Allg.
Evang . Kirchenkaſſe veranſchlagt zu

zuſammen im Durchſchnitt der drei

Rechnungsjahre 1930 , 1931 und 1932

Anlage II .

Landeskirche Badens

1774 340

65 000

109 000

2 340

75 000

1500

100 000

30 000

2 157 180

c. Das weitere Erfordernis im Durchſchnitt der

1931 und 1932 mit

und für die drei Rechnungsjahre

zuſammen mit 14 968 890 7 . ,ͤ iſt durch Steuer⸗



erhebung nach den Vorſchriften des Landeskirchen —

ſteuergeſetzes vom 30 . Juni 1922 ( Staatl . Geſ . lu .

VBl . S . 494 ) in der Faſſung des Geſetzes vom

18 . Juli 1923 ( Staatl . Geſ . u. VBl . S . 231 ) , des

Notgeſetzes vom 9. Oktober 1923 ( Staatl . Geſ . lu .
VBl . S . 325 ) mit der Bekanntmachung
16 . November 1923 ( Staatl . Geſ . u. VBl . S . 347 )

vom

und der Verordnung vom 16 . Juni 1925 ( Staatl .

Geſ . u. VBl . S . 172 ) aufzubringen .

d. Reicht das Steueraufkommen zur Deckung des

Erforderniſſes von 14 968 890 N, , für die drei

Rechnungsjahre 1930 , 1931 und 1932 nicht aus , ſo

iſt der für die Rechnungsjahre 1930 , 1931 und 1932

ſich ergebende Fehlbetrag , ſoweit er ſich nicht im

Laufe des Haushaltszeitraums durch Erſparniſſe

mindert , durch die im umlaufenden Betriebsfonds

vorhandenen Mittel zu decken .

Artikel 2.

Es ſind 10 v. H. der Urſteuern , die durch die

vom Miniſter des Kultus und Unterrichts gemäß
Artikel 12 des Landeskirchenſteuergeſetzes zu er⸗

laſſende Verordnung als Steuergrundlagen für die

Erhebung der Landeskirchenſteuer in den Kirchen —

ſteuerjahren 1930 , 1931 und 1932 beſtimmt werden ,

zu erheben .

Arkikek

Werden während der drei Rechnungsjahre 1930 ,

1931 und 1932 die Geſetze über die nach Artikel 12

Abſatz 1 des Landeskirchenſteuergeſetzes der Landes⸗

kirchenſteuererhebung zugrunde zu legenden Reichs⸗
und Landesſteuern derart geändert , daß der nach
Artikel 2 zu erwartende Steuerertrag in einem

Rechnungsjahr nicht erreicht wird , oder wird

Artikel 12 Abſatz 1 des Landeskirchenſteuergeſetzes
derart geändert , daß andere Reichs - und Landes⸗

ſteuern als die Reichseinkommenſteuer und die

Landesſteuer vom Grundvermögen und Gewerbe —

betrieb als Grundlagen für die Erhebung des

Landeskirchenſteuerzuſchlags beſtimmt werden , ſo iſt

die Evang . Kirchenregierung ermächtigt , den in

Artikel 2 beſtimmten Steuerſatz neu feſtzuſetzen . Die

Neufeſtſetzung tritt an dem Tage in Kraft , von dem

an die gemäß Artikel 12 Abſatz 1 Satz 2 des

Landeskirchenſteuergeſetzes zu erlaſſende Verordnung
des Miniſters des Kultus und Unterrichts über die

Steuergrundlagen , welche am Tage der Neufeſt —

ſetzung des Steuerſatzes gilt , wirkſam iſt .

Artikel 4.

Die Evang . Kirchenregierung wird ermächtigt ,
den in Artikel 2 feſtgeſetzten Steuerſatz herabzuſetzen ,
wenn die Entwickelung der Einnahmen , insbeſon —
dere des Steueraufkommens , eine Ermäßigung des

Steuerſatzes zuläßt . Der Ermäßigungsbeſchluß der

Evang . Kirchenregierung kann nur mit Wirkung
von dem Tage an in Kraft geſetzt werden , von dem

an die nächſte , auf den Ermäßigungsbeſchluß fol⸗

gende , gemäß Artikel 12 Abſatz 1 Satz 2 des Landes⸗

kirchenſteuergeſetzes zu erlaſſende Verordnung des

Miniſters des Kultus und Unterrichts über die

Steuergrundlagen wirkſam wird .

AktikeEs

Der Bedarf für den umlaufenden Betriebsfonds
der Allgemeinen Evang . Kirchenkaſſe wird bis auf
weiteres auf 3 Millionen Reichsmark feſtgeſetzt .

Artikel 6.

Der Evang . Oberkirchenrat iſt ermächtigt , mit

Genehmigung der Evang . Kirchenregierung im Wege
von Kirchenanleihen für Rechnung der Allgemeinen

Evang . Kirchenkaſſe die Mittel aufzubringen , die

nötigenfalls zur vorübergehenden Verſtärkung der

Betriebsmittel der Allgemeinen Evang . Kirchenkaſſe

benötigt werden , und zwar bis zum Höchſtbetrage
von einer Million Reichsmark .

Artikel 7.

Der Evang . Oberkirchenrat iſt ermächtigt , die

nach Artikel 6 nötigen Mittel durch Ausgabe von

Schuldverſchreibungen oder in anderer geeigneter
Weiſe für Rechnung der Allgemeinen Evang .

Kirchenkaſſe durch die Evang . kirchliche Stiftungen⸗

verwaltung in Karlsruhe beſchaffen zu laſſen . Die

Beſtimmung des Zinsſatzes und der Bedingungen

für Schuldverſchreibungen und ſonſtige Darlehen
bleibt dem Evang . Oberkirchenrat überlaſſen .
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Artikels

Der Evang . Oberkirchenrat iſt ermächtigt , na⸗

mens der Vereinigten evangeliſch⸗ - proteſtantiſchen
Landeskirche Badens oder einer ſeiner unmittelbaren

Verwaltung unterſtehenden Stiftung oder Anſtalt

für evangeliſche Kirchengemeinden und für im Sinne

der Landeskirche arbeitende evangeliſche Körper —

ſchaften , Anſtalten und Vereine zum Zwecke der

Aufnahme von Baudarlehen Bürgſchaften nach

§§S 765 u. ff . des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu über —

nehmen .
Der Evang . Oberkirchenrat iſt verpflichtet , zu

jeder Erteilung einer Bürgſchaftserklärung vorher
die Zuſtimmung der Evang . Kirchenregierung ein⸗

zuholen .

Die Geſamtſumme der nach Abſatz 1 über⸗

nommenen und noch gültigen Bürgſchaftsverpflich⸗

tungen darf den Betrag von einer Million Reichs —
mark nicht überſteigen .

Artikel 9.

Sollte bis zum 31 . März 1933 das Geſetz über

die allgemeinen kirchlichen Ausgaben für die Rech⸗

nungsjahre 1933 , 1934 und 1935 ( 1. April 1933

bis 31 . März 1936 ) und ihre Deckungsmittel ſamt

Voranſchlag für den Haushaltszeitraum 1933 , 1934

und 1935 noch nicht durch die Landesſynode be⸗
ſchloſſen ſein , ſo können alle Ausgaben perſönlicher

und ſachlicher Art in den gleichen Beträgen fort —

bezahlt werden , wie ſie im vorliegenden Voranſchlag

nebſt künftigen Nachträgen dazu bewilligt worden

ſind .

Bis zur Erlaſſung des Geſetzes über die all —

gemeinen kirchlichen Ausgaben für die Rechnungs —

jahre 1933 , 1934 und 1935 ( 1. April 1933 bis

31 . März 1936 ) und ihre Deckungsmittel durch die

Evangeliſche Landesſynode ſind der Erhebung der

Landeskirchenſteuer für das Rechnungsjahr 1933

diejenigen Steuerſätze zugrunde zu legen , die durch

Artikel 2 dieſes Geſetzes von der Evangeliſchen

Landesſynode oder gemäß Artikel 3 und 4 dieſes

Geſetzes von der Evang . Kirchenregierung für das

Rechnungsjahr 1932 genehmigt ſind .

Rkikel10 .

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1930 in

Kraft .

Abttkelserl⸗

Mit dem Vollzug dieſes Geſetzes wird der

Evang . Oberkirchenrat beauftragt .

Dieſes Geſetz wird hiermit verkündet .

HWatzlsrrunhe , den 1930 .

Evangeliſche Kirchenregierung .



Der vorliegende Geſetzentwurf behält in Über —

einſtimmung mit Artikel 16 des Landeskirchenſteuer —

geſetzes und § 105 der Kirchenverfaſſung den drei —

jährigen Haushaltszeitraum bei , da ſich beim Vollzug
der Ausgaben und Einnahmen während des Haus —

haltszeitraums 1. April 1927 bis zum 31 . März
1930 keinerlei Schwierigkeiten ergeben haben . Daß
den leider immer noch andauernden ſchwierigen und

in ihrer weiteren Entwickelung noch nicht zu über —

ſehenden Verhältniſſen im deutſchen Wirtſchafts⸗

leben , der auch von der Kirchenleitung ſchmerzlich

empfundenen , weite Kreiſe der Kirchengenoſſen um —

faſſenden Erwerbsloſigkeit , der Ungewißheit in der

Entwickelung der Reichs - und Landesſteuergeſetz⸗

gebung , welche bei der derzeitigen Lage der Geſetz —

gebung über die Erhebung der Kirchenſteuer auch
den Ertrag der Landeskirchenſteuer in Mitleiden⸗

ſchaft zieht , bei der Aufſtellung eines für drei Jahre
geltenden Haushaltsplans Rechnung getragen wer —

den mußte , iſt ſelbſtverſtändlich .
Die in dem anliegenden Voranſchlag eingeſetzten

Ausgabebeträge und Einnahmen ſind wieder Durch —

ſchnittsſätze , die gewonnen worden ſind auf Grund

des vorausſichtlichen Bedarfs und des vorausſicht —
lichen Aufkommens in den drei maßgebenden Jahren
und auf Grund des Bedarfs der Vorjahre . Sie

können beim Vollzug des Voranſchlags in einem

Jahre einmal überſchritten werden oder die tat —

ſächlichen Ausgaben können hinter dieſen Sätzen

zurückbleiben , im Geſamtbetrag der drei Jahre darf

jedoch nicht mehr als das Dreifache des Durch —
ſchnittsſatzes verwendet werden . Im einzelnen wird

bemerkt :

Zu Artikel 1.

1. Die Errechnung der Bedarfs - und Deckungs —

ziffern iſt im anliegenden Voranſchlag ſelbſt bei den

einzelnen Abſchnitten erläutert . Sehr ins Gewicht

fällt die Ermäßigung des Staatszuſchuſſes für die

Pfarrbeſoldung in den beiden Rechnungsjahren

Begründung .

1931 und 1932 als Folge des ſtaatlichen Geſetzes
vom 20 . März 1930 über die Aufbeſſerung gering
beſoldeter Pfarrer aus Staatsmitteln . Die Geſamt⸗
leiſtung des badiſchen Staats für die verſchiedenen

Religionsgemeinſchaften macht im Rechnungsjahr
1931 nur noch 1607 500 % . % ( und im Rechnungs⸗
jahr 1932 nur noch 1523 100 ͤ aus gegenüber
2 009 500 ½% für die Zeit bis zum 31 . März
1931 . Davon erhält die Evang . Landeskirche nur

noch 672 700 / / im Rechnungsjahr 1931 und

591800 ½ % im Rechnungsjahr 1932 gegenüber
900 000 % , bis zum 31 . März 1931 , d. h. ſie erhält
nur noch 74,74 v. H. und 65,75 v. H. des bisherigen
Zuſchuſſes , während die Römiſch - Katholiſche Kirche

noch 85,23 v. H. des bisherigen Zuſchuſſes in beiden

Rechnungsjahren weiterbezieht . An dem Geſamt —

betrag des Staatszuſchuſſes iſt die Evang . Landes⸗

kirche nur noch mit 41,84 v. H. im Rechnungsjahr
1931 und mit 38,85 v. H. im Rechnungsjahr 1932

beteiligt gegenüber 44,79 v. H. bis zum 31 . März
1931 . Der Anteil der Römiſch - Katholiſchen Kirche

am Geſamtbetrag des Staatszuſchuſſes iſt dagegen

von 52,25 v. H. geſtiegen auf 55,68 v. H. im Rech⸗

nungsjahr 1931 und auf 58,75 v. H. im Rechnungs⸗
jahr 1932 . Es iſt bedauerlicherweiſe nicht möglich

geweſen , eine Verbeſſerung der Beteiligungsziffer
der Evang . Landeskirche zu erreichen , da die badiſche

Regierung mit ihrer Abſicht , das Beteiligungs⸗
verhältnis der verſchiedenen Religionsgeſellſchaften
zu ändern , erſt an die Sffentlichkeit trat , als ſie dem

Landtag die Geſetzesvorlage zugehen ließ , und damit

auch die Leitung der Evang . Landeskirche über —

raſchte . Auch war die Landtagsmehrheit von vorn —

herein entſchloſſen , dem Geſetzentwurf zur unver —

änderten Annahme zu verhelfen , ohne in eine gründ —
liche ſachliche Prüfung ſowohl der Anträge und

Wünſche der Evang . Landeskirche wie der nicht der

Regierung angehörenden Volksvertreter einzutreten .
Wenn keine kataſtrophale und unerwartete Minde⸗

rung der Steuereinnahmen eintritt , wird der im
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Haushaltszeitraum 1930 , 1931 und 1932 dadurch
eintretende Einnahmeausfall aus den vorhandenen

Betriebsmitteln gedeckt werden können .

2. In dem abgelaufenen Haushaltszeitraum iſt

es möglich geweſen , den voranſchlagsmäßigen Fehl⸗

betrag desſelben durch Erſparniſſe während des

Haushaltszeitraums und durch die erfreulicherweiſe

eingetretene Steigerung der Steuereinnahmen in

einen Überſchuß zu verwandeln , der dem Betriebs —

fonds zugewachſen iſt . Daß eine derart günſtige
Entwickelung auch im Haushaltszeitraum 1930 ,

1931 und 1932 eintreten wird , muß im Hinblick

auf die allgemeine Wirtſchaftslage bezweifelt werden.
Es muß deshalb ernſtlich damit gerechnet werden ,

daß der voranſchlagsmäßige Fehlbetrag am Schluſſe

des Haushaltszeitraums als ein tatſächlicher , in der

Haushaltsrechnung in Erſcheinung tretender Fehl —

betrag beſtehen bleiben wird . Es ſind jedoch nach

dem endgültigen Abſchluß des Rechnungsjahres

1929 ſicher ſoviel Mittel im umlaufenden Betriebs⸗

fonds vorhanden , daß daraus ein durch das Auf —

kommen an Landeskirchenſteuer nicht ausgeglichener

Fehlbetrag gedeckt werden kann .

Zu Artikel 2.

Mit Rückſicht auf die Höhe des durch Landes —

kirchenſteuer zu deckenden Bedarfs muß der nach

Artikel 14 des Landeskirchenſteuergeſetzes zuläſſige

Höchſtſatz an Landeskirchenſteuer erhoben werden .

Es darf hierwegen auf die Erläuterungen zu den

Einnahmepoſten im Voranſchlag Bezug genommen

werden .

Zu Artikel 3.

Es muß nach der Finanzlage von Reich , Län

dern und Gemeinden und nach den im Zuſammen⸗

hang damit bereits gepflogenen öffentlichen Erörte —

rungen über die geſetzgeberiſchen Maßnahmen zur

Beſſerung dieſer Finanzlage damit gerechnet werden ,

daß die für die Erhebung der Landeskirchenſteuer

maßgebenden Reichs⸗ und Landesſteuergeſetze in den

Steuertarifen und in den Steuerſätzen im Laufe des

Haushaltszeitraums einſchneidend geändert werden .

Auch eine Anderung des Landeskirchenſteuergeſetzes

wird nicht länger zu vermeiden ſein , ſobald die

Steuerreform in Reich und Ländern durchgeführt

iſt , da verſchiedene Beſtimmungen des Geſetzes den

veränderten Verhältniſſen ſchon jetzt nicht mehr ent —

ſprechen . Um die dadurch etwa notwendig werdende

Neuumlegung des Steuerbedarfs möglichſt raſch

und , ohne die Landesſynode in einem für einen

Zuſammentritt ungeeigneten Zeitpunkt mit erheb —⸗

lichem Aufwand zuſammenberufen zu müſſen , durch⸗

führen zu können , wird um die hier vorgeſehene
Ermächtigung an die Kirchenregierung gebeten .

Zu Artikel 4.

Für den Fall , daß im Laufe des Voranſchlags —

zeitraums die Einkünfte der Landeskirche ſich der —

artig günſtig entwickelln werden , daß ſich nach

Deckung des Fehlbetrags ein erheblicher und nach —

haltiger Überſchuß der Einnahmen über die Aus —

gaben ergeben würde , ſoll die Kirchenregierung in

der Lage ſein , von ſich aus eine Herabſetzung des

Landeskirchenſteuerſatzes anzuordnen , ohne erſt die

Landesſynode zuſammenrufen zu müſſen , die ja einer

derartigen Maßnahme zweifellos zuſtimmen würde .

Die Ermächtigung , einen ſolchen Beſchluß mit

Rechtswirkſamkeit zu faſſen , wird der Kirchen⸗

regierung durch die vorgeſchlagene Geſetzesbeſtim

mung erteilt . Um Störungen im Erhebungsgeſchäft

zu vermeiden , ſoll die Ermäßigung aber erſt von

demjenigen Zeitpunkt an wirkſam werden , von dem

an die nächſte , gemäß Artikel 12 Abſatz 1 Satz 2

des Landeskirchenſteuergeſetzes zu erlaſſende Ver —

ordnung des Miniſters des Kultus und Unterrichts

über die Steuergrundlagen wirkſam wird .

Zu Artikel 5.

Um den kirchlichen Haushalt unabhängig von

den zeitlichen Schwankungen des Steuereingangs

fortführen zu können und um für die Landeskirche

Einnahmeausfälle , die zu verhindern nicht in ihrer

Macht ſteht , wie z. B . den weiteren Abbau des

Staatszuſchuſſes mindeſtens für die Rechnungsjahre

1933 und 1934 , tragbar zu machen , iſt notwendig ,

daß der bereits auf 2¼ Millionen Reichsmark be —

meſſene Betriebsfonds noch beſſer ausgeſtattet wird .

Es wird auch weiterhin Aufgabe der kirchlichen

———



Finanzgebarung ſein , dieſen Betriebsfonds auf die

vorgeſehene Höhe zu bringen und auf ihr zu erhalten .

Zu Artikel 6.

Da der Steuereingang infolge des ungleich —

mäßigen Zuſtellens der Steuerbeſcheide aus den

Herbſt⸗ und Frühjahrsveranlagungen der Finanz —

ämter , infolge der ſehr unregelmäßigen Fertig⸗

ſtellung der Hebeliſten über die Kirchenſteuerſchuld

der Lohnſteuerpflichtigen für die kirchlichen Hebe —

ſtellen und der damit zuſammenhängenden oft recht

ſpäten Zuſtellung der Kirchenſteuerbeſcheide für dieſe

Gruppe von Kirchenſteuerpflichtigen und infolge der

Ungleichmäßigkeit der Steuerzahlungen bisweilen

von Monat zu Monat ſehr verſchieden iſt und da

deshalb insbeſondere nicht mit Sicherheit voraus —

geſehen werden kann , daß die zu den monatlichen

Zahlungen notwendigen Geldmittel ſtets auf einen

beſtimmten Zeitpunkt vorhanden ſein werden , ſoll

durch die vorgeſchlagene Beſtimmung die geſetzliche

Unterlage dafür geſchaffen werden , daß in Zeiten

der Geldknappheit die erforderlichen Geldmittel durch

Aufnahme von Anleihen bereit geſtellt werden

können . Die Aufnahme von Anleihen iſt nur als

vorübergehende Maßnahme gedacht , die jedoch bisher

alljährlich notwendig geworden iſt .

Zu Artikel 7.

Die vorgeſchlagene Beſtimmung trifft Vorkehr ,

wer zur Schuldaufnahme befugt iſt , in welcher Form

ſie erfolgen ſoll und wer die Bedingungen ver —

einbart .

Zu Artikel 8.

Es hat ſich als ein Bedürfnis herausgeſtellt , daß

die Landeskirche ihren Kredit , den ſie als öffentlich —

rechtliche Körperſchaft genießt , neben ihren verfüg —

baren flüſſigen Geldmitteln Kirchengemeinden und

anderen kirchlichen Körperſchaften ( Diakoniſſen —

mutterhäuſern , Landesverein für Innere Miſſion ,

Frauenverband für Innere Miſſion u. dgl . ) , welche

bauliche Aufgaben zu erfüllen haben , in Form der

Übernahme von Bürgſchaften zur Verfügung ſtellt .

Es mag in rechtlicher Hinſicht zweifelhaft ſein , ob

die mit der Verwaltung des Kirchenvermögens be —

traute Behörde zur Übernahme von Bürgſchafts —

verpflichtungen der geſetzlichen Ermächtigung bedarf .

Jedenfalls ſcheint es aber , um jeden Zweifel zu

beſeitigen und um Rückendeckung für ſolche Fälle

zu ſchaffen , in denen eine Inanſpruchnahme der

Landeskirche aus der geleiſteten Bürgſchaft erfolgt ,

geraten zu ſein , die geſetzliche Ermächtigung auszu —

ſprechen . Dieſen Zweck verfolgt der Artikel 8 des

Geſetzentwurfs . Gleichzeitig ſcheint es aber geboten

zu ſein , dieſe Ermächtigung zu begrenzen , damit

nicht die Landeskirche in einem Umfang verpflichtet

wird , der ihre eigene Finanzkraft überſteigt . Da es

dem Wunſche der Landesſynode entſpricht , daß die

aktiven und paſſiven Kreditgeſchäfte der Landeskirche

der Mitwirkung der Kirchenregierung bedürfen , wird

man auch für die Gewährung von Bürgſchaften dieſe

Mitwirkung verlangen müſſen .

Zu Artikel 9.

Die Beſtimmung bezweckt die Sicherſtellung der

Weiterführung der Finanzwirtſchaft der Landes —

kirche und der Kirchenſteuererhebung in geſetzlicher

Weiſe über den 31 . März 1933 hinaus auch für den

Fall , daß im Jahre 1933 die Landesſynode ſich nicht

ſo rechtzeitig verſammeln kann , daß bis zum Ende

des Haushaltszeitraums 1. April 1930 bis zum

31 . März 1933 der Voranſchlag für den Haushalts —

zeitraum 1. April 1933 bis zum 31 . März 1936 von

ihr beraten und das kirchliche Finangzgeſetz ver —

abſchiedet werden kann .
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Ausgaben

Für
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l.

Letzter

Voranſchlag

jqährlich

Hull⸗

Erläuterungen

—

und als

Bezüge der Beamten des Evang . Oberkirchen⸗
rats als der oberſten Landeskirchenbehörde

oberſte kirchliche Vermögensver⸗
waltungsbehörde :

Bezüge der planmäßigen Beamten :

als

( rein kirchliche Beamte ) :

Kirchenpräſident ,
Gruppe B 1 . 22 160 J . f /

Aufwendungsgeld 5000 „

Prälat , Gruppe B 2 —

Oberkirchenräte , Gruppe X 1

Pfarrer , Hilfsarbeiter ,
Gruppe A 2 b 8

Finanzrat , Hilfsarbeiter ,
Gruppe A 20

Baurat , Gruppe & 2 d

Baurat , als zweiter Beamter,
Gruppe Yd)

Oberrechnungsrat ,
Gruppe A 2 d

Oberrechnungsrat auf ſon —
ſtiger wichtiger Dienſtſtelle ,
Gruppe A 3 b .

en Gruppe & 4 b

ausinſpektor 8Oberkirchen
rats , Gruppe A 83 )

Verweltungsſekrettr
Gruppe A 7 a 3

Kanzleiſekretär , Gruppe & 8 .

( bisher 2

Gruppe A 8)
)

Maſchinenmeiſter , npe A8

Amtsgehilfe , Gruppe X 10 a

Stellen ( wie bisher )

Übertrag

oberſte Landeskirchenbehörde

ür 12
— 193²

Hell .

27160

19 640

28 896

10 848

5 954

8181

200

968

8 588

3 932

3246

2 704

3 432

3 206

144 372

DDieſe Teilung der einheitlichen ober —
ſten Kirchenbehörde erfolgt nur für
die Aufſtellung des Voranſchlags ,
weil der Staat nach der Verein
barung mit dem Evang . Oberkirchen
rat über ſeine Beteiligung an dem
Aufwand für die Verwaltung des
evang . Kirchenvermögens vom 1 . 7 .
1908 und 31. 8. 1909 ( VBl . 1909
S. 120 ) an nachſtehend aufgeführten
perſönlichen und ſachlichen Ausgaben
teilnimmt , die deshalb einzeln im
Voranſchlag und in der Rechnung
ausgeſchieden werden müſſen . Der
Staat erſetzt darnach an die Kirche
ein Viertel der Dienſtbezüge eines

Präſidenten , die Hälfte
des Dienſteinkommens der weltlichen
Kollegialmitglieder und der gemein
ſchaftlichen Beamten und Angeſtellten
( Poſ . 1 a 6ß und 3) , die Hälfte der
Ruhe⸗ Unterſtützungs - und Sterbe
gehälter dieſer Beamten ( Poſ . 4) , von
der Hinterbliebenenverſorgung eines
weltlichen Präſidenten ein Viertel ,
von derjenigen der weltlichen Kolle
gialmitglieder die Hälfte ( Poſ . 5 b 5)
und von derjenigen de emeinſchaft
lichen Beamten drei Viertel und ein
Drittel des ſachlichen Aufwandes
( Poſ . 7) .

Nach § 8 des Geſetzes über die
Verwaltung des Vermögens der
Religionsgeſellſchaften ( Kirchenver
mögensgeſetz ) ; vom 7. April 1927
( Staatl . Geſ. ⸗ u. VBl . S . 97 ) treten
die in §S 10 Abſ. 1 des Kirchengeſetzes
vom 4. Juli 1918 angeordnete ge⸗
meinſame Leitung der kirchlichen Ver
mögensverwaltung durch Staat und
Kirche und die hierzu ergangenen
landesrechtlichen Vorſchriften für die
einzelne Kirche jeweils nach dem
Inkrafttreten der kirchlichen Fahume⸗in welcher die ausſchließlich kirchliche
Leitung der WermSe bePeN
nach Maßgabe der §§8 2 —4 des
Kirchenvermögensgeſetzes angeordnet
iſt , außer Kraft . Da die Vereinigte
Evangeliſch - Proteſtantiſche Landes⸗
kirche Badens eine kirchliche Satzung
zur Regelung ihrer — —
legenheiten noch nicht erlaſſen hat ,
beſteht die ſtaatlich⸗kirchliche — —
der kirchlichen Vermögensverwaltung
noch weiter . Die Verteilung des

83——

—



Für—
1930 , 1931

— —
*

Voranſchla 8 8Ausgaben — 2 juhrlich
8

Erläuterungen2
7 7

Gl . I .

Durchſchnittlicher

für 1990, 1931 Aufwandes für die gemeinſchaftlicheund 1932 Verwaltung des Kirchenvermögens
2 zwiſchen Kirche und Staat hat des⸗

halb ebenfalls noch nach den bis
144 372 herigen Grundſätzen zu erfolgen .Ubertrag .

2) Wegfall der Stelle eines Bauober⸗Dazu kommt :
8 inſpektors nach Gruppe A 4 a,Unterſchied zwiſchen dem Ein — Zugang dieſer Stelle unter Gruppe

kommen eines unter Abſchnitt
82

2 d

1a 6 aufgeführten weltlichen Der Beamte erhält nach Anmerkung
Oberkirchenrats ausGruppe B2 zu Gruppe 8 des BeſoldungsOberkir henrats aus R 8

tarifs für die Beamten eine ruhe⸗und demjenigen eines ſolchen
gehaltsfähige und unwiderruflicheaus Gruppe A 10 ) 4832 Stellenzulage von 500 N . jährlich .

Mehrau
für

nachträglich Kanzleiſekretär wird ſeiner Tätig⸗Mehra ifwand nachträgl — keit entſprechend höher eingeſtuft abVerbeſſerung des Beſoldungs —
14288

dienſtalters , eines Oberrech⸗ ) Die Stellenzahl ergibt ſich aus demnungsrats ( aus Abſchnitt 1 a 6) Hauptvoranſchlag für 1927 , 1928 undder Gruppe A 3 b ab 1. 2. 1929 662 1929 Seite 3, dem Erſten Nachtrag3 3 hiezu ( A ee SeiteMehraufwand für Höherſtufung Zweiten Nuhtrog 3ines Rechnungsrats ( aus Ab⸗eines Rech 9 1 8
) Die Übernahme des hälftigen Anteilsſchnitt 1ů a 6) von Gruppe K 4 a

an dem Mehrerfordernis fuͤr die Stelle
nach A 3 b ab 1 . 4. 19305 ) 343 des Stellvertreters des Kirchenpräſi⸗

e 8 2 über
150 209 150 210 143 900

denten nach Gruppe B 2 gegenüber

6. als oberſte kirchliche Ver —

mögensverwaltungsbehörde :
1 Oberkirchenrat als Stellver⸗

treter des Kirchenpräſidenten ,
Gunde B2

1 Oberkirchenrat , Gruppe A 1
1 Finanzrat als Vorſteher des

Rechnungsamts , Gruppe &

1 Finanzrat , Hilfsarbeiter ,

Stelle z. Zt . mit einem Beam⸗
ten der Gruppe A 24 beſetzt

1 Finanzrat , Hilfsarbeiter ,
C . · . . . . .

4 Oberrechnungsräte (Miniſterial⸗
oberrechnungsräte ) , Gruppe

AREEo
1 Stelle z. Zt . mit einem Be⸗

amten der Gruppe & 3 5

beſetzt
9 Stellen Übertrage .

15 048

14475

10 248

9 090

8 968

34 236

92 065 150 210 143 900

dem Erfordernis für einen Ober
kirchenrat nach Gruppe A 1 iſt mit
entſprechender Begründung bei Auf
ſtellung des Staatsvoranſchlags für
1930 und 1931 erneut gefordert , ſtaat
licherſeits aber abgelehnt worden , ſo
daß der Mehraufwand gegenüber den
vom Staat mitgetragenen Bezügen
nach Gruppe A1 hier einzuſtellen iſt .
Unter / iſt hier unten für die Stelle

infolge dieſer Sonderanforderung nur
der Aufwand nach Gruppe & 1 an⸗
gefordert .
Eine ſeit langem beſtehende Härte in
der Anſtellung eines Beamten ſoll
damit beſeitigt werden . Beteiligung
des Staats an dieſem Aufwand wird
verſucht werden .

Es handelt ſich um einen Härteaus —
gleich . Die übernahme des Mehr⸗
aufwands , der im Staatsvoranſchlag
für 1930 und 1931 angefordert wor⸗
den war , iſt ſtaatlicherſeits abgelehnt
worden .

Stellenzulage jährlich 400 N. / nach
Anmerkung 3 zu Gruppe A 2 c des
Beſoldungsgeſetzes für die badiſchen
Beamten .
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Abſchnitt Ausgaben

Für
1930 , 1931

und 1932

jqährlich

Hulll

Erläuterungen

chnittlicher
fwand
30, 1931

d 1932

Au .

9 Stellen Übertrag . . . 92 065

Oberrechnungsräte auf ſon
ſtigen wichtigen Dienſtſtellen ,
Gruppe A 3 b ) 16472

Rechnungsräte ( bisher 2 Rech⸗
nungsräte u. 1 Verwaltungs⸗
oberinſpektor ) ) , Gruppe

· . 19 948

3 Finanzoberſekretäre .
1 Oberreviſor Gruppe
1 Verwaltungs⸗ 2 4 b 22 712

oberſekretär

19 Stellen ( wie bisher ) )

Summe 1 a 3 . 19 151 197

Zahl der planmäßigen Stellen beim Evang .
Oberkirchenrat :

rein nn . 16

kirchlichftaatliche ( ) 6 19

Summe . . 35

b. Bezüge der außerplanmäßigen Beamten :

d. als oberſte Landeskirchenbehörde
( rein kirchliche Beamte ) :
1 außerplanmäßige Stelle in Gruppe

X 2 (1 Vikar beim Sekretariat ) “ )

B. als oberſte kirchliche Vermögensver
waltungsbehörde

Summe Abſchnitt 1

2 ( Tagegelder , Reiſe⸗ und Umzugskoſten der

Mitglieder und Beamten des Oberkirchen
rats ( auch der bautechniſchen Beamten )

150 210

306 960

12 000

Infolge Vereinheitlichung der Amts —
bezeichnungen

Die Stellenzahl ergibt ſich aus dem
Hauptvoranſchlag für 1927 , 1928 und
1929 Seite 4 und dem Erſten Nach⸗
trag hierzu ( Anlage Seite 1) .

Von dieſem Aufwand trägt der Staat
die Hälfte

Auf dem Sekretariat war früher neben
einem weltlichen Beamten ſtets ein
jüngerer unſtändiger Geiſtlicher be
ſchäftigt . Wegen des ſtarken Mangels
an Geiſtlichen wurde ſeit Juli 1926
auf dieſe Arbeitskraft verzichtet , die
Stelle wird aber auf die Dauer nicht
unbeſetzt bleiben können .

——

—



2 Für Letzter
2 1930 , 1931

Voranſchlag8 Ausga ben und 1932 Rag ErER —
8

9
jährlich jährlich Erläuterungen

Flel. Hell

3 Andere perſönliche Ausgaben für den Evang .
Oberkirchenrat :

lis Ve

Für Führung der Regiekaſſe 500 500

Für Aushilfe im Hilfsarbei
terdienſt , in der Reviſion

Die Bauabteilung , die künftig ar— 8 2 1 8 2 2 d 1 4 E 1 1 Eund Regiſtratur 5100 11880
vei Be — (Igl . Poſ . 232

6 Angeſtellte der Kanzlei trags mäßigen Angeſtelltenmit Verſicherrungskoſten — 14 500 beſt hat im weſen lichen die Auf

＋ Dieneraushilfe 890
— — — 5

für die
un⸗8 mittelbaren 7 1 Qll ſte en unkder Bauabt die darnach erforderlichen Arbeiten

li mit Verſicherungs durchzuführen , die von den Gemein
koſten ) 20 400 den vorgelegten Bauprojekte zu be

gutachten und auf Verlangen ſolche26 000/1027 770 Bauten überwachen .
f — 15) Von dieſem Aufwand trägt der Staat5 53 0 0 —55 — Staa53 770 53 770 20 890 die Hälfte .

Summe Abſchnitt 3 53 770 20 890 [)
Von den nach § 126, Abſ 6 K

— — — in der Faſſung vom 17. März 19246 ( VBl . S e4Ruhe⸗ und Unterſtützungs⸗ halt blethe 838 —

gehalte für die Beamten gehalten bleiben die über die ſtaat
gehalte e amter 11 Sätze Betreffdes Evang . Oberkirchen⸗ if in zur Laſt .

rats : titglied iſt geſtorben

Ruhegehalte 1s) Zwei Beamte ſind geſtorben
R 3 1 65108812 7916 19) Zu dieſen 18 Ruhege ! Se fänger1früherer Präſident 9¹760516 72¹2 — — welten 6, Hierglenehe.E eltliche Kolle⸗ 3 13 31 frühere weltliche wolle 8 malige Bezirksbeamte ihre Bezüge
gialmitglieder *) 1911 41039 aus dem Ertrag des von den Bezirks

2 frühere geiſtliche Kolle⸗ ſtellen verwalteten Vermögens er7 1 0 307gialmitglieder 24927 —
37 frühere Beamte der Ver

Halfte
Aufwand trägt der Staat

ögens valtung — 34012 —
H

—
16— 8 8 ＋5 Demgegenüber beträgt der Aufwandfrũ gere Beamte der ehe für die aktiven Beamten und An

maligen Bauämter 22 68990 —
geſtellten des Oberkirchenrats

3 4 00 Poſ. 1 a 4 50 210 K. ,18 Ruhegehaltsempfänger ) REER
( bisher 21 ) „ I b a 5 550 „

[ Guttatsweiſe Unterſtützungs 3

gehalte 5 731
zuſammen 360 730 N. I .

20 ) 89 965 und zwar als577482263 oberſte Landes
2 — kirchenbehörde 181 760 K. 1021) 148 037

Vermögens
Summe Abſchnitt 4 148 040 163 682 verwaktung 178 970 K.
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AbſchnittAusga ben

Für
1930 , 1931
und 1932

jährlich

Nb .

Letzter

Voranſchlag

jährlich

Hell

Erläuterungen

ν Verſorgung der Hinterbliebenen ehemaliger

Unterſtützungen und

Witwen⸗ und

Beamten

Beiträge ? ? ) an die Be

amtenwitwen⸗ , jetzt Lan⸗

deshauptkaſſe gem . Art .6
der Vereinbarung vom

1. 7. 1908 und 31 . 8. 1909

und zwar :

nach Artikel 6 Ziff . 2 à

7 6

5 8

Waiſen⸗

U

gehalte :
4d. an die Hinterbliebenen

eines geiſtlichen Mit

glieds des Oberkirchen
rats und von 3 Be

amten der früheren
Bauämter — —

g. an die Hinterbliebenen
eines früheren welt —

lichen Präſidenten ? )
und eines weltlichen
Kollegialmitglieds .

Summe Abſchnitt 5 .

lohnungen

Sachliche Amtsunkoſten :

6. für den Oberkirchenrat ,

es Evang . Oberkirchenrats :

Als oberſte
Landes

tirchenbehördee mögens
(rein kirchlich)“ verwaltung

Hlll Hl .

Als Ver

3000⁰
— 2919 913
— 2600

13 143 —

3 861 10 434

17 00425035 947

52 951 52 960 45 980

52 960 45 980

außerordentliche Be⸗
26) 3 000 2 000

ohne
—

das kirchliche Bauperſonal :
a. Mietzins der Dienſt⸗

Wohnräume

Übertrag .

und

34 060

34 060

Die Gegenleiſtung für dieſe Beträge
beſteht darin , daß der Staat die
Hinterbliebenenbezüge der gemein⸗
ſchaftlichen Beamten zu drei Viertel
trägt .

Zugegangen ſind 3 Bezugsberechtigte ,
abgegangen iſt 1

Während der Staat früher von dem
Ruhegehalt dieſes Präſidenten über
den vereinbarungsmäßigen Anteil
hinaus den Betrag noch erſetzt hat ,
den der Präſident in faſt 45jährigem
Staatsdienſt als Ruhegehalt erdient
hatte , lehnt er eine gleiche Beteili⸗

gung am Hinterbliebenenaufwand ab.
Dadurch wird die Kirche um über
4000 . ½ % mehr belaſtet .
Von dieſem Aufwand trägt der Staat
die Hälfte .

Hiervon entfallen auf Beamte der
Vermögensverwaltung 1500 KN. A.
An dieſem Aufwand nimmt der
Staat teil

Das Oberkirchenratsgebäude iſt Eigen⸗
tum des Unterländer Evang . Kirchen⸗
fonds , der es an die Landeskirche
vermietet hat . Von dem Mietzins
von 46 540 werden von den
Inhabern der Privatwohnungen
1984 Nund von der Allg . Evang .

Kirchenkaſſe für die Dienſträume und
die frühere Dienſtwohnung des Vor⸗
ſtands der Evang . kirchl . Stiftungen⸗
verwaltung Karlsruhe ſowie die
Dienſträume der Evang kirchl . Preſſe⸗
ſtelle ( 6800 ＋ 700 ) 7500 N. 1
erſetzt , ſo daß für die eigentlichen
Dienſträume eine Miete von 34 056
A. öbezahlt wird .

——

————————

—



8 100f1081 Lebter
2 Voranſ
5 Ausgaben ＋ — Erläuterungen
2

l . Hll.
Als Vermögens⸗

verwaltung
Nb .

Übertrag . 34 060

b. für die der Regiekaſſe ob⸗

liegende laufende Unter⸗

haltung des Dienſtgebäu
1200

C. Schreibmaterialien und

Druckſachen 8 000
5 R 34. für Sterarn : 4500 F5 31 Herſtellung e6. „ und Hei⸗

trohezeictgiler ut 3 00PEERRR 2 Oberkirchenrats enthalten , die noch
. Porto und Frachtkoſten . 6 500 unverwendet ſind

g. Für verſchiedene ſonſtige
Bedürfniſſe ( insbeſondere
für Reinhaltung des Ge⸗
bäudes und der Dienſt⸗
räume , Haftpflicht⸗ uſw .
Verſicherung ) 10 000 76 260 76 120

B. für das kirchliche Bauweſenn . 1000 200
Summe Abſchnitt 7 . 77 260 76 320

Saunt 29) 16 000
3 95 2ů) Hierunter iſt der Beitrag an den8 Sonſtiges — 4.

Deutſchen Evang . Kirchenausſchuß
mit jährlich 15 480 N enthalten

Zuſammenſtellung .

Abſchnitt 1 306 960 300 085

12 0⁰0⁰ 1150⁰0

5 3 53 770 20 890

f 148 040 163 682

8 — 52 960 45 980

8 3 300⁰0 2000

77 260 76 320

16 000 13 950
Summe der Ausgaben . 669 990 634 407
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Für
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2 31 Boranſchlat —9
5 Einnahmen 2 12 Erläuterungen

0 9

Al . 2

Staatsbeiträge :

a. für den Evang . Oberkirchenrat als oberſte

evangeliſche Landeskirchenbehörde ? “ )

b. für denſelben als oberſte kirchliche Ver⸗

mögensverwaltungsbehörde :

4d. zum perſönlichen Aufwand :
Als ſolcher kommt gemäß Artikel 8

der Vereinbarung vom 1. 7. 1908 u.

31. 8. 1909 in Betracht :
NA .

Ausgabe⸗ - Abſchnitt 1 à 6 151 200

7. 70 1 b 6

von „ 7 3 27 770

75 4 82 260

„ „1 8 35 950

8 6 1500

Summe des perſönlichen
Aufwands 298 680

Hievon trägt der Staat die Hälfte mit

6. zum ſachlichen Aufwand gem . Art . 9

der Vereinbarung

C. Beitrag zum Gehalt des Prälaten
( 1000 fl . 1714,29 N. 1 ) 5

Summe Abſchnitt 1 .

Beiträge der unmittelbaren Fonds .

Die unmittelbaren Fonds und die Stif

tungen leiſten von jeher Beiträge aus

ſogenannten Matrikularanſchlägen .

2 ieſe Beiträge werden wie folgt berechnet :

1. Unterländer Kirchen

fonds ( Anſchlag :
65 v. Hundert aus

1072000 J, / Roh⸗
einnahme von 1925 )

Übertrag .

27 800

27 800

696 800 4

191340

20 000

149 340

20 290

1710

20 000

143 600

20 440

30) Schon im erſten Staatsbudget 1820
und 1821 iſt für die oberſte Kirchen⸗
behörde ein Betrag von 12 379 fl .
angefordert und auch bewilligt wor⸗
den . Dieſe Poſition , die ſeither un⸗
unterbrochen im Staatsvoranſchlag
eingeſtellt iſt , erfuhr in den folgenden
Jahren eine Erhöhung . Im Staats⸗
voranſchlag 1890//91 fand dann die
Scheidung ſtatt zwiſchen Oberkirchen⸗
rat als Vermögensverwaltungs —
behörde und als oberſte Landes
kirchenbehörde , für welche ein bis
heute feſtſtehender Beitrag von
20 000 .½% ausgeworfen wurde .

31) Dieſer Betrag wird ſeit 1821 ſtändig
bezahlt .



Einnahmen

Für
1930 , 1931
und 1932

Letzter

Voranſchlag
Erläuterungenjährlich jährlich

Al . ell .

Anſchlag
Rur,

Aell . Il . Hull.

Übertrag 27 800

2. Kirchenſchaffnei
Rheinbiſchofsheim
( Anſchlag : 65 v. H.
aus 200 200 J. fA.

Roheinnahme von

1925 ) 30 150 5 200

3. Stiftſchaffnei Lahr
( Anſchlag : 65 v. H.
aus 108 100 J, .

Roheinnahme von

1925 , unter Weg —
laſſung einer Mehr

einnahme von rund

90 000 σν aus

Waldungen infolge
außerordentlichen

Holzanfalls 70 265 4 2 800 ) Der 1821 anläßlich der Union gezanfalls )
gründete Fonds beſitzt kein Liegen4. Neuer evang . Kir⸗
ſchaftsvermögen , wohl aber Dota

chenfonds 5 wie tionsanſprüche , die durch den Wäh
letztmalss 70

139
nicht zerſtött worden

8 AEICArJ Saft 3 — 2 4 1 1i5. Züllig⸗Hill ' ſche Stif a)
Die 1869 auf Grund letztwilligertung ) , wie letzt Verfügung ins Leben getretene Stif⸗

mals 50 tun
ßer dem tet

6. Geiſtliche Witwen 8 Gru
2

kaſſe ) ) Die Geiſtliche Witwenkaſſe ( Satzung8
genehmigt 1872 ) und der Landes⸗

7. Landeskirchen⸗ kirchenfonds , der eine 1924 durch
fonds ) Zuſammenlegung verſchiedener klei —fonds““) — 7075ner , faſt vermögenslos gewordener

Zuſammen 35 ) 35 920 Fonds geſchaffene Rechtsperſönlich
keit iſt , beſitzen nur entwertetes

S Abſchnitt ? 35 92 35 92 Kapitalvermögen und können daherSumme Abſchnitt 2 . 35 920 35 920
einen Beitrag nicht leiſten

35) Die bleibt alißer

3 Beiträge örtlicher Fonds :

Gebühren für Prüfung der örtlichen Fonds —
( Kirchenſteuer - ) Rechnungen ? “ ) 4500 7 000

Zentralpfarrkaſſe
Betracht , weil ihr Reinertrag in die
Allg . Evang . Kirchenkgſſe fließt , aus
der ja der Fehlbetrag der Regiekaſſe
entnommen wird !

Für die Abhör der örtlichen Rech
nungen durch die Reviſion haben die
Gemeinden Gebühren zu entrichten .
Die Gebühr beträgt vom 1. April
1930 an für je 24 ganz oder teil⸗
weiſe beſchriebene Seiten Rechnung
und Beilagen ( einſchließlich Fahrnis⸗
verzeichnis und Kaſſenbuch) 1,20 N. l .



tion ge
Liegen

Dota
n Wäh

worden

twilliger
ne Stif⸗

ſtücke .

Satzung
Landes⸗
1 durch
er klei⸗
pordener
rſönlich
wertetes
1daher

alißer
in die

ßt , aus
giekaſſe

Rech
ben die
trichten .
April
er teil⸗
chnung
ahrnis⸗
0 &. li .

Zuſammenſtellung .

Abſchnitt 1 .

5 33

5

Summe der Einnahmen .

* „ Ausgaben

Ungedeckter Aufwande .

8 540 15 900

191 340

35 920

4 500

12 700

8 540

253 000

669 990

116 990

185 750

35 920

7 000

12 700

15 900

Für Letzter
— 1930, 1931 Naran2 N chlag8 i und 1932 Erlituterungen
8

Einnahmen jährlic jährlich
9

F . l.

4 Einnahmen aus dem kirchlichen Bauweſen :

a. Beiträge der unmittelbaren Fonds :

NAAi
Unterländer Kirchenfonds 10 150

Kirchenſchaffnei
Rheinbiſchofsheim . . 1700

Stiftſchaffnei Lahrht . . 650 12 500 12 500

b. Vergütungen der Kirchengemeinden . 200 200

Summe Abſchnitt 4 . 12 700 12 700

5 Sonſtige Einnahmen :
N. Ai

Mietzinſen für Dienſt⸗ und Miet⸗

ohihgg .

Aus der Landeshauptkaſſe fließen⸗
des Witwenbenefizium . . . 485

inekdkk 100

8 541

Summe Abſchnitt 5 .

rr——e—————



Anhang

Aberſicht über die Beamtenſtellen des Bezirksdienſtes

Der Aufwand wird aus dem Ertrag des verwalteten Vermögens beſtritten ( Vereinbarung vom

1. Juli 1908/31 . Auguſt 1909 ) .

edee Amtsſtellen
er Stellen

Zahl E

a ) Im Staatsvoranſchlag vorgeſehene Stellen :

Oberfinanzrat als Vorſtand einer Bezirksbehörde auf beſonders wichtiger Stelle ̃ A2a

Finanzräte als Vorſtände von Bezirksbehörden . 3 A20

1 Finanzrat erhält für ſeine Perſon nach Anmerkung 2 zu Gruppe A 20

die Bezüge und die Amtsbezeichnung nach Gruppe A 2b .

1 Stelle iſt infolge Zuſammenlegung zweier Bezirksverwaltungen in Wegfall

gekommen und iſt als Stelle eines zweiten Beamten im Staatsvoranſchlag

angefordert .

Finanzrat als zweiter Beamter bei einer Bezirksbehörde A 2d

Oberrechnungsrat auf ſonſtiger wichtiger Stelle . A 3b

Der derzeitige Inhaber der Stelle erhält für ſeine Perſon die Bezüge nach

Gruppe A 2d aus rein kirchlichen Mitteln .

Finanzoberinſpektoren 2 A4a

Finanzoberſekretäre 8 A 4 b

Finanzſekretär auf beſonders verantwortungsvoller Dienſtſtelle 1 4 40

Finanzſekretäre 2 A7a

1 Beamter erhält für ſeine Perſon die Bezüge nach Gruppe A 4 % aus rein

kirchlichen Mitteln .

Finanzaſſiſtent A8

Zuſammen a ) 19 ( wie bisher )

b) Rein kirchliche Stellen :

Finanzaſſiſtenten

Geſamtſtellenzahl

3
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tellen verteilen ſich auf die einzelnen Bezirksſtellen wie folgt und ſind verrechnet in
GVorſtehende

der Rechnung der

— —— — — — —— — —
If

—

Offenburg Karlsruhe Heidelberg Mosbach

Gruppe
Ev. Kirchen55

ſchaffnei ——C 1 88 ge Stiftſchaffnei Benmat⸗
Rheinbiſchofs — pfarrkaſſe Kirchenkaſſe Schönau pfarrkaſſe

heim

— — 1 —

A93000 „ ſie 1 —

A2‚ — — — 1 —

A 3 b 7 4 8 4 —— 1 — —

AAAA·· ·⸗·· 1 — —

AAhyh·· 1 2 2 1 —

88 8 1 5

— 1 — 2

er — 1 —

A8 trein kirchl . ) — 2 1

7 1

99

Außerplanmäßige Stellen

werden für den Bezirksdienſt vorgeſehen :

Bezeichnung Zahl Gruppe

Finanzoberſekretäre ( bisher ᷣ/⸗/ ) ) 2 A 4

Faſtenten bisher 55 ) 5 ) ꝛ — A8 4





Vereinigte evangeliſch - proteſtantiſche Landeskirche Badens

Voranſchlag
für

1930 , 1931 und 1932

(1J. April 1930/ ( 38 )

II . Teil

Evang . Zentralpfarrkaſſe , Unterländer Evang . Kirchenfonds ,

Evang . Kirchenſchaffnei Rheinbiſchofsheim

und Evang . Stiftſchaffnei Lahr



Einnahme

Zentralpfarrkaſſe

jãhrlich

Einzelbetrag Geſamtbetrag

Unterländer Evang .
Kirchenfonds

jährlich

Einzelbetrag G

e
—

. Aus

Aus Waldungen :

a. Erlös aus Holz

b. Erlös aus Nebennutzungen

C. Forſtſtrafanteile und ähnliches .

d. Hutbeiträge

Summe 3

Berechtigungen ( Holzberechtigungen ,

den , Fiſcherei u. a. )

Aus Zinſen :

a. Vom Grundſtock “ )

b. Vom Betriebsfonds

Summe 5

Kompetenzen

Bürgernutzungen
Aus Gerätſchaften und Materialien .

HBeiträge von anderen kirchl . Fonds und Kaſſen .

Rückerſatz von Prozeß Pund Gefällbetreibun

Sonſtige Einnahmen ? 8

Summe Einnahme

Ausgabe .

A. Laſten .

Offentliche Abgaben :

a. Reichsſteuern

b. Landesſteuern

rrr

d. Steuern der Gemeinden ( polit . )

e. Steuern der Kirchengemeinden

k. Sonſtige öffentliche Abgaben

Summe 1

und Übertrag

Jag⸗

12 160

S S

33 639

130

33 769

1 592 971

9 980

140

115

1 002 456

365

17 440

2 134

22 926

600

1495

44 960

AeA. Ku Hl .

Aus Gebäuden 616 1 9 . 140 710
Aus landw . Grundſtücken 280 160 16 549 686

1d 367 300

9 135

120

378 RBBR

6 430

1e 89 672

3 628

93 300

ö 305

10 415

3 540

62 800

10 295

159 000

560

1s 260 645

eſamtbetrag

477 501



rag

0

—

Kirchenſchaffnei
Rheinbiſchofsheim

jährlich

Einzelbetrag Geſamtbetrag

Hel . 2
Einzelbetrag Geſamtbetrag

Stiftſchaffnei Lahr

j ãhrlich

Nl . Hl .

Bemerkungen

1b 2) 10 800

91600

110 000

592

8

110 600

1150

8 300

1700

10 000

50

3 825

228 025

950

12 750

2 500

20 000

500

4400

41 100

44 460

39 000

1500

40 500

770

12 570

260

1720
99 280

430

5 500

912

7 458

75

1565

15 940

238 545 K. ll .

Der Unterländer Ev . Kirchenfonds iſt Eigentümer des Ober
kirchenratsgebäudes , der Verwaltungsgebäude in Heidelberg und

sbach und von Miethäuſern in Karlsruhe , Mannheim , Hei
delberg , Sinsheim , Schönau b. H. , Grötzingen und Doſſenheim .
Die 140 710 ſind das Mieterträgnis aus dieſen Häuſern .

Diedie hier und im Folgenden unter 1b , 1 uſw . aufgeführten
Zahlen ſind die Sätze des Voranſchlages 1927 , 1928 und 1929
die überall da angegeben ſind , wo größere Unterſchiede auftreten

—Bisher 80 439 N. / . Die Erhöhung rührt aus dem ver
mehrten Häuſerbeſitz her.

Der Kirchenſchaffnei Rheinbiſchofsheim gehören die 3 Häuſer
in Offenburg Okenſtr . 8/12 , wo auch die Verwaltung unter
gebracht iſt , und das Pfarrhaus in Spielberg . Die Mietein —
nahme aus dieſen Gebäuden beträgt 10 800 N .

7600 N. l . Die Vermehrung kommt im weſentlichen durch den
Mietzins für das Pfarrhaus Spielberg .

521993 N. ½Jl. Das landwirtſchaftliche Gelände iſt um etwa
110 ha vermehrt worden .

l. 286 410 ½ . Der Waldbeſtand iſt um rund 300 ha vermehrt ,
daher höhere Einnahmen aus Holz .

Das verzinsliche Kapitalgrundſtocksvermögen ſetzt ſich zuſammen
aus den aus der Aufwertung gebliebenen Reſten des früheren
Kapitalvermögens , den Hinterlegungen bei der Kapitalienver
waltungsanſtalt und aus Reſtkaufforderungen . Neue Kapital
anlagen ſind nicht erfolgt .

62614 N. ½. Die höhere Verzinſung der aufgewerteten Kapi —
talien wirkt ſich hier aus

Die Entzifferung dieſes Betrags iſt zu erſehen aus der in der
Anlage beigefügten Zuſammenſtellung ſämtlicher Kompetenzen
und Dotationen für Pfarreien ( vgl . S. 26) .

577 613 K. f . Der Unterſchied rührt von den erhöhten Natural

preiſen her

Der weſentliche Teil dieſer Einnahmen beſteht aus den von
einzelnen Hofpächtern zu erſtattenden Anteilen an dem Bau
koſtenaufwand .

5 K. Die Mehrausgabe rührt teils von dem vergrößer
ten Grundbeſitz , teils von der Erhöhung der Steuern und Ab
gaben her



Aus gabe

Zentralpfarrkaſſe

jährlich

Einzelbetrag Geſamtbetrag

Unterländer Evang .
Kirchenfonds

jährliſch

Einzelbetrag Geſamtbetrag

60

5 780 9 131

2 ll. Hb . 2

ÜUbertrag 44 960 260 645

2. Abgaben aus beſonderen Verhältniſſen ( Berech

tigungen Dritter 300 6 2 972

3. Zinſen 2 900 7) 45 000

4. Abgang und Nachlaß

a. Rabattbewilligungen 10 1i 1000

b. Im übrigen 2 700 10 00⁰0

Summe 4 2710 11000

5. Sonſtige Laſten — 50

Summe A 50 870 319 667

B. Verwaltungskoſten .

6. I. Zum Aufwand der Zentralverwal

tung .

Beiträge zum Aufwand für den Oberkirchenrat

Summe 61 — 27 800

II . Aufwand der Bezirksverwaltung .

7. Bezüge der planmäßigen Beamten 9 131 1h 40 586

8. Vergütungen der außerplanmäßigen Beamten 5 975

9. Andere perſönliche Ausgaben :

a. Vergütungen der vertragsmäßig angeſtellten

Gehilfen . . 3 778

b. Unterhaltszuſchüſſe der Beamtenanwärter 30

C. Tagegelder und Reiſekoſten :

a ) Wegen Bewirtſchaftung der landwirtſchaft

lichen Grundſtücke . 750 660

6) Wegen Verwaltung der Waldungen 125 94⁰

) Im übrigen . 220 1400

Summe e 1095 3 000

d. Sonſtige perſönliche Ausgaben

d) Nebengehalte

Stellvertretung , Dienſt - und 5 780 3 293

3 293 46 561



ng .

etrag

000

50

667

800

¹
0

082

561

Kirchenſchaffnei
Rheinbiſchofsheim

jährlich

Einzelbetrag Geſamtbetrag

Stiftſchaffnei Lahr

jährlich

Einzelbetrag Geſamtbetrag

Bemerkungen

l. Aul . ll. 2

41100 15 940

8 6) Darunter fallen auch Kompetenzleiſtungen an 4 kath. Pfarreien

120 160 Die bei der Kapitalienverwaltungsanſtalt aufgenommene Schuld
beträgt z. Zt . etwa 900 000 “ . I . Dieſer Schuld ſteht die Ver —

mögensſteigerung durch die Erwerbung von Miethäuſern und

300 100 von rem Grundbeſitz in Ittlingen , Adersbach , Sulzfeld und

Limbach gegenüber . Bisher 26 060 N .
300 200 1i 8 35 8 5 .

8 8) Gegenüber dem bisherigen Voranſchlag ſind insbeſondere für

600 300 den Nachlaß von Holz- und Pachtgeldern an Käufer und Päch⸗
ter , die in wirtſchaftliche Not geraten , weſentlich erhöhte Be —

200 100 träge eingeſetzt

42 020 16 500
Ph. 59 550 ½/ . Hier wirkt ſich die Aufhebung der Mannheimer

— — — . Bezirksverwaltungsſtelle aus . Dazu kommt noch eine Minderung

durch Zuruheſetzung eines Dienſtvorſtandes

1i. Bisher für Poſition 4 a und b 5000 K. J . Durch die Rabatt⸗

bewilligung ſoll ein raſcherer Eingang der Ausſtände (Holzgelder)
bewirkt werden . Die ſchwierige wirtſchaftliche Lage läßt die Not —

wendigkeit höherer Nachläſſe erwarten

200 2800

13 920 7070

990 500

400 150

200 60

300 150

900 360

1630 820

1630 13 920 820 7070



Unterländer Evang .
a e 8Zentralpfarrkaſſ Kirchenfonds

Ausga be jährlich jährlich

Einzelbetrag Geſamtbetrag ] Einzelbetrag Geſamtbetrag
Nll . 2 Sul . l .

7

Übertrag 5 780 9 131 3 293 46 561

„) Unterſtützungen und außerordentliche Belohn

ungen — 150

§ö) Verluſtentſchädigungen der Kaſſenbeamten 72

Summe d 5 780 3515

Summe 9 10 653 6 545

10 . Umzugskoſten 32 200

11 . Für früher geleiſtete Dienſte :

a. Ruhe⸗ und Unterſtützungsgehalte 2 586 Ik 27 936

b. Hinterbliebenenverſorgung 140 920

C. Unterſtützungen 100 500

d. Sonſtiges — 100

Summe 11 2 826 29 456

12. Für ſachliche Amtsunkoſten :
a. Kredite der Verwaltungen 2785 6 186

b. Bauſchbeträge für Reinigung und Bedienung . 300 1132

c. Sonſtige Amtsunkoſten 50 362

Summe 12 3135 7 680

Summe II 25 945 90 242

13 . III . Aufwand für die Beſorgung
des kirchlichen Bauweſens .

a. Beitrag an die Regiekaſſe 10 150
b. Tagegelder und Reiſekoſten des planmäßigen

Perſonals der Bauabteilung des OKR . 900
0. Tagesgebühren und Auslagenerſatz der vertrag

mäßig verwendeten Techniker ——— 1700
d. Unterſtützungen u. außerordentliche Belohnungen

Summe 13 III — 12 750

IV . Beſonderer Verwaltungsaufwand .

14 . Verſicherungskoſten :
a. Krankenverſicherung — 210 6120

Übertrag



Kirchenſchaffnei
Rheinbiſchofsheim

jährlich

Einzelbetrag Geſamtbetrag

Stiftſchaffnei Lahr

j ãhrlich

Einzelbetrag Geſamtbetrag

Bemerkungen

2 . F H .

1630 13 920 820 7070

50 2

1680 820

3 570 1680

650 ——

2 1K. 14 920 H. Al. Seit der Aufſtellung des Voranſchlags 1927 , 1928

650 330
und 1929 iſt ein Dienſtvorſtand in den Ruheſtand getreten . Daher

500 5 die Erhöhung .

650 330

1800 360

600 120

100 20

2 500 500

21 290 9 580

1700 650

300 100

2 000



Ausgabe

16 .

Übertrag

b. Unfallverſicherung

c. Invalidenverſicherung .
/uſtige Verſie 1dSko

Summe 14

Für Gebäude ( mit Ausnahme der Laſtengebäude

a. Feuerverſicherungsbeiträge
b. Unterhaltungskoſten “

c. Neubaukoſten

GeUmme 15

Für gemietete Dienſträ

a. Mietzinſe

b. Unterhaltungsaufwand

Summe 16

Für landwirtſchaftliche Grundſtücke :

a . Aufſichtskoſten “ “ )
b. Laufende Unterhaltung “ )

c. Größere Herſtellungen

Summe 17

ir Waldungen :

a. Belohnungen der Forſtamtsvorſtände

b. Hutkoſten

c. Für Vermarkung , Vermeſſung und Einrichtung

d. Für Weganlagen : “)

a ) Laufende Unterhaltung

6) Größere Herſtellungen

Summe d

o. Kulturkoſten .

6
wie bei d

Summe e

k. Für Zurichtung der Walderzeugniſſe

Übertrag

— —
1 8 1

Zentralpfarrkaſſe

jährlich

Einzelbetrag Geſamtbetrag

. l . el .

— — 2

Unterländer Evang .
Kirchenfonds

jährlich

Einzelbetrag Geſamtbetrag

ell . Plellt

210

90

80

80

160

790

790

2382

1980

700

5 062

6 326

10 43 266

6120

2 470

4 820

550

11 13 960

3 375

11 358

33

8740

12 900

1000

25 640

2 075

In 42 065

480

39 867

14 000

53 867

43 266

1 84 950

226 703 84 366



Kirchenſchaffnei
Rheinbiſchofsheim

jährlich

Stiftſchaffnei

ährlick Bemerkungen

100

460

7 080

750

13 000

300

9 200

12 150

21 350

12 600

10 12 600

30 000

3 000

7540

78 00⁰0 7 380

Einzelbetrag Geſamtbetrag etr

A .

1200 500

700 340

1000 460

50

200

580

2 500

200

2 200

6 800

9 000

10 5 000

13 050

33 370

7230 ½, . , Der Mehraufwand beruht auf der Erhöhung der

Beiträge .

Die hier vorgeſehenen Beträge werden aufgewendet für die bau
liche Unterhaltung er den 3 Fonds gehörenden Gebäude mit

nahme der Laſtengebäude Größere Beträge ſind ins

vorgeſehen für Inſtandſetzung des Werſauerhofs , des

Bergſtr . 70 in Heidelberg und des Oberkirchenrats

E

14100 4½l. Die Ausgabenvermehrung beruht auf dem ver

ößerten Häuſerbeſitz und auf der Notwendigkeit , zum Teil
ſeit Jahren erforderliche Erneuerungen durchzuführen .

Beſoldung der Güteraufſeher

ierunter fallen Ausgaben für Düngerbeſchaffung , für Be

iſſerungs - und Entwäſſerungsanlagen und ſonſtige Verbeſſer

ingen der ſelbſtbewirtſchafteten Grundſtücke , insbeſondere der

Wieſen , deren Graserträgnis verſteigert wird .

31 400 K .I emGebührenſätze für die Waldhüter wurden neu

feſtgeſetzt , was zum Teil die Erhöhung verurſacht .

4* die Entlohnung der Forſtwarte darieſe Ausgaben ſtell

Gegenüber dem bisherigen Voranſchlag ſind die hier vorgeſehenen
Ausgaben weſentlich erhöht worden unter Zugrundelegung der
9 ſſed re 1928 und 1929. Beim Unter

7350 bei der Kirchenſchaffnei
Stiftſchaffnei bisher 1950 N. ,l .

A 3200 . / . Dieſe Voranſchlags
ſätze haben nicht reicht. Im Rechnungsjahr 1927 mußten

2500 N, . 1928 46 300 ½ beim Unterländer

Kirchenfonds verausgabt werden . Daher bei allen drei Fonds
die Erhöhung .

2J , Der vermehrte Waldbeſitz und die erhöhten Arbeits —

e verurſachen die Steigerung



Zentralpfarrkaſſe Unterländer Evang.
Kirchenfonds

Ausgabe jährlich jährlich

Einzelbetrag Geſamtbetrag ] Einzelbetrag Geſamtbetrag

A A . AA. I

Übertrag 6326226 703 84 366

g. Für Verwertung der Walderzeugniſſen . — 1610

h. Sonſtige Koſten 2 480

Summe 18 5 740 230 793

Für Berechtigungen ( Holzberechtigungen , Jagden ,
Fiſchereien uſw . ) 9 7 300

20 . Für Bürgernutzungen 495 —

21 . Für Gerätſchaften und Materialien . —— 800

22 . Verſendungskoſten 2 1510 3 430

23 . Prozeß - und Gefällbetreibungskoſten . 30 330

24 . Sonſtige Verwaltungskoſten . 170 500

Summe IV 21571 320 219

Dazu Summe 1 — 27 800

Summe II 25 945 90 242

Summe III — — 12750
Summe B 47516 451011

C. Zwecksausgaben .

I. Kompetenzen für Kirchendienſte .

25. Kompetenzen für

a. Pfarreien 15) 119 618

b. Vikariate 3 376

c. Niedere Kirchendienſte 1094

Summe 25 1 124 088

ür Kirchen und Pfarrhäuüſer .

26 . Notwendiger Bauaufwand :

a. Fundierte Laſten :
a) Feuerverſicherungsbeiträge 33 5 016

6) Unterhaltungskoſten — 18) 113 404

„) Neubaukoſten ———— — 2 ) 91 700

Summe a und Übertrag 88 — 210 120 124 088



Kirchenſchaffnei
Rheinbiſchofsheim

jährlich

Einzelbetrag Geſamtbetrag

Stiftſchaffnei Lahr

jährlich

Einzelbetrag Geſamtbetrag

Bemerkungen

A Ael . I . Kl .

78 000 17380 33 370 6 390

700 450

500 190

79 200

200

100

1500

50

100

98 530

5 200

21 290

2 000

127 020

*16) 20 975

N

21 700

550

19) 19 220

19 770 21700

34 010

50

250

20

40

40 760

2 800

9 580

750

53 890

9 200

9 200

400

200 6440

6 840 9 200

Aufbereitungskoſten und Verſteigerungsgebühren für das Kom

petenzholz .

Der Unterl . Ev. Kirchenfonds iſt kompetenzpflichtig für 98 evang .

Pfarreien , 4 Vikariate und 8 nied Kirchendienſte9
Die Kirchenſchaffnei Rheinbiſchofsheim iſt kompetenzpflichtig für

6 Pfarreien und 1 Vikariat

Die Stiftſchaffnei Lahr iſt kompetenzpflichtig für 3 Pfarreien .

enfonds iſt baupflichtig zu 54 Kirchen und

n denen in der Zjä en Haushaltsperiode

an 18 Kirchen und 182 uſern größere bauliche Herſtellun

gen vorgenommen werd Bisher 95 290 KN. I .

eim iſt ipflichtig zu 13

rrhẽ 1. Größere Herſtellungen ſollen an
farrhäuſern vorgenommen werden

l . Ev
äuſern , v

Die Kirchenſchaffnei
Kirchen und 6 Pf
9 Kirchen und

Die Stiftſchaf
Pfarrhäuſern

ſt baupflichtig zu 5 Kirchen und 3

ſen ſollen an 3 Kirchen und 2 Pfarr

häuſern größere ſſerungsarbeiten vorgenommen werden .

In dem komme Haushaltsabſchnitt iſt beabſichtigt , di

Kirche von Doſſenheim und die Kirche von Leimen zu erweitern

und ein neues Pfarrhaus in Wieblingen zu erſtellen Gegenüber

dem Voranſchlag für 1927 , 1928 und 1929 müſſen deshalb hier

beſondere Mittel vorgeſehen werden



Aus ga be

Zentralpfarrkaſſe

jährlich

Einzelbetrag Geſamtbetrag

Unterländer Evang .
Kirchenfonds

jährlich

Einzelbetrag Geſamtbetrag

A A . A ,

Übertrag 38 210 120 124 088

b. Guttatsweiſe Leiſtungen für Kirchengebäude in

d usgefalle irchengemeinden

gk. Ral316

Summe b 11316

Summe 26 33 221 436

27 . Für den nicht unter die Baupflicht fallenden Kir

cheninbau ( Glocken u. a. ) 52

Summe II 33 221 488

ür iittere kirchl . Bedürfüifſe

( Abendmahlsbedürfniſſe u. a. ) 210

29 . LIV . Beiträge an andere kirchl . Fonds

iid Kaſſen —

30 . V. Leiſtungen an Schulen und Höhere

Lehranſtalt

a. Kompetenzen und Se peiträge — 70

b. Für Höhere Lehranſtalten 8 040

Summe 30 — 8110

3 Sonſtige Ausgaben auf die Fond

wecke 200 200

Summe 233 354 096

Summe & 50 870 319 667
— 5

Summe B 47 516 151 011

Summe Ausgabe 98 619 1124 774

Summe Einnahme 1002 456 1177 501

Einnahme⸗Überſchuß 23) g03 837 9829827



Kirchenſchaffnei
Rheinbiſchofsheim

jährlich

Einzelbetrag Geſamtbetrag
5

Stiftſchaffnei Lahr

jährlich

Einzelbetrag Geſamtbetrag
7 .

19770 21700 6 840 9 200

19 770 6 840

100 80

19 870 6 920

100

600

600

42 270 16 120

42 020 16 500

127 020 53 890

211310 86 510

228 025 99 280

29 16 715 309 . 12 77

Bemerkungen

Der Unterl . Evang . Kirchenfonds iſt guttatsweiſe baupflichtig
zu 13 Kirchen . Größere Herſtellungsarbeiten ſind an 7 Kirchen

vorgeſehen .

Vergleiche des Landeskirchenſteuer
voranſchlag

Abſchnitt 2 der Einnahme
8 ( Teil VI

Teil dieſer Überſchüſſe ſoll zur teilweiſen Deckung
trages im Landeskirchenſteuervoranſchlag der Allgem

ifließen vergl . Abſchnitt 8 vom Teil VIKirchenkaſſe



Entzifferung der Dotationen und Kompetenzen nach den Z

Evang . Zentralpfarrkaſſe

ahlungs⸗ und Lieferungspflichtigen .

Dotationen II . Kompetenzen

Pfälzer Kathol . Kirchenſchaffnei

Kathol . Kirchenfonds Hemsbach

Evang . Kirchenſchaffnei Rheinbiſchofsheim

Evang . Stiftſchaffnei Lahr

Neuer Evang . Kirchenfonds Mannheim

Unterländer Evang . Kirchenfonds

Kirchengemeinden und Ortsfonds

Politiſche Gemeinden

Landeshauptkaſſe

Domänenärar

Heil⸗ und Pflegeanſtalten .

Grundherrſchaften

Hierzu Dotationen

Geſamtſumme

Ael .

1521

34 909

138 520

1445

4150

180 545

82 172

13 098

7913

20 003

248 669

9 195

412 426

180 545

592971



Vereinigte evangeliſch - proteſtantiſche Landeskirche Badens

Voranſchlag
für

1930 , 1931 und 1932

( 1. April 1930/1933 )

III . Teit

Neuer Evang . Kirchenfonds





Einnahmen

Dotationen

Zinſen aus Grundſtocksvermögen

Ertrag aus Grundſtücken

Außerordentliche Einnahmen

Summe der Einnahmen

Ausgaben

Für Fondszwecke

Staatsſteuern

Gemeindeumlagen

Verwaltungs - und Aufſichtskoſten

Aufwand und Abgaben wegen Gütern .

Abgang und Nachlaß

Außerordentliche Ausgaben

Summe der Ausgaben

„ Einnahmen

Einnahme⸗Überſchuß

5 000

500

2 600

400

3 000

5 500

9 Q2500

NDer Fonds iſt gebildet aus Vermögen und Beſoldungs
ilen der durch die Kirchenvereinigung im Unterland

eingegangenen Pfarreien und Schulen . Zwecks
beſtimmung : Entſchädigungen wegen der durch die
Kirchenvereinigung verloren gegangenen Einkom —
mensteile , Aufbeſſerung gering dotierter und Do —
tierung neu zu errichtender Stellen , Beſtreitung
von durch die Kirchenvereinigung entſtehenden Be —
dürfniſſen . Etwaige Überſchüſſe ſollten urſprünglich
zum Beſten der vereinigten Kirche im Unterland
verwendet werden , nach ſpäterer Beſtimmung in den
Allg . Hilfsfonds fließen . Nach Aufhebung des
Allg. Hilfsfonds nimmt die Allg. Evang . Kirchen
kaſſe die Fondsüberſchüſſe auf

Zu 1: Aus der
1 Schulſtelle

Staatskaſſe für 10 Pfarr⸗ und

Zu 1: Dotationen und Dotationserhöhungen für
12 Pfarreien , zu zahlen an die Zentralpfarrkaſſe

Darunter 70 /% Beitrag zur Regiekaſſe des
Evang . Oberkirchenrats (ſ. I. Teil Seite 10) .

im Grundſtock ſchlagen , bis der Kapitalſtock
den Stand vom 1. 6. 1855 von 34 140 fl. 37 kr.
überſchritten hat





6—*
Vereinigte evangeliſch - proteſtantiſche Landeskirche Badens

Voranſchlag
für

1930 , 1931 und 1932

( J. April 1930/33 )

IV . Teil

Evang . Landeskirchenfonds





Einnahmen Erläuterungen

881

ο

E

—

Ertrag des Vermögens

a. Aus Gebäuden und

Grundſtücken —

b. .. 0000 N. .
Schenkungen , Stiftungen , Vermächtniſſe .

Sonſtige Einnahmen

Summe der Einnahmen

Ausga ben

A. Laſten und Verwaltungskoſten .

Offentliche Abgaben

Für Gebäude und Grundſtücke

Zinſen von Schuldkapitalien .

Verwaltungsaufwand

Abgang und Nachlaß

Sonſtige Laſten

B. Zweckausgaben .

Für allgemeine kirchliche Zwecke

Stiftungsgemäße Ausgaben für die in dem

Fonds vereinigten Stiftungen

Summe der Ausgaben

„ Einnahmen

Einnahme⸗Überſchuß

Der Landeskirchenfonds wurde am 1. April 1924 als
Rechtsnachfolger von 12 aufgehobenen , ehemals bei
der Evang . kirchl. Stiftungenverwaltung Karlsruhe
verrechneten Fonds und Kaſſen mit der Beſtimmung
errichtet , daß dieſer Fonds allgemein kirchlichen
Zwecken zu dienen und ſeine Erträgniſſe an die
Allg . Evang . Kirchenkaſſe abzuliefern habe . Forde —
rungen und Verbindlichkeiten der Fonds an Kom —
petenzen und Dotationen uſw . erfüllt jetzt im
Rahmen der im jeweiligen Landeskirchenſteuer
voranſchlag bewilligten Mittel die Allg . Evang .
Kirchenkaſſe .

31)

Zu 1 b: Zinſen aus Guthaben und Aufwertungs
8guthaben bei der Kapitalienverwaltungsanſtalt und

ſoziale Wohlfahrtsrente





Vereinigte evangeliſch - proteſtantiſche Landeskirche Badens

Voranſchlag
für

1930 , 1931 und 1932

( J . April 1930/1933 )

V . Teil

Evangeliſch⸗kirchliche Kapitalienverwaltungsanſtalt





AtAb

ſchnitt
Einnahmen

Für
1930 , 1931
und 1932

jährlich

Hell.

Erläuterungen

Ertrag der Liegenſchaften

Aktivkapitalzinſen

Außerordentliche Einnahmen

Summe der Einnahmen

Ausgaben

Laſten und Koſten wegen des Liegenſchafts —

ertrags

Paſſivkapitalzinſen

Allgemeine Koſten der Verrechnung

Nachlaß und Abgang am Einkommen .

Außerordentliche Ausgaben

Anteile der Fonds am Einkommen .

Summe der Ausgaben

Einnahmen7„ 7„

Einnahme⸗ - Überſchuß

126 000

500

Die Kapitalienverwaltungsanſtalt iſt

126 500

41 000

500

500

500

25 000

68 500

126 500

58 000

eine öffentlich —
rechtliche Anſtalt mit juriſtiſcher Perſönlichkeit und
hat die Aufgabe , die Kapitalien der verſchiedenen
an ihrer Einrichtung teilnehmenden Fonds uſw .
gemeinſam anzulegen

Zu 3: Beitrag zum Verwaltungsaufwand der Allg
Evang . Kirchenkaſſe (ſ. VI . Teil Seite 72) .

Zu 6: Zinſen zu 5 / aus den Aufwertungsguthaben
der Fonds

Hiervon werden für die allgemeinen Bedürfniſſe
der Landeskirche 30000 7. ,½% bereitgeſtellt ( ſiehe
VI . Teil Seite 73) . Mit den reſtlichen 28 000 N. 1
und den in der Kapitalienverwaltungsanſtalt vor
handenen Zinserübrigungen ſollen die Aufwer
tungsguthaben der an der Anſtalt beteiligten Fonds
aufgebeſſert werden





Vereinigte evangeliſch - proteſtantiſche Landeskirche Badens

Voranſchlag
für

1930 , 1931 und 1932

( J . April 1930/833 )

VI . Teil

Allgemeine Evangeliſche Kirchenkaſſe

( Landeskirchenſteuer - Voranſchlag )





Ab⸗

ſchnitt Ausgaben

Für
1930 , 1931

und 1932

jährlich

.

Letzter
Vor⸗

anſchlagsſatz
1929

Hell.

Erläuterungen

A . Laſten .

1Abgänge

a. Steuerabgänge und Nieder

ſchlagungen ( einſchl . Steuer

rückvergütungen )

b. Im übrigen .

Abſchnitt 1: Summe

Zinſen von Schuldigkeiten

3 Sonſtige Laſten

a. Offentliche Abgaben

5. Im übrigen .

Abſchnitt 3: Summe

5 15 7

237. 7*

Summe A: Laſten

B . Verwaltungskoſten .

30 000

2 500

500383

3 000

1200

500

1700

32 500

3 000

37 200

600 000

2500

602 500

11100

500

500

602 500

11100

614100

Zu 1 a : Zum Unterſchied von der bisherigen Übung ,
bei der das Kirchenſteuerſoll in der Einnahme und
davon getrennt die Abgänge in der Ausgabe der
Rechnung der Kirchenkaſſe vorgetragen wurden , wird
ab 1. April 1930 nur noch der Reinertrag der
Landeskirchenſteuer , d. i. der Steuerſollbetrag ab—
züglich der Abgänge und Niederſchlagungen in die
Rechnung der Kirchenkaſſe eingeführt .

Hier iſt daher nur für Barerſtattungen ein Betrag
vorzuſehen .

Zu 2: Die nach dem letzten Voranſchlag beſtandene
Reſtſchuld an die Süddeutſche Feſtwertbank A. - G.
in Stuttgart von 72 000 g Feingold 165 600
Goldmark iſt inzwiſchen abgetragen worden .

Für vorübergehend aufzunehmende , zur Deckung
laufender Ausgaben dienender Darlehen wird als
Zinſenaufwand der Betrag von 3000 “ . , / eingeſtellt .

Zu 3 a : Die Kirchenkaſſe beſitzt folgende Liegen —
ſchaften zu Eigentum :

1. Hausgrundſtück in Pforzheim - Brötzingen ,
Frankſtr . 11, Lgb. ⸗Nr. 19166/1 , Steuerwert
26 600 N/ , vermietet um jährlich 2040 N. ,/ .

2. Bauplatz in Freiburg , Lgb . - Nr . 7871 , 24,14 a
groß , Steuerwert 19 312 σ⁰ , Erbbauzins
jährlich 300 N. H.

An Abgaben ſind vorzuſehen :
EE 1000 J. ½/

für 0 0

Vgl . Einnahme Abſchnitt 9.

1150 N. ll .

Die Evang . kirchl . Stiftungenverwaltung Karlsruhe
iſt in der Hauptſache mit der Führung der Allge —
meinen Evang . Kirchenkaſſe , der Verwaltung einer

Abteilung der Zentralpfarrkaſſe und einer Abteilung
des Unterländer Evang . Kirchenfonds betraut . Da
neben beſorgt ſie die Geſchäfte der Kapitalienverwal
tungsanſtalt , der Regiekaſſe des Evang . Oberkirchen —
rats , der Geiſtlichen Witwenkaſſe , des Landeskirchen —
fonds und der Luiſenſtiftung . Der Aufwand der Ver

waltung wird im weſentlichen durch die Kirchenkaſſe
verurſacht . Ein größerer Teil entfällt auch auf die

Zentralpfarrkaſſe . Die übrigen Kaſſen uſw . erfordern
nur geringen Aufwand . Nach Art . 13 der Vereinbarung
zwiſchen der Evang - proteſt . Landeskirche und dem

badiſchen Staate über die Beteiligung des Staates
an dem Aufwand für die Verwaltung des evang .
Kirchenvermögens vom 1. Juli 1908 /31 . Auguſt 1909 ,
Bad . G. u. VBl . 1908 S. 725/1910 S. 449, ſind Dienſt
einkommen ſowie Ruhe - , Unterſtützungs - und Sterbe

gelder der Bezirksbeamten der kirchlichen Vermögens
verwaltung aus dem verwalteten Vermögen zu be

6*



Ab⸗

ſchnitt
Azus ga bien

1930 ,
und 1932

jährlich

Für

eA ＋

1931
Letzter
Vor⸗

anſchlagsſatz
1929

Aell .

Erläuterungen

4 Bezüge der planmäßigen Beamten

5 Bezuů ge der außerplanmäßigen
Beamten .

6Ande

A.

re perſönliche Ausgaben

Vergütung der vertrags
mäßig Angeſtellten

Unterhaltszuſchüſſe für
Beamtenanwärter

Tagegelder und Reiſekoſten
in Angelegenheiten der Kir —

chenkaſſe ( die Fonds und

übrigen Kaſſen tragen die für
ſie entſtehenden Tagegelder
uſw . ſelbſt )

Übertrag .

42 360

5 000

5 540

2 000

500
8 040

36 370

5 190

5 400

1500

600

7 500

ſtreiten . Daher wird der geſamte Aufwand der
Stiftungenverwaltung endgültig in der Kirchenkaſſe
verausgabt . Die Zentralpfarrkaſſe , die Geiſtl . Witwen⸗
kaſſe und der Landeskirchenfonds , deren Reinerträge
an die Kirchenkaſſe abgeführt werden , werden über
haupt nicht beigezogen und eine Beteiligung der übri⸗
gen Kaſſen und Fonds findet in Form feſter Beiträge
und nur inſoweit ſtatt , als ſie nach der Verringerung
ihres Vermögens infolge der Inflation bzw . der Auf
wertungsgeſetze noch in der Lage ſind , einen Zuſchuß
zu leiſten . Darnach wird die Regiekaſſe , an deren
Aufwand der Staat teilnimmt , mit einem Beitrag
von 1000 7. ½%s, der Unterländer Fonds mit einem
ſolchen von 500 “ . und die Kapitalienverwaltungs
anſtalt mit jährlich 1500 N. l herangezogen .

Die Beträge erſcheinen unter Abſchnitt 4 b in Ein⸗
nahme .

Zu 4: Nach Art . 12 in Verbindung mit Art .2 der
oben angeführten Vereinbarung zwiſchen Staat und
Landeskirche vom 1. Juli 1908 /31 . Auguſt 1909
finden auf die Bezirksbeamten der kirchlichen Ver
mögensverwaltung die für die Staatsverwaltung
geltenden beamtenrechtlichen Vorſchriften , alſo auch
die ſtaatliche Beſoldungsordnung , Anwendung .

Wegen der jetzt hier verrechneten Planſtellen uIgl.
Anhang zu Teil 1 dieſes Voranſchlags ( Regiekaſſe ) .

In der Anforderung iſt enthalten :
Für Höherſtufung eines Beamten von
Gruppe A 3 b nach A 2 d ab 1. 4. 1930
als Härteausgleich ( 67 :3 —) jährlich 23 N. l .

Zu 5: Die Bemerkung zu Abſchnitt 4 gilt auch für
dieſen Abſchnitt . Zurzeit ſind außerplanmäßige
Beamte nicht vorhanden . Der Voranſchlagsbetrag
wird aber vorzuſehen ſein für Vergütungen , die
nach Ablegung der Dienſtprüfung innerhalb des
Voranſchlagszeitraums durch einen oder auch meh —
rere der derzeitigen Anwärter fällig werden könnten .

Zu 6 b: Für zurzeit vorhandene und demnächſt auf —
zunehmende Anwärter .

Zu 6 e: Die Bemerkung zu Abſchnitt 4 gilt auch
hier . Die Tagegelder und Reiſekoſten ſind alſo nach
der Dienſtreiſekoſtenverordnung für die Staatsbeam⸗
ten zu bemeſſen .



ür

ge

ag
ie
es

N.

Für Letzter

Ab
1930 , 1931 Vor⸗

— Ausgaben und 1932 anſchlagsſatz Erläuterungen
ſchnitt

9
jährlich 1929

8

2 2

Übertrag . 8 040 7 500

d. Sonſtige perſönliche Aus

gaben :

d. Nebengehalte für beſon —
dere Dienſtleiſtungen . 500 500

B. Stellvertretung , Dienſt⸗

und Schreibaushilfe 5 000 4500

7. Unterſtützungen und
außerord . Belohnungen 2 000 2 000

§ . Verluſtentſchädigung der

Kaſſenbeamten 200 200

Abſchnitt 6: 15 740 14700

7 Umzugskoſten ( einſchließlich Ver⸗

ſetzungsentſchädigungen ) 3000 3000 [ Zu 7: Die Bemerkung zu Abſchnitt 4 gilt auch hier .
Die nſind alſo nach der Umzugskoſten
verordnung für die Staatsbeamten zu bemeſſen .

8 Für früher geleiſtete Dienſte

a. Ruhe - und Arnen⸗ 7 600 7 600 [ Zu 8 a : Die Vorbemerkung und die Bemerkung zu

(1 Ruhegehaltsempfänger ) Abſchnitt 4 gelten auch hier .

b. Hinterbliebenenverſorgung 4700 4 700 [ Zu 8 b: * Art . 14 der Vereinbarung vom 1. Juli˖
8 8 1908 /31 . Auguſt 1909 werden die Verſorgungs0. Unterſtützungen . 50⁰⁰ 50⁰⁰ gehälter der Hinterbliebenen der Bezirksbeamten der

d. Sonſtiges 8 100 100 kirchlichen Vermögensverwaltung aus der Staats —
5 kaſſe beſtritten . Als teilweiſe Erſatzleiſtung dafür

Abſchnitt 8: Summe 12 900 12 900 ·
ſind von der Allgem . Evang . Kirchenkaſſe für die
Beamten der Stiftungenverwaltung Karlsruhe neben
einmaligen Leiſtungen bei der erſten planmäßigen
Anſtellung der Bezirksbeamten im Dienſte der kirch
lichen Vermögensverwaltung und beim endgültigen
Ausſcheiden derſelben aus dem aktiven Dienſte der
kirchlichen Vermögensverwaltung ( je 30 v. H. des
bei der planmäßigen Anſtellung und beim Aus —
ſcheiden maßgebenden ruhegehaltsfähigen Dienſtein
kommens ) Jahr für Jahr 30 v. H. des bezahlten
Verſorgungsgehalts und während der aktiven Dienſt
zeit /10 des Betrags , welchen die Bezirksbeamten
ohne Aufhebung der ſtaatlichen Witwenkaſſenbeiträge
als Witwenkaſſenbeitrag hätten entrichten müſſen ,
an die Staatskaſſe zu leiſten . Nur für derartige
Beiträge iſt der angeforderte Betrag vorgeſehen .

—



Fur

77

VerwaltungskoſtenSumme B: 384700 386 660

Letzter
1930 , 1931 Vor⸗

Ab⸗ und 1932 F
3 Aus gea ben und 1932 anſchlagsſatz Erläuterungen
ſchnitt 8

jährlich 1929

FI . ull.

9 Sachliche Amtsunkoſten Zu 9: Am ſachlichen Aufwand der Stiftungenver⸗

8 8 waltung nimmt der Staat nicht teil .
a. Kredit der Verwaltung 3000 3000

b. Für Reinigung und Be

dienung 800 700

Sonſtige Amtsunkoſten 9 400 8800 ][ Zu 9 e: Mietzins für die Dienſträume

— — 8 8 und die früh . Dienſtwohnung 6800 N. /
Abſchnitt 9: Summe 13 200 12 500 Anteilige Koſten für die ge

meinſamen Einrichtungen im
Dienſtgebäude , wie Heizung
u. a. ill

Sonſtiges ee ,
Summe : 9400 J. . l .

10 Verſendungskoſten 10 000 9 500

11Aufwand für Feſtſtellung und Er⸗

hebung der Kirchenſteuer

a. Feſtſtellung — 30 000 40 000

b. Für Erhebung u. Betreibung 250 000 250 000 [ Zu 11 b: Die Erhebungskoſten ſetzen ſich in der

2 000 2 000 Hauptſache zuſammen aus der Vergütung , die an
0. Sonſtiges die Reichsfinanzverwaltung für den Einzug des

Abſchnitt 11 : Summe 282 000 292 000 Landeskirchenſteuerzuſchlags bei den zu veranlagen —
den Einkommenſteuerpflichtigen und bei den Grund —
und Gewerbeſteuerpflichtigen auf Grund des finanz
amtlichen Steuerbeſcheids zu leiſten iſt , z. Z. 4 v. H.

des eingegangenen Betrages , und aus den Gebühr
niſſen der kirchlichen Erheber , z. Z. 7 v. H. des
eingegangenen Betrages . Die Betreibungskoſten
bleiben in allen Fällen , in denen die Steuer bei —
gebracht wird , den ſäumigen Steuerpflichtigen zur
Laſt Im Falle fruchtloſer Betreibung muß aber die

Kirchenkaſſe die Betreibungskoſten auf ſich behalten .
Leider muß damit gerechnet werden , daß dies in

ſteigendem Umfang bei den Lohnſteuerpflichtigen der
Fall ſein wird .

12 Sonſtige Verwaltungskoſten 500 500

Abſchnitt 12 500 500

4 42 360 36 370

5 5 000 5 190

6 15 740 14 700

7 3000 3000

8 12 900 12 900

9 13 200 12 500

10 10 000 9 500

11 282 000 292 000
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ſchnitt Ausgaben

Für
1930 , 1931
und 1932

jährlich

A

Letzter
Vor⸗

anſchlagsſatz
1929

Hellt

Erläuterungen

C . Zweckausgaben .

IJ. Aufwand für die

Kirchenleitung .

13 Koſten der Landesſynode

14 Aufwand für die Kirchenregierung

a. Aufwandsentſchädigungen u.

Koſten der Tagungen

b. Betrieb des Kraftwagens

Abſchnitt 14 : Summe

15 Aufwand für die Verwaltungs⸗

behörde

a. Für den Oberkirchenrat .

b. Für das Kirchliche Verwal —

tungsgericht .

Übertrag .

48 000

9 400

6 000

15 400

416 990

2 000

418 990

23 500

9 400

85 * —1

2000

389 710

Zu 13 : Es wird angenommen , daß die im Jahre
1932 zu wählende Landesſynode erſt im Laufe des

nächſten Haushaltszeitraums zuſammentritt , und es
wird mit einer Geſamtdauer der gegenwärtigen
Tagung der jetzigen Landesſynode während des

Voranſchlagszeittaums von 5 Wochen gerechnet .
Darnach iſt der angeforderte Betrag berechnet mit
einem Aufwand für :

Tagegelder 35 000 N. 1

Reiſekoſten FF .

Druckkoſten HN

Summe : 48 000 K. I .

Der Aufwand für die beſonderen von der Landes

ſynode eingeſetzten Ausſchüſſe iſt darin inbegriffen .

Zu 14 a : Aufwandsentſchädigungen :
für 6 Mitglieder je 1000 N. 1ʃ

jährlich 6000 &.

für Erſatzmitglieder
Koſten der Tagungen . 32223
Reiſekoſten für Inanſpruch

nahme der Kirchenregierungs —
mitglieder zu ſonſt . Tagungen 800 „

Summe : 9400 N. ll .

Zu 14 b: Reiſekoſten und Amtskleidung
des Wagenführers

Betriebskoſten ( Unterſtellung ,

1000 . ½/

edee1800 „
Unterhaltungskoſten ( Bereifung

1
Verſicherungskoſten und Steuer 1800 „

Summe : 6000 N. 1

Zu 15 a: Über dieſen Aufwand muß zufolge der Ver⸗

einbarung mit dem Staat über die Verwaltung des

evangeliſchen Kirchenvermögens vom 1. Juli 1908
und 31. Auguſt 1909 eine beſondere Rechnung
( Regiekaſſe ) geführt werden . Dementſprechend wird

hierüͤber auch ein beſonderer Voranſchlag aufgeſtellt ,
der dieſem Landeskirchenſteuervoranſchlag als I. Teil

vorausgeht . Er ſchließt ab mit einem Fehlbetrag
von 416 990 7½%, der aus Landeskirchenſteuermitteln
aufgebracht werden muß

Zu 15 b: Für den perſönlichen ( Gebühren , Auf —
wandsentſchädigungen u. dgl . ) und ſachlichen Auf
wand des Kirchlichen Verwaltungsgerichts ( Geſetz
vom 25. Mai 1928 , die Errichtung eines kirchlichen

Verwaltungsgerichts betr . , VBl . S. 42) .



Für

Ab⸗ 1930 , 1931

Ausgaben und 1932
jährlich

Heeſl.

Letzter
Vor⸗

anſchlagsſatz
1929

.

Erläuterungen

Übertrage . 418 990

c. Für das Kirchliche Dienſt —
gericht . ä 2 000

Abſchnitt 15 420 990

10 13 48 000

14 15 400

Aufwand für die

Kirchenleitung
Summe CI :

484 390

16 Il . Aufwand für Leitung
der Kirchenbezirke

25 200

800

a. Funktionsgehalte der Dekane

b. Sonſtiges

Summe C II : Aufwand für
Leitung der Kirchenbezirken . 26 000

III . Aufwand für die Ge⸗
meindeſeelſorgeimall⸗

gemeinen

17 Bezüge der planmäßigen ( ſtändigen )
Geiſtlichen 3 400 000

Übertrag . 3 400 000

389 710

389 710
23 500

15 400

428 610

25 200

25 200

3 349 756

3 349 756

Zu 15 c: Für den perſönlichen ( Gebühren , Auf
wandsentſchädigungen u. dgl . ) und ſachlichen Auf
wand des Dienſtgerichts ( Geſetz vom 24. März 1920 ,
die Dienſtverhältniſſe der Geiſtlichen der Vereinigten
Evang . ⸗Proteſt . Landeskirche Badens betr . ( Dienſt⸗
geſetz ) , VBl . S. 17)

Zu 16 a : Die Dekane erhalten je nach Größe ihres
Dienſtbezirks und der ihnen obliegenden Aufgaben
eine Aufwandsentſchädigung von 800 N . oder
1000 . ½/ . Es ſind angefordert für 14 Dekane
je 800 N . und für 14 Dekane je 1000 . ⁰
25 200 KN. ll .

Zu 17: Die Bezüge richten ſich nach demkirchl . Geſetz
vom 25. 5. 1928 , die Dienſtbezüge der Geiſtlichen
betr . , VBl . S. 29 ff.

Aufwand

Nl .

Zahl der Stellen
ueinzetzeln Jammen

Stellenplan :

A. Pfarrſtellen in Gemein⸗
den und zwar :

Bereits vorhandene
Stellen : Nach dem letz⸗
ten Voranſchlag ( S. 33 )
waren bei Beginn des

Haushaltszeitraums
1927 , 1928 und 1929

vorhanden Stellen 454

Übertrag : 454
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Ab⸗
2 2 1 8 1

ſchnitt
Eng eebi

Für Letzter
1930 , 1931 Vor⸗

und 1932 anſchlagsſatz
jährlich 1929

l . u

Erläuterungen

Übertrage .

Übertrag .

3 400 000 3349 756

3 400 000 3349 756

Übertrag : Stellen 454

Neu errichtet
wurden während
dieſes Haushalts —
zeitraums :

Bruchſal II ,
Bad Dürrheim ,
Freiburg⸗

Oberwiehre ,
Hauſach ,
Heidelberg⸗Hand

ſchuhsheim II ,
Heiligkreuz ,
Karlsruhe II .

Chriſtuspfarrei ,
Karlsruhe - Beiert⸗
heim ( Melanchthon
pfarrei ) ,

Karlsruhe - Mühl⸗
burg ( Lukas⸗
pfarrei ) ,

Königſchaffhauſen ,
Pforzheim⸗

Buckenberg ,
Renchen ,
Ruit ,
Schopfheim II ,
Spielberg ,
Tairnbach ,

471
( vgl . Verzeichnis
auf Seite 77ff . ) .

Neu zu errichtende
Stellen :

Durlach III ,
Philippsburg ,
St . Blaſien ,
Kirchzarten ,
Mannheim ( 2) ,
Mannheim⸗

Waldhof ,
Karlsruhe⸗

Altſtadt⸗Oſt ,
Buchen ,
Stühlingen . . 10

Übertrag :

Zahl der Stellen

481

Aufwand

Aul .



Ab⸗
A u 8 e

ſchnitt lusgaben

Nür zenterFür Letzter
1930 , 1931 Vor⸗
und 1932 anſchlagsſatz

jährlich 1929

A

Erläuterungen

Übertrag

Übertrag

3 400 000 3 349 756

*3 400 000 3 349 7562

2

Übertrag :

„Seelſorgeſtellen an den
Krankenhäuſern u zw. :

Heidelberg , Karlsruhe ,
Mannheim , Freiburg .

Gemäß einer ſeinerzeit
durch die Landesſynode
getroffenen Regelung er
hält der Seelſorger am
Krankenhaus in Karls
ruhe als ehemaliges
geiſtliches Mitglied des
Oberkirchenrats für ſeine
Perſon die Bezüge der

Beſoldungsgruppe A 1.

Studentenſeelſorgeſtellen
in Freiburg u. Heidel⸗
berg (ſ. Abſchnitt 30 a)

Landeskirchliche Volks⸗
miſſion (ſ. Abſchn . 28 a)

. Dienſt in der ſozialen

Fürſorge und im Wohl
fahrtsdienſt und zwar :

Bisherige Stellen :
Landesjugendpfarrer

Jugendpfarrer in
Freiburg ,
Karlsruhe ,
Mannheim ,
Pforzheim 4

Wohlfahrtspfarrer
Mannheim 1

Neu aufzunehmende
Stellen :

Landeswohlfahrts⸗
pfarrer (ſ. Abſchnitt
33 1 a)

Jugendpfarrer
Heidelberg (ſ. Ab
ſchnitt 35 1 a 4) 1

Übertrag :

481

4 485

2

1

1

1 2

6

496

U

—
(üfſne* NU U

HIl.

1

3 400 000

17 500

9 000

19 200

44. 70⁰⁰

3 490 400



00

00

00

00

00

00

Ab⸗

ſchnitt
Ausgaben

Für Letzter
1930 , 1931 Vor⸗
und 1932 anſchlagsſatz

jährlich 1929
Hell.

Hell.

Erläuterungen

Ubertrage .

Übertrag

3 400 000 3 349 756

3 400 000 3349 756

Übertrag :

Bereits vorhandene
Stellen :

Heidelberg ,
Fortbildungs⸗ und

Gewerbeſchule ,
Fortbildungs⸗ und

Handelsſchule ,
Fortbildungs⸗ ,

Handels⸗ und
Gewerbeſchule ,

Gewerbeſchule

Karlsruhe ,
Gewerbeſchule

Mannheim ,
Fortbildungs⸗ ,

Gewerbe - und
Handelsſchule

Pforzheim ,
Handelsſchule

Eberbach⸗Mosbach ,
Fortbildungs⸗ ,

Handels - und
Gewerbeſchule

(ſ. Abſchnitt 40 1 a a) .

Die theologiſch vorge⸗
bildeten Religionslehrer
werden gemäß Verord —

5
nung vom 12. 3. 1925
( VBl . S. 14ff . ) wie die
als Profeſſoren angeſtell
ten Religionslehrer , alſo
nach der ſtaatl . Beſol
dungsordnung beſoldet

g. Kirchliche Preſſeſtelle
(ſ. Abſchnitt 46 a) .

Summe

„Theologiſch vorgebildete
Religionslehrer u. zw. :

Zahl der Stellen Aufwand

Nl .

4963 490 400

8 77 000

1 9 660

505 3577 060

Unter Abſchnitt 17 iſt nur der Bedarf für dene

Aufwand Buchſtabe a und b eingeſtellt . Wegen des

Aufwandes Buchſtabe , d, e, k und g ogl . die Ver⸗

weiſungen auf die Abſchnitte , unter denen die Be
träge angefordert ſind



Abſchnitt 17 : Summe

18 Bezüge der außerplanmäßigen
( unſtändigen ) Geiſtlichen

3 400 000

569 000

à. Geiſtliche auf Vikarsſtellen

Für Letzter

Ab
1930 , 1931 Vor⸗

— — Ausgaben und 1932 anſchlagsſatz Erläuterungen
ſchnitt jährlich 1929

Nll . A

Übertrag 3 400 000 3349 756 Es erhalten eine Stellenzulage :
68 Pfarrer von je 1000 . / ,
26 88
64 5 0 „
41 „
78 7 10 „
558 100 „

Zu 18: Die nachfolgende Darſtellung gibt eine Über —
ſicht über den Beſtand an außerplanmäßigen Geiſt⸗
lichen ohne Berückſichtigung ihrer Verwendung . Im
ganzen ſind an ſolchen Geiſtlichen 128 vorhanden ,
für die 110 Stellen vorgeſehen ſind . Die Bezüge
regeln ſich nach § 4 des kirchlichen Geſetzes vom
25. 5. 1928 ( VBl . S. 29ff . ) , die Dienſtbezüge der
Geiſtlichen betr

Zahl der Stellen Aufwand
5¹ 72einzeln Hell .

ſammen

und zwar :

1. feſte Stellen :

Bei Beginn des Haus —
haltszeitraums 1927 ,
1928 und 1929 waren
laut Voranſchlag für
dieſen Zeitraum ( S.
36 ) vorhanden . 76

Während dieſes
Haushaltszeitraums
wurden errichtet :

Bühl ,
Donaueſchingen ,
Freiburg⸗Haslach ,

Mannheim⸗Käfertal ,
Schiltahh 5

81
Hiervon ab wegen

Umwandlung der
Vikarsſtelle in eine
Pfarrſtelle :

Heidelberg⸗
Handſchuhsheim ,

Karlsruhe⸗
Beiertheim ,

Offenburg 2,

Schopfheim ,

Wii

Übertrag :
7



Ab⸗

ſchnitt
A u ο gaben

Für
1930 , 1931
und 1932

jährlich

Nl .

Letzter
Vor⸗

anſchlagsſatz
1929

uA .

Erläuterungen

Übertrag : 76

Im Haushaltszeit⸗
raum 1930 , 1931
und 1932 ſollen
neu errichtet wer —
den :

Dinglingen ,

Mannheim
Neckarau ,

Neckarhauſen ,

Pforzheim⸗
Dillweißenſtein . 4

2. Übertragbar , weil
keine Pfründe vorhan
den iſt und kein Ge⸗

haltsbeitrag geleiſtet
wird :

Bei Beginn des Haus —
haltszeittraums 1927 ,
1928 und 1929 waren
laut Voranſchlag für
dieſen Zeitraum ( S
36 ) vorhanden 12

nach berichtigter

Während dieſes
Haushaltszeitraums
wurden errichtet :

Ettlingen ,

Hauſach ,

Karlsruhe :
Gottesauer⸗ ,
Matthäuspfarrei ,

Heidelberg —
Kirchheim ,

Heidelberg
Rohrbach ,

Mannheim
( Dekanat ) ,

Niefern ,

Raſtatt II ,

Mannheim
Rheinau ,

Weil ,
Wertheim

Übertrag : 25

Zahl der Stellen
zu⸗

einzelnmn ſammen

80

80

Aufwand

Nl .



Ab⸗

ſchnitt
Ausgaben

Für
1930 , 1931
und 1932

jährlich

Meſl.

Letzter
Vor⸗

anſchlagsſatz
1929

e .

Erläuterungen

Übertrag :

Hiervon ab wegen
Umwandlung der

Vikarsſtellen in
eine Pfarrſtelle ,
oder wegen Über
tragung :

Hauſach ,
Königſchaffhauſen ,
Rittenweier ,
Ruit ,
Spielberg

Im Haushaltszeit
raum 1930 , 1931
und 1932 ſoll über⸗
tragen oder neu
errichtet werden :

Grötzingen

Summe :

b. Diaſporapfarrer u. zw. :

25

20

1

A.

Bereits vorhandene

Stellen
Hievon ſind zu Pfarr

ſtellen umgewandelt
worden :

Dürrheim und

Renchen
Reſt :

( etzter Voranſchlag
Seite 37) .

Neu zu errichtende
Stellen :

Löffingen ,
Markdorf

Ab wegen Umwand⸗
lung zur Pfarrei :

Philippsburg ,
Kirchzarten ,
St . Blaſien ,
Buchen

10

8

2

10

4

C. Pfarrverwalter (z. Z. 22 )

„ Dienſtaushelfer und
Stellverteter

Übertrag :

Aufwand

el.

2¹

101

6 107 381000

92 000

66 00⁰0
1076539 000



Ab⸗

ſchnitt

Für
1930

und 1932

jährlich

Hell.

1931
Letzter
Vor

anſchlagsſatz
1929

ſ

Erläuterungen

—— 8

vand

2 .

1000

2000

60⁰0
9 000

Übertrag :

Hilfsgeiſtliche in der ſo—
zialen Fürſorge und im
Wohlfahrtsdienſt ( Aus⸗
bildungsſtellen ) :
d. Beim Jugendamt

Mannheim 8
. Neu zu errichtende

Stellen :
Beim Wohlfahrtspfarr —

amt Mannheim ,
Jugendpfarramt

Pforzheim (ſ. Abſchn .

k. Religionslehrer u. zw. :
Bereits vorhandene

Stellen :
Eberbach , Gewerbes ,
Handels⸗ , Fortbildgs . ⸗
u. Volksſchule gemein⸗
ſam mit Mosbach ,
Gewerbe - u. Handels
ſchule

Ab wegen Umwandlung
zur Pfarrſtelle .

Neu zu errichtende
Stellenn Wiine
(ſ. Abſchn . 40 1 a 6) .

g. Pfarrkandidaten . Dieſe
werden vorausſichtlich
ſämtlich auf Amtsſtellen
verwendet und dement —
ſprechend die Anfangs
vergütung der außer
planmäßigen Geiſtlichen
erhalten ; zum Teil werden
ſie auf den unter àa bis e
aufgeführten Stellen ver
wendet ; der Bedarf für
dieſe iſt oben bereits vor
geſehen . Hier wird des
halb nur ein Teil des
Aufwands für die An⸗
fangsvergütungen noch
angefordert mit .

Summe

Zahl der Ste Aufwand

einzeln SKe

107 539 000

l

— 3 13 500

1

1

30 000

110582 500

Unter Abſchnitt 18 gehört : Aufwand nach a, b, e,
d und g mit 381 000 ＋ 92 000 ＋ 66 000 ＋T30 000

569 000 K. l .
und unter Abſchnitt 35

13 500 und —. — . .
L gg und 410 La 5:



Ab

ſchnitt
5Ausgaben

Für
1930 , 1931

und 1932
jährlich

ſl.

Letzter
Vor⸗

anſchlagsſatz
1929

NAl.

Erläuterungen

N.

19 Nebenvergütungen
für Mitverſehung

20 Entſchädigung für Dienſtaufwand

Filialdienſtvergütungen ( für
Verſehung von zuſammen —
geſetzten Gemeinden und

von Nebenorten )

Diaſporadienſtvergütungen
( für Verſehung von Dia⸗

ſporaorten außerhalb des

Dienſtſitzes )

Tagegelder und Reiſekoſten
( ohne die Verſetzungsent⸗
ſchädigungen und ohne die

Koſten der Synoden und

Konferenzen )

Umzugskoſten einſchließlich
Verſetzungsentſchädigungen .

Übertrage .

11 000

36 000

28 000

2 000

75 000

141 000

11000

34 000

26 000

2 000

90 000

152 000

Zu 19: Darunter auch die Dienſtzulagen für Aus
übung der Seelſorge an den Heil - und Pflege —
anſtalten Emmendingen und Konſtanz von 1000 N. 1·
an den Geiſtlichen der Oſtpfarrei in Emmendingen
und 600 N , an den Geiſtlichen der Pauluspfarrei
in Konſtanz . Der mit der ſeelſorgerlichen Bedienung
der Heil - und Pflegeanſtalt in Wiesloch betraute
Geiſtliche bezieht wie früher unmittelbar aus der
Anſtaltskaſſe eine Vergütung . Verhandlungen mit
dem Ziel , auch dieſe Vergütung wie in Emmen —
dingen und Konſtanz zu regeln , führten zu keinem
Ergebnis .

u 20 a : Die mit den einzelnen Pfarrſtellen verknüpf —* 2
ten Vergütungen ſind im Benehmen mit dem Evang .
Pfarrverein feſtgeſetzt worden .

Zu 20 b: Die Diaſporadienſtvergütungen ſind früher
aus dem Ertrag der am Reformationsfeſt zu er—
hebenden Kirchenſammlung gewährt worden . Da ſie
eine Entſchädigung für erhöhte Arbeitsleiſtung und
Dienſtaufwand ſind , werden ſie jetzt aus der Kirchen⸗
kaſſe geleiſtet . Der Ertrag der Kirchenſammlung am
Reformationsfeſt wird unter die Diaſporagemeinden
zur Beſtreitung ihrer wirtſchaftlichen Bedürfniſſe
verteilt .

Zu 20 c: Die Höhe der zu erſetzenden Tagegelder und
Reiſekoſten bemißt ſich nach der Verordnung vom
29. Oktober 1924 , Dienſtreiſe - und Umzugskoſten
betr . ( VBl . S. 102 ) , und Bekanntmachung des
Oberkirchenrats vom ſelben Tag ( VBl . S. 103 ) .
Die Gebühren der Geiſtlichen für ihr Erſcheinen zur
Viſitation der Kirchenbezirke ſind durch die Ver⸗
ordnung vom 28. April 1921 über die Viſitation der
Kirchengemeinden ( Diaſporagemeinden ) und Kirchen —
bezirke ( VBl . S. 25 ) beſonders geregelt .

Zu 20 d: Die Höhe der zu erſetzenden Umzugskoſten
wird bemeſſen nach der Verordnung vom 29. Oktober
1924 , Dienſtreiſe - und Umzugskoſten betr . , in der
Faſſung der Verordnung vom 14. Juli 1928 VBl .
S. 56 f. , den hiezu gehörigen Bekanntmachungen des
Oberkirchenrats vom 29 . Okt. 1924 ( VBl . S. 102/103 ) ,
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anſchlagsſatz
1929

Al .

Erläuterungen

S

Übertrage .

e. Betriebszuſchüſſe für Motor⸗

räder und Kleinautos

k. Sonftiges

Abſchnitt 20 : Summe

Dienſtaushilfe und Stellvertretung

Kinderbeihilfen in den geſetzlich
nicht geregelten Fällen

Rubegehalte
( 91 Ruhegehaltsempfänger )

Guttatsweiſe Unterſtützungen an

Geiſtliche ohne Anſpruch auf

Ruhegehalt und an Hinter⸗

bliebene ſowie an ſonſtige
unterhaltsbedürftige ehemalige
Angehörige ſolcher Geiſtlichen

Unterſtützungen an Geiſtliche , die

ſich in wirtſchaftlicher Notlage
befinden

a . an im Dienſt befindliche

Geiſtliche 32

Übertrage .

152 000

6 000

2 000

160 000

59 500

11500

580 500

9 750

17 000

17 000

vom 1. Juli 1925 ( VBl . S. 90 ) und vom 28 . Juli
1925 ( VBl . S. 92 ) und der Verordnung vom
23. Februar 1926 VBl . S. 12 f. in der Faſſung der
Verordnung vom 14. Juli 1928 .

Zu 20 e: Geiſtlichen mit umfangreichem Filial - und
Diaſporadienſt werden zur beſſeren Ausnützung ihrer
Arbeitskraft und zur Erſparung von Hilfskräften
Zuſchüſſe gewährt , wenn ſie zur Gewinnung von
Zeit und zur beſſeren Verſehung des Dienſtes in
den Filial - und Diaſporagemeinden Kraftfahrzeuge
verwenden .

Zu 21 : Hierunter fallen nur noch Koſten für vorüber⸗
gehende Aushilfe bei Krankheit oder zeitweiſer Be —
urlaubung von Geiſtlichen und vorübergehender Er —
ledigung von Pfarreien . Wegen der bisher hier
angeforderten Bezüge der nicht auf Vikarsſtellen ver⸗
wendeten Pfarrkandidaten ſiehe Abſchnitt 18 d.

Zu 22 : Die Bewilligung erfolgt guttatsweiſe für
Kinder , die das 21. Lebensjahr vollendet , das
24. Lebensjahr noch nicht überſchritten haben und
ſich noch in Berufsausbildung befinden .

Zu 23 : Die Bezüge richten ſich nach den kirchlichen
Geſetzen vom 25. 5. 1928 , die Zuruheſetzung und die

Ruheſtandsbezüge der Geiſtlichen betr .

In den Rechnungsjahren 1930 , 1931 und 1932
muß mit einem ſtarken Abgang an Geiſtlichen ge⸗
rechnet werden , da in dieſem Zeitraum ſehr viele

Geiſtliche das 65. Lebensjahr überſchreiten werden .

Zu 25 a: Die Bewilligung der Unterſtützungen erfolgt
nach den im Verordnungsblatt 1925 S. 68 bekannt

gegebenen Grundſätzen für die Gewährung ein

maliger Beihilfen an Geiſtliche und Beamte vom
12. Mai 1925

8



Für Letzter

Ab⸗
1930 , 1931 Vor⸗

—56 Ausgaben und 1932 anſchlagsſatz Erläuterun gen
ſchnitt jährlich 1929

Heell Hlell⸗

Übertrag 17 000 17 000

b. an Ruhegehaltsempfänger 2 500 2 250 [ Zu 25 b: Die Bewilligung der Unterſtützungen erfolgt
* 2 nach der im Verordnungsblatt 1925 S. 72 bekannt

Abſchnitt 25 : Summe 19 500 19 250

26 Hinterbliebenenverſorgung

a. Verſorgungsgehalte

b. Guttatsweiſe Unterſtützungen

Gd. an Pfarrwitwen und

Halbwaiſen

6. an alleinſtehende Waiſen

Abſchnitt 26 : Summe

525 000

5 000

35 000

565 000

552 000

5 000

35 000

592 000

gegebenen Verordnung vom 8. Juni 1925 .

Zu 26 a : Die Bezüge ſind geregelt durch die kirch —
lichen Geſetze vom 25. 5. 1928 , betr die Zuruhe
ſetzung und die Ruheſtandsbezüge der Geiſtlichen
und betr. die Hinterbliebenenverſorgung der Geiſt —
lichen . Die hiernach bewilligten Bezüge betragen
3z. Z. ( 127 Fälle ) jährlich rund 507 000 N. I .

Dazu kommen die Bezüge der Witwen von ehe—
maligen Mitgliedern der Geiſtl . Witwenkaſſe ohne
das Recht auf erweiterte Hinterbliebenenverſorgung
( Geſetz vom 12. Januar 1895 und vom 14. Septem⸗
ber 1909 , die Aufbeſſerung der Hinterbliebenenver —
ſorgung der Geiſtlichen betr . , ferner Geſetz vom
19. September 1914 , die Hinterbliebenenverſorgung
der Geiſtlichen betr . , VBl . S. 18, 151 und 124 ) .
Die Anſprüche , die aus der Witwenkaſſe nach dem
Verluſt ihres Vermögens nicht mehr beſtritten wer —
den konnten , wurden nach den ſtaatlichen Grundſätzen
über die Aufwertung der Verſorgungsbezüge der
Witwen von ehemaligen ſtaatlichen Beamten , auf
die das badiſche Penſionsergänzungsgeſetz keine An⸗
wendung findet , aufgewertet und auf allgemeine
Kirchenmittel übernommen . Zurzeit betragen dieſe
Bezüge für 13 Berechtigte jährlich rund 9000 N. I .

Für etwaiges Anſteigen des Aufwands werden
noch vorgeſehen jährlich 9000 N. / .

Zu 26 ba : Die Bewilligung der Unterſtützungen er
folgt nach der Verordnung vom 8. Juni 1925 ( VBl .

Zu 26 b 5: Die Unterſtützung ſoll in der Regel
300 N½/, für eine Waiſe betragen . Zurzeit ſind
94 weibliche Pfarrwaiſen im Bezug .



LetzterFür

Ab⸗
1930 , 1931 Vor⸗

8 A u 8 a ben und 1932 anſchlagsſatz Erläuterungen
ſchnitt

9
jährlich 1929

Ael . Ael -

—

27 Sonſtiger Aufwand für die Seel

ſorge im allgemeinen . 500 500

folgt — 2
— Abſchnitt 17 [3 400 000 3 349 756

18 569 000627 220

4 19 11000 11000

5 20 150 000 160 000

33 20 000 59 500

— „ 22 12000 11500

lichen 23 650 000 580 500
Geiſt⸗ 8
— „ 24 10000 9750

19 500 19 250

ehe⸗ 93 585 8909
ohne

26 565 000 592 000

— Summe C III : Aufwand für die
— —

nver Gemeindeſeelſorge im allgemeinen 5 407 0005420 976

vom
gung
124 ) .

dem

ſätzen IV . Aufwand für die Zu IV : Die —
——

von

68 durch die Landeskirche entſpricht einem Bedürfnis
8 2 8

der landeskirchliche Volks und ſoll der Förderung des Zuſammengehörigkeits

D miſſion . bewußtſeins der Mitglieder der Landeskirche dienen

neine 3 8 8 23
dieſe 28 Perſönlicher Aufwand 12 250 [ Zu 28 : 1 Prediger ( planmäßiger Geiſtlicher ) , ſiehe

Y. »0 —— Abſchnitt 17 Buchſtabe d. Zu dem daſelbſt vor⸗

erden a. Für im Dienſt befindliche geſehenen und hierher zu übertragenden Aufwand

Geiſtliche (ſ . Abſchnitt 17 d) 9000 an Beſoldung iſt fürſorglich ein etwaiger weiterer

b. Ruh halt
Bedarf ( etwaiger Ruhe - oder Verſorgungsgehalt ,

8 00 5
8

Unterſtützungen uſw . ) vorgeſehen

C. Verſorgungsgehalte 300

n er d. Unterſtützungen 200

VB f 7VBl .
e. Unzugskoſten

Abſchnitt 28 : Summe 12 500 12 250

Regel
ſind

29 Sonſtiger Aufwand für dieſe

Miſſion , Reiſekoſten u. a.

Summe CIV : Aufwand für die

landeskirchliche Volksmiſſion

2 600

15 100

2600 Der Inhaber des Pfarramts für die landes —

)e Volksmiſſion erhält einen Pauſchbetrag zur
Beſtreitung ſeiner ſachlichen Amtsunkoſten , ſeines
erhöhten Aufwands auf Reiſen und ſonſtiger in
Ausübung ſeines Dienſtes ihm erwachſender Aus

gaben .
14850
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ſchnitt
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Fü ＋
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und 1932

jährlich
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1931
Letzter

Vor⸗
anſchlagsſatz

1929

eA 4.

Erläuterungen

V. Aufwand für die

Studentenſeelſorge .

30 Perſönlicher Aufwand
D1

a. Für im Dienſt befindliche
Geiſtliche ( ſ . Abſchnitt 17

b. Ruhegehalte
c. Verſorgungsgehalte
d. Unterſtützungen
o. Umzugskoſten u.

entſchädigungen
k. Im übrigen .

Abſchnitt 30 :

0

Verſetzungs —

Summe

31 Sachlicher Aufwand .

Summe CV : Aufwand für die

Studentenſeelſorge

Aufwand für den

Dienſt in der ſozialen

Fürſorge , im Wohl

fahrtsdienſt u . a .

Für kirchliche Sozialämter

1. Perſönlicher Aufwand

a. Für im Dienſt befindliche
Beamte

Ruhegehalte .
0. Verſorgungsgehalte
d. Unterſtützungen
e. Umzugskoſten u. Verſekungsentſchädigungen
k. Für Schreibhilfe .

g. Im übrigen

2. Sachlicher Aufwand .

Abſchnitt 32 :

32

Summe

17 500

1500

19 000

2500

21500

2 540

2 500

10 830

16 864

16 864

8 500

14750

Zu 30 : Studentenſeelſorgeſtellen
berg und Freiburg . Da
Pfarrer von den
fügung geſtellt
Dienſtwohnung

beſtehen in Heidel —
Pfarrhäuſer für dieſe

Kirchengemeinden nicht zur Ver
werden , hat die Landeskirche die
zu beſchaffen

Zu 31 : Die Studentenpfarrer erhalten eine Dienſt⸗
aufwandsentſchädigung von je 1000 N. ,l .

Zu 32 : Es beſteht z. Z. ein kirchliches Sozialamt in
Karlsruhe , das von einem Diplomvolkswirt beſetzt iſt



LetzterFür
1930 , 1931 VorAb⸗ 383 Ausgaben und 1932 anſchlagsſatz Erläuterun genſchnitt jährlich 1929

Hl . Nl
— —

33 Für den Evang . Landeswohl⸗ Zu 33 : ＋ Evang. und7
8. f ⸗Jitgen zouf dienſt iſ neu organiſier Und in Zuſammenhang mifahrts⸗ und Jugenddienſt

dem Geſamtverband für Innere Miſſion gebracht
1. Perſönlicher Aufwand worden

a. Für im Dienſt befindliche Zu 33 1 a : Ein Landeswohlfahrtspfarrer und ein
Zer Geiſtliche (ſ . Abſchnitt 17 c) 19 200 15 300 Landesjugendpfarrer .
die b. Ruhegehalte

c. Verſorgungsgehalte
d. Unterſtützungen
e. Umzugskoſten u. Verſetzungs⸗

entſchädigungen —

k. Im übrigen 7500 — Zu 33 1 f : Darunter der Aufwand für eine Ge
fährdetenfürſorgerin und eine Sekretärin

2. Sachlicher Aufwand 3000 4500 ] Zu 33 2: Darunter der Aufwand für die Veranſtal8
tung von Schulungs - und Nachſchulungskurſen .

Abſchnitt 33 : Summe 29 700 19 800

nſt⸗

34 Für den Evang . Bezirkswohl⸗ Zu 34 : Zurzeit iſt ein Bezirkswohlfahrts - und Ju—8 N 83 ft genddienſt für den Kirchenbezirk Raſtatt eingerichtetfahrts⸗ und Jugenddienſt und mit einer Fürſorgerin beſetzt .

a. Für Fürſorger und

Fürſorgerinnen 6 000 3 000

b. Im übrigen 3 8 89 500 —

Abſchnitt 34 : Summe 6 500 3000

35 Aufwand für den Gemeindewohl
in fahrts⸗ und ⸗Jugenddienſt

iſt . 81. Für Gemeindewohlfahrts - und

⸗Jugendpfarrer

a. Für im Dienſt befindliche
Geiſtliche

oletüitige 44 700 31 850

(ſ . Abſchnitt 17 e)

g. außerplanmäßige 13 500 13 360

(ſ . Abſchnitt 18 e)

b. Ruhegehalte 5 000 6 000

C. Verſorgungsgehalte 2 500 3 600

d. Unterſtützungen 500 500

Übertrage . 66 200 55 310



Ab⸗

ſchnitt
Ausgaben

Für
1930 ,
und 1932

jährlich

1931

Ael

Erläuterungen

Übertrag

e. Umzugskoſten u. Verſetzungs⸗
entſchädigungen

f. Im übrigen .

2. Für Gemeindehelferinnen

Abſchnitt 35 : Summe

36Zuſchüſſe für den Geſamtverband
für Innere Miſſion

a . Perſönlicher Aufwand

b. Sachlicher Aufwand

Abſchnitt 36 : Summe

38 Fürſorge für entlaſſene Straf⸗
gefangene

39 Für die ſoziale Ausbildung der

Geiſtlichen

Zuſchüſſe für evang . Jugendpflege

66200

1200

60 000

127 400

14000

4000

18 000

600

200

4450

——

Zu 35 2: Es iſt beabſichtigt , in größeren Kirchen —
Pf.gemeinden zur Entlaſtung der Pfarrer Gemeinde

helferinnen anzuſtellen . Die Anſtellung wird durch
die Kirchengemeinden erfolgen . Da dieſe jedoch den
ganzen Aufwand hierfür aus Ortskirchenſteuermitteln
nicht aufbringen können , wird die Landeskirche von

zu Fall Zuſchüſſe leiſten , wenn ſie mit der
Errichtung der Stelle einer Gemeindehelferin einver —
ſtanden iſt und di Betracht kommende Perſon die
Vorausſetzungen lt, welche die Landeskirche für
die Vereigenſchaftung zur Verwendung als Ge
meindehelferin fordert . Der Betrag , bis zu dem
Zuſchüſſe gewährt werden können , iſt hier ange —
fordert

Zu 36 : Der Geſamtverband der Inneren Miſſion e. V.
ng vom 23. Oktober 1929 ( VBl . 1930

et und am 9. Dezember 1929 in das
Vereinsregiſter eingetragen worden . Geſchäftsführer
des Verbandes ſind im Nebenamt der Landeswohl
fahrts - und der Landesjugendpfarrer . Auch den
übrigen Perſonal - und Sachaufwand trägt die
Landeskirche .

iſt durch S
S. 4) erricd

Zu 37 : Es erhalten Beiträge : Hl

telanchthonverein f. Schülerheime in Baden 15 000

eologiſches Studienhaus in Heidelberg 3000
Bad . Pfarrverein als Zuſchuß zur Unter

g ſeines Töchterheimmmm 500

Evang . ⸗ſoziale Frauenſchule in Freiburg . . 5 000
Evangeliſche Jugendvereinigungen 6 000
Schifferkinderheim in Mannheim . 600

nwerk E. V. in Berlin 500
sverband evang . Arbeiterinnenvereine 2000

Bauernhochſchule Markenhof bei Freiburg 1 000

Summe : 33 600

Zu 39 : Beiträge werden geleiſtet : N. Il

hie ü
für die Soziale Schule in Spandau . . 300

zum Kirchlich - Sozialen Bund in Berlin . 75⁵

zum Evang . - Sozialen Kongreß in Leipzig 75

zuſammen : 4450
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500
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2 000
1000

33 600

Letzter

Ab⸗ 1030, 10 31
5 Vor⸗ 8 4

8 Ausgaben und 1932 anſchlagsſatz Erläuterungen
ſchnitt jährlich 1929

Heſl . el.

Abſchnitt 32 10 830 14 750

33 29 700 19 800

6 500 3000

35 127 400 77210

18 00⁰ 17 0⁰0⁰

37 33 600 20 220

38 200 —

4450 2 950

Summe CVI : Aufwand für den

Dienſt in der ſozialen Fürſorge ,
im Wohlfahrtsdienſt u. a. 230 680 154 930

VII . Aufwand für den

Religionsunterricht an

[ Fortbildungs⸗ u. Fach⸗

ſchulen ( in geringerem Umfang

auch an Volksſchulen und Höheren

Lehranſtalten ) .

40Für den Religionsunterricht durch

theologiſch vorgebildete Reli⸗

gionslehrer

1 . Perſönlicher Aufwand

a. Für im Dienſt befindliche
Geiſtliche

d. planmäßige ( 8 Stellen )

(ſ. Abſchnitt 17 f)

3. außerplanmäßigen .
(ſ . Abſchnitt 18 6)

„. vertragsmäßige geiſtliche
Religionslehrer

b. Ruhegehalte

c. Verſorgungsgehalte

d. Unterſtützungen *

e. Tagegelder und Reiſekoſten

ö

Übertrag .

77 000

6 800

6 500

4000

500

750

95 550

66 670

17 000

6 800

6 500

4000

800

300

102 070

Zu 40 1 a àa: Davon :

in Beſoldungsgruppe 4
in Beſoldungsgruppe X 2

0
4

t Stellen ,
Stellen .



Ab⸗

ſchnitt Ausgaben

Letzter
Vor⸗

anſchlagsſatz
1929

Nell

Erläuterungen

Übertrag
k. Umzugskoſten einſchl . Ver⸗

ſetzungsentſchädigungen
g. Kinderbeihilfen in den geſetz

lich nicht geregelten Fällen
h. Im übrigen

2. Sonſtiger Aufwand

Abſchnitt 40 : Summe

41 Für den Religionsunterricht durch
in den Kirchendienſt übernom

mene Volks⸗ und Fortbildungs⸗
ſchullehrer

1. Perſönlicher Aufwand

a. Für im Dienſt befindliche
Lehrer

d. planmäßige

Übertrag .

102 070

2 000

500

500

200

106 270

217 840

217 840

Zu 41: Die Bezüge der als Religionslehrer verwen
deten Lehrer und Schulkandidaten ſind durch die
kirchlichen Geſetze vom 22. Juni 1921 und 29. Mai
1926 , die Beamten der evang . - prot . Landeskirche
betr . , VBl . 1921 S. 88 und 1926 S. 47, geregelt .

Genehmigt ſind folgende Stellen (ovgl. Erſter
Nachtrag zum Landeskirchenſteuervoranſchlag für
1927 , 1928 und 1929 Abſchnitt 33 Seite 15/16 ) :

ellen in Gruppe X 3 b
Stellen in Gruppe A 4 3

6 Stellen in Gruppe A 4 b

tellen . Hiervon ſind beſetzt :

Aufwand

Hull
Gruppe

Freiburg , Gewerbe - , Handels
und Fortbildungsſchule .

Karlsruhe , Gewerbe - , Sofien
und Fortbildungsſchule . . 1

Lörrach , Real - , Gewerbe —,
Handels - u. Fortbildungs⸗
ſchule E 1

Mannheim , Gewerbe - , Han⸗
dels - u. Fortbildungsſchule 3

Pforzheim , Fortbildungsſchule 1 8 fAs3⁰
Baden ( mit Oos , Lichtental

u. Eberſteinburg ) , Gewerbes ,
Handels - , Fortbildungs⸗ u.

Volksſchule 1

Bruchſal , Oberreal - , Gewerbe⸗z ,
Handels⸗ , Fortbildungs⸗ - u.
Volksſchule 1

Übertrag: 268

O

—
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Für Letzter

Ab⸗
1930 , 1931 Vor

Aus gaben und 1932 anſchlagsſatz Erläuterungen
ſchnitt jährlich 192⁰

ell . AA .

— *
Übertrag . . 165 000 217 840

Aufwand

Su .

ÜUbertrag : 28

Durlach ( mit Grötzingen und

Weingarten ) , Handels⸗ ,
Fortbildungs⸗ und Volks
RRRER 1

Gernsbach ( mit Hörden ,
Obertsrot , Staufenberg u.
Weiſenbach ) , Gewerbe⸗ ,
Handels⸗ , Fortbildungs - u.
Vollsſchte 1

Karlsruhe , Gewerbeſchule . . ö

berwen — Kehl , Handels - , Gewerbe - u.
ch die Fortbildungsſchubte . 1

9. Mai Lahr , Aufbaureal - , Mädchen
eskirche real - , Gewerbe - , Handels —
eregelt . und Fortbildungsſchule . .
Erſter Mannheim , Gewerbe und

„ Mädchenfortbildungsſchulen . 1
5/16 ) :

Offenburg , Gewerbe - , Han
dels⸗ u. Fortbildungsſchule 1 4.

Pforzheim , Gewerl Gold —
ſchmiede - u dungs
und Mädchenf
ſchule 5

Weinheim , Gewerbe - , Han —
dels⸗ u. Fortbildungsſchule 1 15A40

Heidelberg , Gewerbe - u. Fort
Aell. ** .

bildungsſchule 1

Lahr , Gymnaſium , Gewerbes ,
Fortbildungs - und Volks
ſchule —

Mannheim , Gewerbe - , Fort
bildungs - , Mädchenfortbil
dungs⸗ und Volksſchule 2

Raſtatt ( mit Gaggenau und
Plittersdorf ) , Gewerbe⸗ ,

Handels⸗ , Fortbildungs - u.
Volksf . 8 5

9 000 Volksſchule 1 5AA1ʃ
6. außerplanmäßige 3 5 000

. vertragsmäßig angeſtellte 10 000

b. Rüheßehalte 6 000 6 000

c. Verſorgungsgehalte . . 400⁰0 400⁰

n 1000 1500

Tagegelder und Reiſekoſten 1500 1000

Übertrag . . 192 500 256 340

17 000 Summe : 28 165 000

8



Ab⸗
8 Ausgaben
ſchnitt

Für
1930 , 1931
und 1932

jährlich
5 ＋A .

Letzter
Vor⸗

anſchlagsſatz
1929

Erläuterungen

Übertrage .

k. Umzugskoſten einſchl . Ver —

ſetzungsentſchädigungen

g. Kinderbeihilfen in den geſetz
lich nicht geregelten Fällen

h. Im übrigen

2. Sonſtiger Aufwand ( für Lehr —

kurſe u. a. )

Abſchnitt 41 : Summe

„ 40 : 8

Summe C VII : Aufwand für
den Religionsunterricht an den

Fortbildungs - und Fachſchulen

VIII . Für Pflege der

kirchlichen Muſik .

42 Aufwand für den Landeskirchen⸗
niimuſikdirektor

a. Perſönlicher Aufwand

b. Im übrigen ( Reiſekoſten u. a . )

Abſchnitt 42 : Summe

Vergütungen der Orgelbaukom⸗
iſſäre , Abhaltung von Diri

genten⸗ und Organiſtenkurſen

44 Aufwand für das Kirchenmuſika⸗
liſche Inſtitut

Sonſtiger Aufwand für die Pflege
der kirchlichen Muſik

192 500

3 000

800

500

1500

198 300

99 750

298 050

5 400

500

5 900

7000

2 000

1750

265 390

106 270

5 400

800

6 200

7 000

3 000

Zu 44 :

Stelle des Landes
auf Grund eines Dienſtvertrags nebenamtlich

von Muſikdirektor Dr . Poppen valtet 3000 &. I .
Für einen Aſſiſtenten u. für Schreibhilfe 2400 N . .

kirchenmuſikdirektors

Ein Aufwand hierfür kann im Haushalts⸗
zeitraum 1930 , 1931 und 1932 mangels der erfor —
derlichen Mittel nicht vorgeſehen werden .



ektors
mtlich
N. Al .
N. M.

halts⸗
erfor⸗

Für Letzter

IX . Aufwand für die

Kirchliche Preſſeſtelle .

16 Perſönlicher Aufwand

a. Für im Dienſt befindliche
Geiſtliche (ſ . Abſchnitt 17 g)

b. Ruhegehalte

c. Verſorgungsgehalte

d. Unterſtützungen

o. Umzugskoſten u. Verſetzungs⸗
entſchädigungen

k. Für Schreibhilfe

g. Im übrigen

Abſchnitt 46 : Summe

47 Sachlicher Aufwand

Abſchnitt 47 : Summe

46 :70 7

Summe CIX: Aufwand für
die Kirchliche Preſſeſtelle .

X. Allgemeiner Auf⸗

wand .

48 Dotationen und Kompetenzen für
Kirchendienſte

9 660

6 000

4000

1000

1700

SνD

25 860

15 670

Ab⸗ 1930 , 1931 Vor⸗

385 Ausgaben und 1932 anſchlagsſatz Erläuterungen
ſchnitt jährlich 1920

l Ael .

Abſchnitt 45 : Summe 2 000 3 000

5 900 6 200

K 43· 7 000 7 00⁰0

5 44 : 15

Summe C VIIII : Aufwand für
Pflege der kirchlichen Muſik 14 90016 200

Zu 48: Zu den aus allgemeinen Kirchenmitteln ſchon
früher bewilligten Dotationsbeiträgen für neu er
richtete Pfarr - und Vikariatsdienſte ſind die Beiträge ,
Kompetenzen uſw. hinzugekommen , die bisher aus
den ſeit 1. April 1924 aufgehobenen 12 kleineren



en für G

Unterſtützungen

me der Geiſt⸗

Synoden und

Beſchaffung von

iſtliche und

endien f. Theologieſtudierende

an arme Kirchen

und Diaſpora

Für bauliche Zwecke

Für ſonſtige Aufgaben

Abſchnitt 53 : Summe

*
Zu 49: Die Gebühren für Teilnahme an den Bezirks

en Prüfungen

Erläuterungen

Karlsruher Fonds ( Allg . Hilfsfonds , Altbadiſcher
fonds , Pfarrhilfsfonds uſw . ) zu beſtveiten

Mit den Laſten dieſer aufgehobenen Fonds
ſind jedoch auch deren ſtändige nahmen an Bei
trägen und Kompetenzen uſw . ie Allg . Kirchen
kaſſe übergegangen . Vgl . hierwegen Einnahme ,
Abſchnitt 4 a

Die Dotationen uſw . wären alljährlich aus der
Kirchenkaſſe an die Zentralpfarrkaſſe abzuführen , um

Rei Nan erſtere wieder zurückzukehren .
der Umbuchung in den Kaſſen - und

auptl Verausgabung und Wieder —
vereinnahmung 1 ſtatt . Die Beträge bleiben in
beiden Rechnungen erhalb Linie vor
gemerkt . Die in Betracht imende Sum von
62 760 K. / wird bei dieſer Sachlage hier nicht mehr
als Aufwand und bei der Zentralpfarrkaſſe nicht
mehr als Einnahme eingeſtellt

als trag
70

glich in
kon

f
Pfarr⸗ und Schulſynoden ſowie an den Pfarrkonfe
renzen ſind im Kirchlichen Geſetz vom 35. 5. 1928
VBl . S. 40 geregelt ; die Gebühren für Bezirks⸗ - und
Schulſynoden werden von der Landeskirche getragen

Aufwand wird durch Erhebung von Ge—
zu einem Teil gedeckt ( Einnahme Abſchn . 12

Zu 51 : Zur Förderung der Wohnungsbeſchaffung für38 4
zuruhegeſetzte Geiſtliche und Beamte ſowie für
Hinterbliebene von im Dienſt verſtorbenen Geiſt
lichen und Beamten



Für Letzter

Ab⸗ 1930,15931 Vor⸗ 8
ſchnitt Ausgaben und 1932 anſchlagsſatz Erläuterungen

jährlich 1929

f Aell Hell

14 — —229 * —
iſcher 54 Für kirchliche Bedürfniſſe beſon⸗
veiten derer Art
yonds

Bei a. Für die Apologetiſche Zen Zu 54 a : 55 K. ſi

rchen trale 2 250 2 250 Für den Leiter zur freien Verwendung . . 1500
ahme , — 8 für Porto und Reiſeauslagen auf Nachweis 500

b. Für die Leiter der Taub für die Abhaltung der apologetiſchen Kurſe 250

— ſtummenerbauungsſtunden . 2 000 1200 zuſammen : 2250

hren. c. Beiträge für kirchliche Ver⸗ E .und einigungen u. Einrichtun 3 180 3 180 Vereinigung für Kirchen⸗ und Volkskunſt . 400
3 utzung Einrichtungen Inſtitut für Altertumswiſſenſch . in Jeruſalem 80

en in Verein für badiſche evang . Kirchengeſchichte 2000

por Verein für das Deutſchtum im Ausland ,

von Landesverband Baden

mehr Verſchiedene kleinere Beiträgnge . 600

nicht zuſammen : 3180

d. Für Gold . Hochzeitsbibeln . 5 000

Abſchnitt 54 : Summe 12 430 6 630

55 Dispoſitionsfonds zur freien Ver⸗

83
fügung des Oberkirchenrats 35 000 45 000

Agen.

Ge⸗
12) .

56 Unvorhergeſehenes 5 000 1200

Abſchnitt 56 : Summe 5 000 4200

5 48 : 5 —

0
für 8 49: 12 000 10 500

eiſt⸗ 2 00⁰0 2 00⁰0

— 5 5 15 000 25 000

8 52 : 30 000 30 000

535 90 000 187 500

5 54 : 12 430 6 630

55 : 1 35 000 45 000

Summe CX : Allgemeiner
‚

Aufwand . 201 430 310 830



Ab

ſchnitt

Zuſammenſtellung .

Summe C I: f

Kirchenleitung

Summe C II : Aufwand für die

Leitung der Kirchenbezirke . .

Summe CIII : Aufwand für die

Gemeindeſeelſorge im allge
meinen E

Summe CIV : Aufwand für die

landeskirchliche Volksmiſſion
Summe CV : Aufwand für die

Studentenſeelſorge —

Summe CVII : : Aufwand für den

Dienſt in der ſozialen Fürſorge ,
im Wohlfahrtsdienſt u. a.

Summe CVII : Aufwand für den

Religionsunterricht an Fortbil —⸗
dungs - und Fachſchulen .

Summe CVIII : Für Pflege der

kirchlichen Muſik

Summe CIX : Aufwand für die

Kirchliche Preſſeſtelle .
Summe CX: Allgemeiner Auf

wand

Summe C : Zweckausgaben

„ A: Laſten

3: Verwaltungskoſten7„

Summe der Ausgaben

Aufwand für die

1930 ,
8und

Für
1931

1932
jährlich

el .

184

26

5 407

15

21

230

298

14

0 5

201

6 724

31

384

7 146

390

000

000

100

500

680

050

900

860

430

910

200

700

810

Letzter
Vor⸗

anſchlagsſatz
1929

e

428 610

25 200

5 420 976

14 850

16 864

154 930

371 660

16 200

18 625

310 830

6778 . 745
614 100

386 660

779 505—

Erläuterungen



Ab⸗

ſchnitt
Estn na chzmn .

Für
1930 , 1931
und 1932

jährlich

u.

Letzter
Vor⸗

anſchlagsſatz
1929

Hell

Erläuterungen

1 Ertrag der Landeskirchenſteuer

a. Landeskirchenſteuerzuſchlag
zur Reichseinkommenſteuer

4. der Lohnſteuerpflichtigen

6. der ſonſtigen Einkommen —

ſteuerpflichtigen

b. Landeskirchenſteuerzuſchlag
zur badiſchen Grund - und

Gewerbeſteuer

Abſchnitt 1: Summe

1 250 000

2 500 000

1000 000

1869 000

2 500 000

1080 000

4 750 000 5 449 000

Zu 1 a 4: Der Ertrag des Zuſchlags zu der Lohn
ſteuer der evangeliſchen Lohn - und Gehaltsempfänger
iſt im Voranſchlag für den Haushaltszeitraum 1928 ,
1929 und 1930 ſamt Nachträgen mit 1869000 . ein
geſetzt geweſen . Darunter ſind auch die nicht bar ein

gegangenen , ſondern niedergeſchlagenen Steuerbeträge
enthalten geweſen . Sie ſollen vomn Haushalts
zeitraum an nicht mehr rechnungsmäßig vereinnahmt

d verausgabt , alſo in der Rechnung nicht mehr
(Ugl. Erläuterung zu Abſchnitt

Der Betrag der Abgänge , der
1926 ( 625 091,04 . /, ) ,

1928 ( 642 534,26 4 . )

—

und
ausgewieſen werden
1a der Ausgaben ) .
in den Rechnungsjahren
1927 ( 452 705,97 N. ) und

durchſchnittlich 573 443,75 Nͤ betragen hat und im
Voranſchlag des vorhergehenden Zeitraums mit
600 000 . angeſetzt war , iſt , um den voranſchlags
mäßigen Reinertrag der Lohnſteuer zu bekommen ,
an dem bisherigen Voranſchlagsſatz mit 619000 J. / ,

gekürzt worden . Es
ſ

dann ergebende
ranſchlagsſatz auch dem Durchſchnitt des Rein

˖ an Zuſchlag zur Lohnſteuer in den
26, 1927 und 1928

entſpricht dem letzten
lag : 1 200 000 K&. l ,

500 000 %/ ) .

eingeſetzte Betrag
Sſatz ( Hauptvoranſck
800 000 J . / , 3. Nachtr . :1. Nachtr . :

Im Rechnungsjahr 1929 ſind in der Zeit vom
1. April 1929 bis zum 18. März 1930 an Landes
kirchenſteuerzuſchlag zur veranlagten Einkommen

1ſteuer und zur Grund 1
3 626 667,52 N. l meingegangen . 9
davon 1000 000 7 . / Zuſchlag zur Grund - und
Gewerbeſteuer iſt , dann bleibt als Zuſchlag zur ver
anlagten Einkommenſteuer doch noch ein Betrag , der
über dem Voranſchlagsſatz liegt . Vorausgeſetzt wird
allerdings , daß der Tarif Reichseinkommen
ſteuergeſetzes nicht eine ſolch ſtarke Anderung erfährt ,
daß das Geſamtaufkommen dadurch ſtark herab —
gedrückt wird .

nd Gewerbeſteuer
kimmt man an, daß

desDes

Zu 1b : Der eingeſetzte Betrag bleibt unter dem letzten
Voranſchlagsſatz ( Hauptvoranſchlag : 1 130 000 K. l ,
1. Nachtr . : 250 000 “. ½/, 3. Nachtr . : 200 000 KJ ) .
Der Reinertrag des Zuſchlags zur Grund - und
Gewerbeſteuer hat im Rechnungsjahr 1928 die Höhe
von 994 377,44 N . erreicht



Ab

ſchnitt

02 Reinertrag der Zentralpfarrkaſſe

3 Staatsbeitrag

4 Sonſtige Beiträge

a. der Gemeinden und Fonds

zu den Gehalten der Geiſt —

lichen ( ſog . Kompetenzen u.
Dotationen )

b. der von der Stiftungen
verwaltung Karlsruhe mit

walteten Fonds

Abſchnitt 4: Summe

5 Einnahmen aus der Hinterblie

benenverſorgung der Geiſtlichen

Für
1930 , 1931
und 1932

jährlich
5AeA.

903 840

134000

3 000

Letzter
Vor

938 000

900 000

133 400

3 000

137 000

12 000

136 400

11700

Erläuterunge

Zu 2: Der für die Zentralpfarrkaſſe aufgeſtellte
Voranſchlag ſchließt mit einem Reinertrag von
903 837 N . ab

Zu 3: Der Staatsbeitrag iſt durch ſtaatliches Geſetz
vom 19. Dezember 1924 , die Aufbeſſerung gering
beſoldeter Pfarrer aus Staatsmitteln betr . ( Bad .
Geſ . u . VBl . S . 307 ) , bzw . durch ſtaatliches Geſetz
vom 5. Juli 1928 zur Anderung des Geſetzes über

rung gering beſoldeter Pfarrer aus
Bad . Geſ . u. VBl . S. 261 ) bis zum

de 8 chnungsjahres 1930 in Höhe von
900 000 7.½% bewilligt . Laut Geſetz vom 20. März
1930 , die Aufbeſſerung gering beſoldeter Pfarrer aus
Staatsmitteln betr . , beträgt er für das Rechnungs⸗
jahr 1931 für die evang . Landeskirche nur noch
672 700 . , für das Rechnungsjahr 1932 nur noch
591 800 &. 1

Zu 4 a : Hier handelt es ſich in der Hauptſache um
die bei Errichtung von Vikariaten , Diaſporapfarr⸗
ämtern und landeskirchlichen Pfarrſtellen von den
Kirchengemeinden übernommenen ſtändigen Beiträge .
Ferner werden hier die bei Auflöſung der kleineren
Karlsruher Fonds in die Kirchenkaſſe übergegan —
genen beſonderen Leiſtungen der Staatskaſſe in
Einnahme geſtellt

Zu 4 b: Nach den Erläuterungen unter „B. Ver
waltungskoſten “ haben zu erſetzen : N. Ii

der Unterländer Kirchenfonds , Abt. Karlsruhe 500
die Kapitalienverwaltungsanſtalltt . . . 1500

zuſammen : 3000

Zu 5: Hier handelt es ſich zunächſt um die Rein
einnahme aus der Witwenkaſſe für die geiſtlichen
Diener der Landeskirche . Dieſe Kaſſe war urſprüng⸗
lich eine auf Gegenſeitigkeit gegründete Geſellſchaft
mit dem Zweck der Verſorgung der Pfarrwitwen und
Waiſen . Die Leiſtungen der Mitglieder dieſer Ge

ſellſchaft und die Anſprüche der Hinterbliebenen
waren durch Satzungen geregelt . Die Einnahmen
der Kaſſe beſtanden im weſentlichen in den Mit



ſtellte
von

Geſetz
jering
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Geſetz

über
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zum
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Für
1930 , 1931

und 1932
jährlich

ll

Letzter
Vor⸗

anſchlagsſatz
1929

Hell .

Erläuterungen
Ab⸗

ſchnitt

6

8

Einnahmen aus der landeskirch⸗

lich en Volksmiſſion

Einnahmen aus der Erteilung
von Religionsunterricht

überf chüſſe kirchlicher Fonds

65 000

109 000

6 000

32 000

4 630

gliederbeiträgen und dem Ertrag des angeſammelten
Vermögens . Durch kirchliches Geſetz vom 19. Sep —
tember 1914 , VBl . S. 124, wurde die Zugehörigkeit
der Geiſtlichen der Landeskirche zu dieſer Kaſſe und
damit die Erhebung von Beiträgen für dieſe Geiſt⸗
lichen aufgehoben . Die Landeskirche trat in die
Rechte und Pflichten der Witwenkaſſe ein , ſoweit es
ſich um Geiſtliche der Landeskirche handelte . Sie
wurde Trägerin der aus der Fürſorge für die
Hinterbliebenen die Geiſtlichen ſich ergebenden
Rechte und Verpflichtungen . Das Vermögen blieb
der Hinterbliebenenfürſorge gewidmet . Sein Ertrag
hat in die Allg . Kirchenkaſſe zu fließen , aus welcher
der Aufwand für die Hinterbliebenen beſtritten wird .
Es iſt beabſichtigt , die Rechnung der Geiſtl . Witwen —
kaſſe demnächſt aufzuheben und in das Hauptbuch
der Kirchenkaſſe zu übernehmen .

Als weitere Einnahmen haben hier noch die
ſatzungsgemäßen Beiträge zu erſcheinen , welche
gemäß 28 und 26 obigen Geſetzes diejenigen
ehemaligen Geiſtlichen zu entrichten haben , welche
bei ihrem Aus Deiden aus dem Dienſte der Landes
kirche Mitglieder der Witwenkaſſe geblieben ſind , und
ferner diejenigen Beiträge , welche die über ein Jahr
beurlaubten Geiſtlichen zur Wahrung des Rechts auf
Hinterbliebenenverſorgung gemäß § 19 des Hinter
bliebenenverſorgungsgeſetzes vom 25. Mai 1928 ,
VBl . S. 35 ff., zu bezahlen haben

Zu 6: : Die Kollektenreinerträge aus der Veranſtal
tung evangeliſatoriſcher Vorträge ſollen vom 1. April
1930 an den betreffenden Kirchengemeinden über

laſſen werden .

Zu 7: Gebühren aus der Staatskaſſe für die Er⸗

teilung von Religionsunterricht an den Fachſchulen .

Zu 8: Für den a. Unterländer Evang . Kirchenfonds ,
die b. Evang . Kirchenſchaffnei Rheinbiſchofsheim ,
die c. Evang . Stiftſchaffnei Lahr , den d. Neuen

Evang . Kirchenfonds , den e. Landeskirchenfonds
und die k. Ka nverwaltungsanſtalt liegen be

ſondere Voranſchläge vor

Darnach betragen die jährlich zu erwartenden

Überſchüſſe dieſer Fonds bei

4 A. . V, b. 16 715 K. , c. 12 770 KN. M,
d 0 N , e. 10 000 K , k. 58 000 K. l .

Eingeſtellt werden von a 50 000 N. , /
bb . . .
C 10 000 „
d
e. 9000 „

30 000

zuſammen : 109 000 N. A.



ſchnitt

Für
1930 ,
und 1932

jährlich
Einnahmen

1931
Letzter
Vor

anſchlagsſatz
192

＋

9
Erläuterungen

10

13 Sonſtige Einnahmen

Aus Gebäuden und Grundſtücken 2 340

Kiern . . 75 000

500—Rückerſatz von Betreibungskoſten

Niedergeſchlagene , nachträglich wie⸗
der flüſſig gewordene Steuer⸗

beträge 100 000

30 000

63 000

500

100 000

MannheimDer Neue Evang . Kirchenfonds ( d)
den Einkommenswurde aus dem Vermögen und

teilen der bei der Kirchenvereinigung ſeinerzeit ein
gegangenen Pfarreien gebildet zu dem Zweck , gering
beſoldete und neu zu errichtende Stellen zu verbeſſern
und ſeinen Überſchuß für allgemeine Zwecke (ſjetzt
nach Zuſammenlegung der kleineren Karlsruher
Fonds an die Allg . Evang . Kirchenkaſſe ) alljährlich
abzuliefern . Bei Bemeſſung dieſer Ablieferungen ſoll
jeweils berückſichtigt werden , daß der Vermögens —

1. Juni 1855 fit 34110 fl. 87 krſtand vor
erhalten

D tock des Fonds beträgt auf 1. 4. 1929
; für allgemeine kirchliche Zwecke

kann der Fonds mit i Einnahmeüberſchüſſen
darum noch nicht herangezogen werden

Von den Überſchüſſen der Kapitalienverwaltungs
anſtalt (k) wird hier nur ein Teil für die allge —
meinen Bedürfniſſe der Landeskirche herangezogen .Es

iſt beabſichtigt , mit den reſtlichen 28 000 K. 1
und den in der Kapitalienverwaltungsanſtalt vor
handenen Zinserübrigungen die Aufwertungsgut
haben der an der Kapitalienverwaltungsanſtalt be
teiligten Fonds aufzubeſſern .

Zu 9: Nach Ausgabe Abſchnitt 3
einzuſtellen 2340 N . jährlich .

erſt 235
ſein

E

Seite 36 ſind hier

9 dem Geldverkehr und
slichen Vorſchüſſen

mit den Banken
Aus verzin

Zu 13: Mietzins für die Wohnung des Vorſtands
der Evang . kirchl . tungenverwaltung Karlsruhe
( 3000 &. 1 ) , Vergütung für Heizung dieſer Woh⸗
nung ( 258 N,½/) , Verlag kirchlicher Bücher ( etwa
12 000 K&. / ) , Druckſachenverlag ( etwa 1500 K. N) ,
Prüfungsgebühren ( etwa 1500 “ . / ) , Erſatzbeträge
des Reichs für von dieſem übernommene Ruhe⸗
gehaltsanteile früher elſaß⸗lothringiſcher , in den
Landesdienſt übergetretener Geiſtlicher und für Ver⸗
ſorgungsgehalte von Witwen ſolcher Geiſtlicher u. a.
( etwa 11742 N. . ) .
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Ab⸗

ſchnitt Einnahmen

Für
1930 , 1931
und 1932

jährlich

.

Letzter
Vor⸗

anſchlagsſatz Erläuterungen
1929

＋

Abſchnitt 1: Summe

2: 75
2

4:

22 5

R 6: 1

88

„ 8: „

, — A

5 5 5

7

12² 5

13

Summe der Einnahmen

Summe der Ausgaben .

Ungedeckter Betrag

4 750 000

903 840

721 500

137 000

12 000

65 000

109 000

2 340

75 000

1500

100 000

30 000

6 907 180

5 449 000

938 000

900 000

136 400

11700

6 000

32 000

4 630

63 . 000
1500

100000

11 300





15 .

16 .

18 .

19 .

20 .

21 .

225

38 .

39 .

40 .

Achern
Adelsheim
Adelshofen
Adersbach

Aglaſterhauſen
Allmannsweier

8 Altenheim
Altlußheim
Asbach

Auenheim

Auggen
Bad . Dürrheim

unbeſetzt
Bader

1. Badenweiler

Badiſch⸗Rheinfelden
Bahlingen
Baiertal

Bammental

Bargen —unbeſetzt
Bauſchlott
Berghauſen
Berwangen
Betberg

Bettingen

Bickenſohl
Binau

7. Binzen
8. Biſchoffingen

29 . Blankenloch
Blanſingen
Bobſtadt
Bodersweier

3. Bödigheim
Bofsheim
Bötzingen
Boxberg

Breiſach
Breitenbronn —

unbeſetzt
Bretten , Oſtpfarrei
Bretten , Weſtpfarrei

unbeſetzt

222Aο

Oονο

R E

5 Bruchſal , II .

6. Brühl

2
7 Sο◻⏑

( nach dem Stand

Britzingen
Broggingen
Brombac 0

Bruchf ſal , 2 Pfarrei
Pfarrei

Buch
z. Buchenberg
). Büchenbronn

). Buggingen
Bühl

Büſingen
Dainbach
Daisbach

HDallau

audenzell
enzlingen

Dertingen
Diedelsheim
Diersburg
. Diersheim

2. Dietlingen
53. Dill⸗Weißenſtein

Dinglin igen
Donaueſchingen
Doff ſenbach — - unbeſetzt
Doſſenheim
Dühren

Dürrn

70 . Durlach , Nordſtadt

pfarrei
Durlach ,

pfarrei
Durlach⸗ - Aue —

unbeſetzt
Durmersheim
Eberbach

Eberſtadt —

Eckartsweier

Edingen
Efringen
Eggenſtein

Südſtadt⸗

unbeſetzt

a

8

81 .

82 .

84 .

85 .

86 .

Elſenz
88 .

87

89 .

90 .

91 .

92

93 .

94 .

95 .

96 .

97 .

98 .

99 .

100 .

101 .

102 .

103 .

104 .

105 .

106

10 *

108 .

109 .

110 .

1E

E2 .

J.

April 1930 )

Egringen
Ehrſtädt
Eichſtetten
Eichtersheim

unbeſetzt
Eimeldingen
Eiſingen
Ellmendingen

Emmendingen ,
I . Pfarrei

Emmendingen ,
II . Pfarrei

Epfenba ch

—. —
heim

5Echeld ach

Eſchelbronn
Ett tlingen
Eubigheim
Eutingen
Fahrenbach
Fahrnau
Feldberg
Feuerbach

Flehingen
Flinsbach
Freiamt - ⸗Keppenbach
Freiburg , Ludwigs

pfarrei
Freiburg ,

pfarrei
Freiburg ,

pfarrei
Freiburg , Luther⸗

pfarrei ( im Stüh⸗

linger )

Freiburg - Haslach ,
Mel anchth onpfarrei

Freiburg⸗Oberwiehre
Freiſtett
Friedrichsfeld

Chriſtus —

Paulus⸗

—unbeſetzt

der evangeliſchen Pfarreien

E

EFE
AÆ

.
οοο

149 .

Friedrichstal
Frieſenheim
Furtwangen

5. Gaggenau
Gaiberg unbeſetzt

Gallenweiler

Gauongelloch
unbeſetzt

Gemmingen
Gengenbach
Gernsbach

Gersbach

Göbrichen
Gochsheim
Gölshauſen
Gondelsheim

Graben

9. Grenzach

Grombach — unbeſetzt
Großeicholzheim

unbeſetzt
Großſachſen
Grötzingen

4. Grünwettersbach

Gundelfingen
Gutach

Haag
Hagsfeld
Haltingen
Haſel

Haslach i. K.

unbeſetzt
Haßmersheim
Hauingen
Hauſach

Hauſen

Heddesbach - unbeſetzt
Heddesheim — unbeſ .
Heidelberg , Pfarrei

der kirche
Heidelberg ,I . Pfarrei

zu Heiliggeiſt
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182 .

183 .

184 .

185 .

186 .

187 .

188 .

189 .

190 .

191 .

Heidelberg g.

◻

Heid elberg, II . Pfarrei

zu H
eiliggeiſ,I. Pfarrei

der Chhriſtuskirche
Heidelberg , II . Pfarrei

der Chriſtuskirche
and⸗

ſchuhsheim , L. Pfarrei

Heidelberg⸗Hand⸗

ſchuhsheim , II. Pfarrei

8.— — Kirchheim

delberg⸗Neuenheim
Heidelberg Rohrbach

Heidelberg - Wieb
lingen

Heidelsheim
Heiligkreuz —unbeſetzt

Heeiligkreuzſteinach
Heinsheim
Helmſtadt
Hemsbach

Hertingen
j. Heſſelhurſt

Hilsbach
Hirſchlanden
Hochhauſen
Hochſtetten
Hockenheim

unbeſetzt

Hoffenheim

Hohenſachſen
Hohenſtadt
Hol lzen

Hornberg
Huchenfeld
Hüffenhardt

unbeſetzt

Hügell) eim

HuUgs weier

Ichenheim
Ihringen
Ilvesheim
Immendingen
Iſpringen
Ittersbach
Ittlingen
Kadelburg
Kälbertshauſen
Kandern

Karlsruhe ,
pfarrei

Karlsruhe ,
pfarrei

Karlsruhe , Neuoſt⸗

ſtadt , Lutherpfarrei

unbeſetzt

Schloß⸗

Altſtadt⸗

198 .

199

202

203 .

ν

1. Karlsruhe,N

ο

νε

1

1

Gottesauerpfar
Karls ruhe , Mittel

ſtad

ſtadt, 85 ar

Karlsruhe ,
der

Karls

der
unbeſetzt

Uspf farrei

Pfarrei
Chhriſtusk kirche

llus

pfarrei

Karlsruhe , Südweſt⸗
ſtadt , Matthäus⸗

pfarrei
Karlsruhe - Mühlburg ,

I. , Karl Friedrich

pfarrei
Karlsruhe - Mühlburg ,

II . , Lukaspfarrei

Karlsruhe - Rintheim
Karlsruhe Beiertheim ,

Melanchthonpfarrei

— e⸗Rüppurr

Kehl , 1 Pfarrei
Kehl , II . Pfarrei
Kem ibach

Kenzingen
Kieſelbronn

Kippenheim

Kirchardt

Kirchen

Kirnbach — unbeſetzt
Kleinkems

Kleinlaufenburg —

unbeſetzt
Knielingen
Köndringen
Königsbach
Königſchaffhauſen

unbeſetzt
Konſtanz , I. Pfarrei

Konſtanz , II . Pfarrei
Korb unbeſetzt
Kork

Kürnback

Kürzell
Ladenburg
Lahr ,

J.
Pfarrei der

Stiftskirche

256 .

259 .

260 .

30 .N23 Lahr , II . J

Stiftskirche

Lahr , III .

Lange nſt
Laudenbach

Laufen

Legelshurſt
Leibenſtadt —unbeſe

Leimen

Leiſelheim -

zfarrei der

einbach

Pfarrei der

0

5t

unbeſetzt
Leopoldshafen
Leute rSk hauſen
Leeutesheeim

6 rach,
Nordſtadt

Südſtadt

Ma ihlbe erg

Malterdinge
Mannheim ,

n

Sud

pfarrei an der

Jo kirche
Mannheim ,

pfarrei an

Johanniskire
Mannheim ,

Nord⸗

der
4

57 8
Pfarrei an d

Konkordienki

MNannheim ,

o

he

Obere

Pfarrei

EK

kire che
Untere

Pfarrei an der

Konkordienkirche
im , QObereMannhei

Pfarrei an der

Trinitatiskirche

Mar inhein n, Ui itere ( l1

Pfarrei an der

Trinitatiskirche
Mannheim ,

pfarrei an

Süd⸗

der

Lutherkirche
Mannheim , Nord⸗

pfarrei an der

Lutherkirche
Mannheim ,

Pfarrei an

Lutherkirche

Weſt⸗
de 2

Pfarrei der

der

I )

261 .

264 .

265 .

266 .

267 .

269 .
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298 .

Or

Q

Mannheim ,
Jungbuſchpfarrei

Mannheim , Nord⸗ ( I )

Pfarrei an der

Friedenskirche
Mannheim , Süd⸗( II )

Pfarrei an der

Frie 8
Mannheim , Oſt —

pfarrei an der

Chriſtuskirche
Mannheim , Weſt⸗

pfarrei an der

Chriſtuskirche
Mannheim , Melanch —

thonpfarrei
Mannheim , Melanch⸗

thonpfarrei - Oſt
Mannheim - Feuden —

heim

Mannheim⸗Käfertal
Mannheim⸗Neckarau ,

Süd⸗ ( DPfarrei
Mannheim - Neckarau ,

Nord⸗( II Pfarrei
Mannheim⸗Rheinau
Mannheim - Sand⸗

hofen

Mannheim⸗ - Waldhof
Mappach
Mauer

Maulburg
Me ockesheim
Meersbi Irg

Meiſſenheim
Memprechtshofen
Mengen
Menzingen
Merchingen
Meßkirch
Michelbach — unbeſetzt
Michelfeld

Mittelſchefflenz
Müönchi

PfarreiMos bach , J

Mosbach , II . Pfarrei
292 . Mückenloch

Mühlbach
Mühlhauſen

5. Müllheim
Mundingen
Münzesheim
Naſſig
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Neckarbiſchofsheim,
I. Pfarrei —unbeſetzt

Neckarbif chofsheim ,
II . Pfarrei

Neckarburken

Neckarelz

3. Neckargemünd , Untere

( J ) Pfarrei

Neckargemünd, Obere

825I) Pfarrei
unbeſetzt

305 . Neckargerach
Neckarmühlbach

unbeſetzt
Neckarzimmern

Neuenweg
9. Neulußheim

Neunkirchen

Neuſtadt
3.3. Niedereggenen

Niefern

Niklashauſen

Nimburg
Nonnenweier

Nöttingen
Nußbaum

Nußloch
Oberacker —unbeſetzt

berbaldingen

Obergimper
Oberkirch
Oberöwisheim

Oberſchüpf —unbeſetzt
Obrigheim
Ofingen
Offenburg , J. Pfarrei

( Weſtpfarrei )
Offenburg , II. Pfarrei

Oftersheim

7—39
—

chelbronnBlllagen
Ottenheim

Ottoſchwanden

—

Palmbach

Pforzheim , Altſtadt⸗

pfarrei

*

ο

02

9
&R¹◻¹

5

0

Pforzheim , Mittel —

ſtadtpfar
Pforzheim , Nordſtadt⸗

pfarrei

Pforzheim , Südſtadt —
pfarrei

Pforzheim , Weſtſtadt⸗
Pf Qr rei

Pforzheim , Oſtſtadt⸗
pfarrei

5. Pforzheim , Sedan —⸗

pfarrei
Pforzheim ,

Weiherbergpfarrei
Pforzheim ,

IX . Pfarrei
Pforzheim , Pfarrei

auf dem Buckenberg
Pforzheim - Brötzingen
Pforzheim⸗Brötzingen

Neuſtadt )
Plankſtadt

Prechtal
Radolfzell

Rappenau

Raſtatt
5. Reichartshauſen

Reihen

Reilingen
Renchen — unbeſetzt
Rheinbiſchofsheim
Richen

Riegel
Rinklingen
Rötteln

Rohrbach

bei Sinsheim

Roſenberg — unbeſetzt

Ru chſen
tui i — unbeſetzt

heim

äckingen

St . Georgen
Sand

Sandhauſen

Schallbach
Schatthauſen

unbeſetzt
Scherzheim

Schillingſtadt
Schiltach
Schluchtern
Schmieheim
Schönau b. H
Schollbrunn

pfheim, I . Pfarrei
8Schopflhei!
2 Pfarrei

Schriesheim
Schw eigern
Schwetzingen
Seckenheim
Sennfeld
Sexau
Siegelsbach
Sindolsheim

unbeſetzt
Singen b. Durlach
Singen a. H.

Sinsheim

Söllingen
Spielberg
Spöck

Staufen

Stebbach
Stein

Steinen

Stockach

Strümpfelbrunn

Sulz

Sulzbach unbeſetzt

Sch

Sulzburg
Sulzfeld

Tairnbach —unbeſetzt
Tannenkirch
Tauberbiſchofsheim
Tegernau
Ter lin iger1

Tennenbronn

Teutf ſchneureut
Tiengen b. Fr .

Tiengen b. W.

Todtnau

Treſchklingen
Unbeſetzt

Triberg
Tüllingen
Tutſchfelden
Überlingen

KS
*

446 .

147 .

148 .

149 .

450 .

*

2

SK

SS88
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Uiffingen
Unteröwisheim

Unterſchüpf , I. Pfarrei
Unterſchüpf , II .

Pfarrei — unbeſetzt
Villingen
Vogelbach —unbeſetzt
Vörſtetten

Waldangelloch
Waldkirch
Waldshut

Waldwimmersbach
Walldorf

Wallſtadt
9 Rehr

Weil

Weiler , A. Villingen
Weiler , A. Pforzheim909
Weingarten
Weinheim , Altſtadt J.

Weinheim , AltſtadtlI .
Weinheim , Stadt⸗

pfarrei
Weisweil

Weitenau

Welſchneureut

Wenkheim
Wertheim , 1.

Wertheim , II .

Wertheim , Hoſpital⸗
pfarrei

3. Wies

Wieslet — unbeſetzt
Wiesloch , I. Pfarrei
Wiesloch , II . Pfarrei
Wilferdingen
Wilhelmsfeld

9. Willſtätt
160.
1461.

162 .

163 .

464 .

465 .

166 .

467 .

468 .

469 .

470 .

471 .

Wittenweier

Wittlingen —unbeſetzt
Wolfach
Wolfenweiler
Wollbach
Wöſſingen
Würm

Wyhlen

unbeſ .
Zell i .W
Ziegelhar
. — —



E. Fr eiburg
2. Heid f

Als

Von den auf

M

3. Karlsruhe

4. Mannheim

5. Freiburg
6. Heidelberg

Heidelberg

landeskirchliche

Abſchnitt 175 .

Bei s Bedarfs

durch Beſetzungen gemi

( Vergl . die Erläuterungen

jhäuſern :

Hochſchulen :

chliche Volksmiſſion

Baden :

en zählen

30 unbeſetzten

Pfarrverw

Pfarrer a.

Dienſtaushelfer

nachbarlich .

Landeskirchl

Religionslehrerſtellen ( vergl . Erläuterungen ;

für Abſchnitt

8
Pfarrſtellen

zu Teil VI , Abſchnitt 17 b, c, d, e und g )

Landesjugendpfarram

Karlsruhe

Jugendpfarrämter :
8
Freibur

Karlsru

Mannheim

Pforzheim

Wohlfahrtspfarramt :

Mannheim

Karlsruhe

VI2

47 Gemeindepfarrſtellen werden verſehen :

17
2

8
23

19

22 Pfarrverwaltern gerechnet ; die Zahl hat ſich inzwiſchen

„

K



VI

Verzeichnis der evang . Vikariate und Diaſporapfarrämter
( nach dem Stand auf 1. April 1930 )

I . Vikariate

Feſte Vikariate

1. Achern 23 . Heidelsheim 41 . Mannheim 57 . Offenburg

2. Baden⸗Baden 1 24 . Hockenheim ( Konkordienkirche ) 58 . Pforzheim 1 ( Mittel⸗ ,

3. Baden - Baden 2 25 . Hornberg 42 . Mannheim ( Trinitatis⸗ Altſtadt⸗ und Süd⸗

4. Baden⸗Baden 3 26 . Ichenheim kirche D pfarrei )

( Baden⸗Oos) 27 . Karlsruhe 1 ( Schloß⸗ 43 . Mannheim ( Trinitatis⸗ 59 . Pforzheim 2 (Weiher—
5. Badenweiler kirche) kirche II ) berg⸗, Sedan⸗ und

6. Bruchſal 28 . Karlsruhe 2 (Altſtadt ) 44 . Mannheim ( Luther⸗ Oſtpfarrei )
7. Bühl 29 . Karlsruhe 3 ( Luther⸗ kirche) 60 . Pforzheim 3 ( Nord⸗ u.

8. Donaueſchingen kirche) 45 . Mannheim ( Friedens⸗ Weſtpfarrei )
9. Durlach 30 . Karlsruhe 4 ( Mittel⸗ kirche) 61 . Pforzheim - Brötzingen

10 . Eberbach ſtadt ) 46 . Mannheim ( Chriſtus⸗ 62 . Raſtatt 1
11 . Emmendingen 31 . Karlsruhe 5 kirche J 63 . Rheinbiſchofsheim

12 . Eppingen ( Johanniskirche ) 47 . Mannheim ( Chriſtus - 64 . Sachſenhauſen

3. Freiburg 2 ( Chriſtus⸗ 32 . Karlsruhe 6 ( Paulus⸗ kirche ID 65 . St . Georgen 1

kirche) pfarrei ) 48 . Mannheim ( Jugend⸗ 66 . St . Georgen 2

14 . Freiburg 3 ( Paulus - 33 . Karlsruhe 7 ( Chriſtus⸗ pfarramt ) *) 67 . St . Ilgen

kirche) kirche) 49 . Mannheim ( Melanch⸗ 68 . Schiltach

15 . Freiburg 4 ( Luther⸗ 34 . Karlsruhe 8 ( Markus⸗ thonpfarrei ) 69 . Schwetzingen

kirche) pfarrei ) 50 . Mannheim⸗Feuden⸗ 70 . Seckenheim

16 . Freiburg - Haslach 35 . Karlsruhe - Mühl⸗ heim 71 . Singen a. H.

17 . Gernsbach burg ( 1) 51 . Mannheim⸗Käfertal 72 . Sinsheim

18 . Gochsheim 36 . Konſtanz 2 52 . Mannheim - Sand⸗ 73 . Unteröwisheim

19 . Heidelberg 3 37 . Lahr hofen 74 . Waldkatzenbach

20 . Heidelberg 4 ( Pfaffen⸗ 38 . Lauda 53 . Mannheim⸗Waldhof 75 . Weitenau⸗Schlächten⸗

grund ) 39 . Lörrach 54 . Meckesheim haus
21 . Heidelberg - Neuenheim 40 . Mannheim ( Johannis⸗ 55 . Müllheim 76 . Wolfartsweier

22 . Heidelberg⸗Schlierbach kirche D 56 . Oberſchefflenz 77 . Wöfſſingen .

*) Das Vikariat beim Jugendpfarramt Mannheim iſt unter Abſchnitt 18 e aufgeführt . Auf Abſchnitt 18 à entfallen ſomit

von den oben bezeichneten Vikarsſtellen nur 76.

II . Diaſporapfarrämter

1. Bonndorf 3. Kirchzarten 5. Philippsburg 7. Stetten a. k. M.

2. Buchen 4. Pfullendorf 6. St . Blaſien 8. Todtmoos

Von den Diaſporapfarrämtern ſollen 4 ( Buchen , Kirchzarten , Philippsburg und St . Blaſien ) in Pfarrſtellen

umgewandelt werden . ( Vergl . Erläuterung zu Abſchnitt 18 b. )

Friedrich Gutſch , Druckerei und Verlag , Karlsruhe





Anlage IIII .

Vorlage der Kirchenregierung

an die Landesſynode der Vereinigten evang . - prot . Landeskirche Badens

im Frühjahr 1930 .

Entwurf eines kirchlichen Geſetzes .

Die Abänderung der Kirchenverfaſſung betr .

Die Landesſynode hat als kirchliches Geſetz hin —

ſichtlich der Artikel 1ũmund 2 mit der durch § 104

Abſatz 2 KV vorgeſchriebenen Mehrheit beſchloſſen ,

was folgt :

Wtike

In § 21 KV iſt Abſatz 4 zu ſtreichen und in

§ 33 Abſatz 2 Ziffer 11 iſt hinter dem Wort

„ Beanſtandungen “ hinzuzufügen „vorbehaltlich der
—

Beſchwerde an den Kirchengemeindeausſchuß “ .

AikikelN

Die Beſtimmungen der KWeüber die geteilte

Kirchengemeinde erfahren nachſtehende Ab

änderungen :

1. 8 39 erhält folgende Faſſung :

Eine Kirchengemeinde mit mehreren Pfarr —

ſtellen kann durch Satzung in Sprengel eingeteilt

werden , die entweder einen Seelſorgebezirk

( Pfarrſprengel ) oder mehrere Seelſorgebezirke
( Kirchenſprengel ) umfaſſen .

2. §S 40 erhält folgende Faſſung :

Auch die geteilte Kirchengemeinde wird ver

treten und verwaltet durch den Kirchengemeinde —

ausſchuß und den Kirchengemeinderat nach den

für die einfache Kirchengemeinde gegebenen Be —

ſtimmungen , ſoweit nicht einzelne Angelegen —

heiten beſondere Beſtimmungen derdurch

Kirchenverfaſſung oder durch die Satzung den

Sprengeln übertragen ſind . Der Sprengel er

ledigt ſeine Aufgabe durch den Sprengelausſchuß

und durch den Sprengelrat .

In § 41 KWewerden folgende Anderungen vor —

genommen :

a ) In Abſatz 1 Zeile 2 werden nach dem Worte

„ Stimmberechtigten “ die Worte „ des Kirchen

ſprengels aus den Pfarrſprengeln “ geſtrichen

und dafür die Worte eingeſetzt „ des Spren

gels in einem Wahlgang mit den Kirchen

gemeindevertretern aus der Zahl der wahl

fähigen Sprengelmitglieder “ . In Zeile 4 u. 5

wird das Wort „ Kirchenſprengels “ durch das

Wort „ Sprengels “ erſetzt .

Abſatz 2 erhält folgende Faſſung :

Der Sprengelrat beſteht aus den ein

Gemeindepfarramt oder ein Pfarrvikariat im

Sprengel verwaltenden Geiſtlichen und den

Sprengelälteſten , die von den ein Gemeinde

pfarramt verwaltenden ſtändigen Geiſtlichen

des Sprengels und den Sprengelvertretern

aus deren Zahl gewählt werden .



—
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In Abſatz 3 Zeile 2 wird das Wort , Kirchen

ſprengels “ durch das Wort „ Sprengels “ erſetzt
und in Zeile 4 hinter dem Worte „ Kirchen —

gemeinde . “ als neuer Satz eingefügt „ Es

müſſen aber wenigſtens 4 Alteſte und 10 Ver⸗

treter gewählt werden . “

d) Abſatz 4 erhält folgende Faſſung :

Im Falle des Umzugs in einen anderen

Sprengel können die Sprengelvertreter und

Sprengelälteſten nur dann in ihrem Amte

bleiben , wenn ſie auf Grund einer allgemeinen

Zumeldung (§S 56 Abſatz 2 KV ) Mitglied
des Sprengels bleiben .

e) In Abſatz 5 werden in der 3. und 5. Zeile
die Worte „ Kirchenſprengels “ und „ Kirchen

ſprengel “ durch die Worte „ Sprengels “ und

„ Sprengel “ erſetzt .
4) Als Abſatz 6 wird hinzugefügt :

Werden Sprengel neu gebildet oder die

Grenzen vorhandener Sprengel geändert , ſo
beſtimmt der Oberkirchenrat nach Anhörung
des Kirchengemeinderats und der beteiligten

Ausſchüſſe , in welcher Weiſe die durch die

Anderung betroffenen Sprengelausſchüſſe und

Sprengelräte ſich bis zur nächſten Gemeinde —

wahl zuſammenſetzen . Durch dieſe Anordnung
werden die Gemeindevertreter oder Gemeinde⸗

älteſten in ihrem Amte nicht berührt .

§ 42 erhält folgende Faſſung :

( 1) Die Vorſchriften für den Kirchengemeinde

ausſchuß und den Kirchengemeinderat und die

Vorſchriften der Kirchengemeindewahlordnung

gelten , ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt , ſinn

gemäß auch für den Sprengelausſchuß und den

Sprengelrat , deren Hauptaufgabe auf kirchlich —
religiöſem Gebiet liegt .

( 2) Zu den Aufgaben des Sprengels ge⸗
hören :

1. die dem Kirchengemeinderat nach 8 33 Ziffer
1 und 2 obliegenden Aufgaben , ſoweit ſie
ausſchließlich für den Sprengel erwachſen
und nicht von der Kirchengemeinde , insbeſon —
dere durch dafür geſchaffene Gemeindeeinrich —

tungen , erfüllt werden . In dieſem Falle und

ſoweit die Aufgaben auch noch andere Spren —

gel berühren , hat der Sprengelrat ſich auf
Anträge an den Kirchengemeinderat zu be

ſchränken ;

2. die Aufrechterhaltung der kirchlichen Ord —

nung , namentlich während des Gottesdienſtes ,
und die Aufſicht über die würdige Feier der

Sonn⸗ und Feſttage , unbeſchadet der Zu —

ſtändigkeit des Kirchengemeinderats ;
3. die Entſcheidung über den Ausſchluß vom

Stimmrecht nach §S 10 Abſatz 2 KV , es ſei

denn , daß dadurch andere Ehrenämter als

Sprengelämter berührt werden , über die Ent —

laſſung aus einem Sprengelamt , über die

Aufnahme ſolcher , die zur evangeliſchen Kirche

übertreten wollen , und die Stellung des

Antrags auf Zurückſtellung von der Konfir —

mation ;

1. die Anträge und Vorſchläge an den Kirchen —

gemeinderat über die Anſtellung und Ent

laſſung von Beamten und Angeſtellten , deren

Wirkungskreis ganz oder teilweiſe für den

Sprengel in Betracht kommt ;

5. die Verwaltung des den Zwecken des Spren —
gels ganz oder zum größten Teil gewidmeten

Gemeindevermögens in dem vom Kirchen
gemeinderat feſtgeſtellten Umfang .

( 3) Was zur Beſtreitung der Bedürfniſſe des

Sprengels in den Voranſchlag der Kirchen —

gemeinde eingeſtellt werden ſoll , beantragt der

Sprengelrat nach Zuſtimmung des Sprengel —

ausſchuſſes beim Kirchengemeinderat .

In § 43 Abſatz 1 iſt in Zeile 1 vor den Worten

„ Der Vorſitzende “ einzuſchalten „ Die zu einem

Sprengel gehörigen Kirchenälteſten und Kirchen
gemeindevertreter und “ ; in den Zeilen 2 und 5

werden die Worte „ hat “ und „ er iſt “ durch die

Worte „ haben “ und „hſie ſind “ erſetzt .

a) In 8 44 Abſatz 1 treten von der 4. Zeile an

an Stelle der Worte „die von den Sprengel
ausſchüſſen nach dem für die Wahl der Alteſten
geltenden Verhältniswahlverfahren gewählt
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werden “ die Worte „die im Wege der Ver

hältniswahl nach der Kirchengemeindewahl —

ordnung in einem Wahlgang mit den Spren -

gelvertretern gewählt werden “ .

b) Abſatz 2 erhält folgende Faſſung :
Die Zahl der Vertreter , die jeder Spren —

gel zu wählen hat , richtet ſich nach der Zahl

ſeiner Wahlberechtigten und wird vor jeder

Erneuerungswahl durch den Kirchengemeinde —

rat feſtgeſetzt .

— In § 46 iſt zwiſchen Abſatz 1 und 2 als neuer

Abſatz 2 einzufügen :

Bei der Wahl der Alteſten durch die Kirchen -

gemeindevertreter und die Geiſtlichen iſt darauf

Rückſicht zu nehmen , daß die Verteilung aller

Sitze der Alteſten auf die einzelnen Gruppen in

dem bei den Vertretern gegebenen Gruppen -

verhältnis erfolgt .
Die Abſätze 2, 3, 4 und 5 werden die Ab

ſätze 3, 4, 5 und 6.U

Artikel z.

Die Landesſynodalwahlordnung

erfährt folgende Abänderungen :

1. S 3 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung :

Die Wahlen finden an einem Sonntag oder

an zwei aufeinander folgenden von der Kirchen

regierung zu beſtimmenden Tagen , von denen der

eine ein Sonntag iſt , ſtatt .

2. § 16 Abſatz 2 erhält folgende Faſſung :

Der Wähler hat das Recht , Namen auszu

ſtreichen .
§ 16 Abſatz 3 iſt ganz zu ſtreichen ; Abſatz 4

wird Abſatz 3.

In 8 17 Abſatz 2 ſind in Zeile 3 und 4 die Worte

„ Vorzugsſtimmen oder “ zu ſtreichen .

4. In 8 22 Abſatz 1 Zeile 1 und 2 ſind die Worte

„die Vorzugsſtimmen und “ zu ſtreichen .

In Abſatz 2 Zeile 4 ſind die Worte „ zuzüglich
der Zahl der Bevorzugungen und “ zu ſtreichen .

5. In § 25 Abſatz 2 in Zeile 4 ſind die Worte

„ Bevorzugung und “ zu ſtreichen .

Artikek

Die Kirchengemeindewahlordnung

erfährt folgende Abänderungen :

1. §S 1 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung :

Nach Anordnung der Gemeindewahlen durch

den Oberkirchenrat ſetzt der Kirchengemeinderat

die Wahl feſt , die an einem Sonntag oder an

zwei aufeinander folgenden Tagen , von denen

der eine ein Sonntag iſt , ſtattfindet , und ſtellt

über die wahlberechtigten Gemeindeglieder eine

Wählerliſte auf , ſoweit eine ſolche nicht fort —

geführt iſt ( § 23 Abſatz 2 Ziffer 11 KV ) .

2 . In 8 22 iſt die Ziffer ( 1) und Abſatz 2, in 8 29

Zeile 2 ſind hinter der Ziffer „ 22 “ die Worte

„ Abſ . 1“ und in S 32 Zeile 2 hinter der Ziffer

„ 22 “ die Worte „ Abſ . 2“ zu ſtreichen .

Arkesk5

Mit dem Vollzug dieſes Geſetzes wird der Ober

kirchenrat beauftragt . Dieſes Geſetz wird hiermit

verkündet .

FHeels den 1930 .

Evang . Kirchenregierung .



Der durch Beſchluß der Landesſynode in der

3. Sitzung ihrer Tagung vom Februar bis März

1927 eingeſetzte Verfaſſungsſonderausſchuß hat die

ihm von der Landesſynode in der Sitzung vom

12. 5. 1928 überwieſenen Anträge auf Abänderung

der Kirchenverfaſſung im weiteſten Sinne zum

Gegenſtand eingehender Prüfung gemacht . Der

Kirchenregierung iſt darüber ein Bericht vorgelegt

worden , der der Synode zugehen wird . Aus dieſem

Bericht und den ihm zugrunde liegenden Protokollen

über die einzelnen Sitzungen des Verfaſſungsſonder —

ausſchuſſes iſt zu erſehen , in welcher Weiſe dieſer

Ausſchuß zu den ihm vorgelegten Fragen über die

Umgeſtaltung des Aufbaus des Oberkirchenrats , über

das Wahlrecht , über die Zuſtändigkeit kirchengemeind —

licher Organe , insbeſondere der Sprengel , und über

die Organiſation und die Verwaltung der unmittel -

baren Fonds Stellung genommen hat . Wenn dabei

auch über eine Reihe von Verhandlungsgegenſtänden ,
die vielfach grundlegende Verfaſſungsfragen der
Landeskirche ſind , eine einheitliche Meinung ſich nicht

bilden konnte und deshalb ein beſtimmter Antrag der

Kirchenregierung als Unterlage für die von ihr vor —

geſchlagene Geſetzesänderung nicht vorlag , ſo hat der

Sonderausſchuß doch zu einer Anzahl von Anträgen
und Vorſchlägen in einer Weiſe ſich gutachtlich

geäußert , welche die einzelnen Gegenſtände nach den

verſchiedenſten Seiten hin beleuchtet und ein aus⸗

gereiftes Urteil über die Geſetzesänderung möglich

macht , ſo daß bei der Synode für dieſe Abänderungs —

anträge die erforderliche Mehrheit erwartet werden

kann . Die Kirchenregierung hat ſich deshalb im

weſentlichen auf den Standpunkt geſtellt , in den

Fällen , in denen der Sonderausſchuß eine Ver⸗

faſſungsänderung in überwiegender Mehrheit oder

Einigkeit empfohlen hat , dieſe Vorſchläge der Landes⸗

ſynode zu unterbreiten . Im einzelnen iſt zu dem

Geſetzentwurf zu ſagen :

Begründung .

Zu Artilel 1.

Unſere Kirchengemeinden haben zu ihrer Willens

bildung und - Außerung zwei Organe , den Kirchen —

gemeinderat und den Kirchengemeindeausſchuß . Die

geſamte Verwaltung und Vertretung der Kirchenge —

meinde kommt dem Kirchengemeinderat zu ( S 33 KV ) ,

deſſen Entſcheidung in beſonders wichtigen Fällen aber

erſt Rechtswirkſamkeit erlangt , wenn der Kirchenge —

meindeausſchuß dazu ſeine Zuſtimmung gibt (§S 22K V) .

Abgeſehen davon kann der Kirchengemeindeausſchuß
alle dem Kirchengemeinderat zuſtehenden Aufgaben

in ſeinen Tätigkeitsbereich hineinziehen , aber nur

inſoweit , als er ſolche Aufgaben „ zum Gegenſtand

der Beſprechung “ macht (§S 21 Abſ . 2 KV ) . Weiter⸗

hin darf der Kirchengemeindeausſchuß auch von ſich

aus Anträge ſtellen (§S 24 Abſ .2 KV ) und die

Anberaumung einer Sitzung verlangen ( § 23 Abſ . 2

KV ) ; die ſo gefaßten Beſchlüſſe des Kirchengemeinde —

ausſchuſſes erlangen aber immer nur Rechtswirkſam —

keit , wenn nachträglich auch der Kirchengemeinderat

den gleichen Beſchluß faßt . Das Bild , das ſich hier —

aus ergibt und inſoweit mit dem Aufbau der ent⸗

ſprechenden Körperſchaften der bürgerlichen Gemeinde

übereinſtimmt , läßt die Beziehungen zwiſchen Kir

chengemeinderat und Kirchengemeindeausſchuß dahin

beſtimmen , daß die ganze Verantwortung der

Verwaltungsaufgabe beim Kirchengemeinderat liegt ,

während der Kirchengemeindeausſchuß nur in ge —

wiſſen Sachen ein Aufſichtsrecht und im übrigen ein

Außerungsrecht hat .

Dieſe eindeutige Linie wird nun durchbrochen

durch die Beſtimmung des §S 21 Abſatz 4 KV ,

wonach dem Kirchengemeindeausſchuß „die Entſchei —

dung über die Beſchwerden gegen die Ent —

ſcheidungen des Kirchengemeinderats , ſoweit nichts
anderes beſtimmt iſt “ zuſteht . Es iſt nun ganz

zweifelsfrei , daß der Kirchengemeindeausſchuß nicht

Beſchwerdeinſtanz iſt in den Fällen des §S 22 KV ,

W
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wo ihm ausdrücklich nur ein Zuſtimmungs - oder

Ablehnungsrecht , nicht aber auch ein letztlich ent —

ſcheidendes Abänderungsrecht gegeben iſt , das er

haben würde , wenn dieſe Gegenſtände auch im Wege

der Beſchwerde vor ihn gebracht werden könnten .

Hinſichtlich der übrigen Zuſtändigkeit des Kirchen —

gemeinderats aber wird angeſichts der uneinge

ſchränkten Beſtimmung des S 21 Abſatz 4 KV ein

Entſcheidungsrecht des Kirchengemeindeausſchuſſes

im Beſchwerdeverfahren nicht zu verneinen ſein .

Wird ein ſolches Entſcheidungsrecht aber zugelaſſen ,

dann kann dem Kirchengemeinderat die Möglichkeit ,

entſprechend ſeiner Zuſtändigkeit die Verwaltung der

Gemeinde verantwortlich zu führen , aus der Hand

geſchlagen werden . Dies kann einer Gemeinde

verwaltung aber die ſchwerſten

bringen . Der Abſatz 4 des 8 ſollte deshalb

geſtrichen werden .

Auch die geſchichtliche Betrachtung führt zu

dieſem Ergebnis . In der Verfaſſung der Landes⸗

kirche vom 5. 9. 1861 gab es kein allgemeines

Beſchwerderecht gegen Entſcheidungen des Kirchen —

gemeinderats an die Kirchengemeindeverſammlung ,

vielmehr war in S 22 Abſatz 3 dieſer Körperſchaft ,

die dem heutigen Kirchengemeindeausſchuß entſpricht ,

nur die Entſcheidung über die Beſchwerde gegen

Entſcheidungen des Kirchengemeinderats in vier

beſtimmten Fällen zugeſtanden . Davon ſind zwei

Fälle durch die geänderte Rechtslage gegenſtandslos ,

in einem dritten Fall iſt das Beſchwerdeverfahren

in unſerer Kirchenverfaſſung anders geregelt , und

nur in dem vierten Fall , nämlich bei der Beſchwerde

gegen die Entſcheidung des Kirchengemeinderats

über erhobene Beanſtandungen Dritter gegen die

Aufſtellung und Fortführung der Wählerliſte , konnte

eine Anrufung der Kirchengemeindeverſammlung als

Beſchwerdeinſtanz erfolgen . Deswegen erſcheint es

der Kirchenregierung in Übereinſtimmung mit dem

Verfaſſungsſonderausſchuß für angezeigt , bei

chung des §S 21 Abſatz 4 KVezugleich in §

Abſatz 2 Ziffer 11 die Worte Vorbehaltlich 0
Beſchwerde an den Kirchengemeindeausſchuß beizi

fügen .

.

Zu Artikel 2

Wenn es auch ſicher iſt , daß die Beſtimmungen

über die geteilte Kirchengemeinde ( § 39 ff. KV )

nach mancher Richtung hin während der nunmehr

abgelaufenen 10 Jahre der Geltung der Verfaſſung

den wartungen , die man auf ſie geſetzt hat , ent —

ſprochen haben , ſo haben ſich doch auch Schwierig

keiten fühlbar gemacht , die manche Kirchengemeinde

bisher davon eee haben , die Sprengelver —

faſſung , die nach ihren örtlichen Verhältniſſen durch —

aus am Platze wäre , einzuführen . Auch bei der

Einbeziehung von Kirchengemeinden , die ſelb

ſtändig am Rande großer Stadtgemeinden liegen ,

in dieſe hat ſich gezeigt , daß eine ſolche Ein —

gemeindung eher zu bewerkſtelligen wäre , wenn die

aufzunehmende Kirchengemeinde auch ſpäterhin als

engelgemeinde größere Selbſtändigkeit bewahren

könnte . Wünſche ſind hier hauptſächlich nach zwei

Richtungen geäußert worden : Die Gemeinden wollen

einmal ihr Vermögen oder wenigſtens die ſelb —

ſtändige Verfügung darüber behalten und weiterhin

einen ausſchlaggebenden Einfluß bei der Pfarrwahl

auch nach der Eingemeindung geltend machen können .

So ſicher es iſt , daß eine Kirchengemeinde , die ſich

mit einer Großſtadtgemeinde vereinigt , für die Vor

teile , die ſie dadurch gewiß erlangt, von ihrer

bishetigen Selbſtändigkeit einen Teil aufgeben muß ,

insbeſondere nicht mehr ſelbſtändiger Vermögens —

träger ſein kann , und auch bei der Pfarrwahl auf

die Bedürfniſſe der Geſamtgemeinde Rückſicht nehmen

muß , ſo war andererſeits doch zu prüfen , ob die

Beſtimmungen über die geteilte Kirchengemeinde

nicht eine Abänderung nach der Richtung der

angedeuteten Wünſche hin zulaſſen . Die Kirchen

regierung hat auch hier ſich auf den Boden der

Vorſchläge des Verfaſſungsſonderausſchuſſes geſtellt

Im einzelnen iſt zu ſagen :

Zu 1: 8 39 erhält , ohne daß damit eine grund

ſätzliche ſachliche Anderung eingetreten iſt , eine

kürzere und einfachere Faſſung , nach welcher künftig

hin nur noch der mit Organen ( Rat und Ausſchuß )

ausgeſtattete Teil einer Gemeinde als Sprengel

bezeichnet wird und Pfarrſprengel heißt , wenn in

ihr nur eine Pfarrſtelle , und Kirchenſprengel , wenn



in ihr mehrere Pfarrſtellen errichtet ſind . Für den

nicht organiſierten Gemeindeteil iſt verfaſſungsrecht

lich der Ausdruck „ Seelſorgebezirk “ zu verwenden

( ogl . §S 54 KV ) .

Zu 2: Auch die Anderungen des § 40 ſind mehr

redaktioneller Art .

Zu 3: In § 41 iſt , abgeſehen von einer redak⸗

tionellen Anderung , eine ſachliche Neuerung inſofern

ſchon angedeutet , als zum Ausdruck kommt , daß nicht

nur die Sprengelvertreter , ſondern auch die Kirchen

gemeindevertreter von den Urwählern unmittelbar

gewählt werden . In § 44 wird das ſpäter noch

einmal ausdrücklich feſtgelegt . Auch der Abſatz 2

des § 41 enthält eine Neuerung inſofern , als die

Sprengelälteſten nur noch aus der Zahl der Sprengel
vertreter gewählt werden ſollen , um dadurch zu

erreichen , daß die Urwähler die Gewähr haben , die

von ihnen für geeignet befundenen Männer und

Frauen auch als Sprengelräte zu erhalten .

In § 41 Abſatz 3 iſt durch den Zuſatz „ Es

müſſen aber wenigſtens 4 Alteſte und 10 Vertreter

gewählt werden “ Vorſorge getroffen , daß in kleinen

Sprengeln , die etwa 1000 Seelen zählen und wo

vielleicht ſatzungsgemäß die Zahl der Vertreter und

Alteſten nur ein Viertel derer einer gleichgroßen

Kirchengemeinde betragen ſoll , nicht zu kleine

Sprengelkörperſchaften entſtehen .

Die Abänderung des Abſatz 4 bringt nur eine

Folgerichtigkeit zum Ausdruck ; denn wer aus einem

Sprengel wegzieht , dadurch aus der Seelſorge des

Sprengelpfarrers austritt und ſomit jede Beziehung

zum Sprengel verliert , kann ein Sprengelamt ord

nungsgemäß doch wohl nur weiterführen , wenn er
durch Zumeldung auch weiterhin in der Seelſorge
des Pfarrers bleibt .

Durch die Bevölkerungsbewegung in den Groß —

ſtädten und die damit zuſammenhängende Er —

ſchließung von neuem Siedlungsgebiet wird es

immer wieder nötig ſein , neue Pfarrſtellen zu

ſchaffen und dadurch neue Sprengel zu errichten und

die Grenzen bisheriger Sprengel zu ändern . Die

Organe für ſolche neu errichteten oder geänderten

Sprengel können an ſich nur durch Urwahl gewonnen

werden . Von den Gemeinden wird es aber mit Recht

durchweg als mißlich empfunden , während der ſechs —

jährigen Wahlzeit für einzelne Gebiete der Gemeinde

Urwahlen ſtattfinden zu laſſen . Es iſt deshalb not⸗

wendig , eine verfaſſungsmäßige Unterlage dafür zu

ſchaffen , daß während der Wahlzeit durch verwal

tungsmäßige Anordnung neugebildete oder in ihren

Grenzen geänderte Sprengel ihre notwendigen Or —

gane bis zur nächſten ordnungsmäßigen Neuwahl

erhalten können . Dieſem Erfordernis ſoll der neue

Abſatz 6 dienen .

Zu 4: In S 42 iſt zum Ausdruck gekommen ,

daß die Hauptaufgabe des Sprengelrats wie bisher

auf kirchlich - religiöſem Gebiete liegt . In dem neuen

2 iſt aber auch der Verſuch gemacht worden ,

dem eine Reihe von Verwaltungsauf

be zuzuweiſen , um dadurch die Möglichkeit einer

erhöhten Anteilnahme auch an der verwaltungs

mäßigen kirchlichen Arbeit für die Sprengelräte zu

ſchaffen . Hinſichtlich des Vermögens iſt die Kirchen

regierung in Übereinſtimmung mit dem Sonder

ausſchuß der Auffaſſung , daß der Sprengel die

Eigenſchaft einer Rechtsperſönlichkeit nicht erhalten

kann , wenn er nicht zur ſelbſtändigen Kirchen

gemeinde herauswachſen und damit die geteilte

Kirchengemeinde ſprengen ſoll . Andererſeits ſcheint
es aber der Kirchenregierung doch erforderlich , die

Sprengel an der Verwaltung des Vermögens , das

ganz oder vorwiegend ihren Zwecken gewidmet iſt ,

zu beteiligen . Wie dieſe Beteiligung zu geſchehen

hat , kann nur von Fall zu Fall durch den Kirchen —
gemeinderat geregelt werden . Bei Beratung dieſer

Beſtimmung iſt die Kirchenregierung unter Wür —

digung der umfangreichen Verhandlungen des

Verfaſſungsſonderausſchuſſes auch in Erwägungen
darüber eingetreten , ob und in welcher Weiſe dem

Sprengel ein erhöhter Einfluß bei der Pfarrwahl

verſchafft werden kann . Der in erſter Linie ſich
bietende Weg , die Pfarrwahl durch den Sprengel
ausſchuß und Kirchengemeinderat ſtattfinden zu

laſſen , erſcheint deswegen nicht gangbar , weil da —

durch die Kirchengemeindevertreter von einem ihrer

Hauptrechte , der Mitwirkung bei der Pfarrwahl ,

ausgeſchloſſen werden würden . Auch andere Vor
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ſchläge , wie etwa die Einräumung eines Einſpruch

rechts an den Sprengel , ſcheinen jedenfalls 3. Z.

noch nicht durchführbar und es ſind deshalb Ab

änderungsvorſchläge nach dieſer Richtung hin nicht

gemacht .

Zu 5: 8§ 43 hat dahin eine Abänderung er

fahren
5 hen⸗„ daß nicht nur der Vorſitzende des Kire

gemeinderats , ſondern auch die zum Sprengel ge

hörigen Kirchenälteſten und Kirchengemeindevertreter

den Sitzungen des Sprengelrats und Ausſchuſſes

mit beratender Stimme beiwohnen dürfen . Es ſoll

dadurch in Anlehnung an eine teilweiſe ſchon be —

ſtehende Übung eine engere Verbindung zwiſchen
dem Sprengel und dem Kirchengemeinderat her —

geſtellt werden .

Zu 6: 8S 44 bringt gegenüber dem bisherigen

Zuſtand eine Vereinfachung des Wahlverfahrens der

Kirchengemeindevertreter . Wie ſchon zu §S 41 aus

geführt , ſollen die Kirchengemeindevertreter künftig

nicht wie bisher von den Sprengelausſchüſſen , ſon

dern unmittelbar von den Urwählern im gleichen

Wahlgang mit den Sprengelvertretern gewählt wer

den . Hier hat ſich die Frage aufgeworfen , ob die

beiden Arten von Vertretern nicht auch auf Grund

der gleichen Wahlvorſchlagsliſte zu wählen ſind .

Dies hätte zur Folge , daß ſämtliche Kirchengemeinde —

vertreter auch Sprengelvertreter und u. U. Sprengel

älteſte wären . Abgeſehen von einer Nachwahl gemäß

§ 18 KV wäre darnach das Amt des Gemeinde —

vertreters ſtets verknüpft mit dem Amt eines

Sprengelvertreters oder Sprengelrats . Gegen eine

ſolche Perſonalunion ſind von verſchiedener Seite

Bedenken erhoben worden , und es iſt deshalb der

Vorſchlag , die Wahl auf Grund der gleichen Wahl - ⸗

vorſchlagsliſte ſtattfinden zu laſſen , nicht gemacht .

Zu 7: Die Einſchaltung in § 46 zwiſchen

Abſatz 1 und Abſatz 2 hat den Zweck , bei der Wahl

der nicht von dem Sprengel entſandten Alteſten den

Wahlkörper darauf hinzuweiſen , daß die noch zu

beſetzenden Alteſtenſitze derart zur Verteilung kommen

mögen , daß die bei den Vertretern zutage getretene

Gruppenverteilung im Kirchengemeinderat möglichſt

die gleiche iſt .

Zu Artikel 3.

Über die Anträge auf Anderung der Wahlrechts

beſtimmungen hat der Verfaſſungsſonderausſchuß
ausführliche Beratungen gepflogen . Mit dem Aus

ſchuß kommt auch die Kirchenregierung zu dem

Ergebnis , daß es , ſo wie die Dinge liegen , nicht

geboten erſcheint , an dem Grundſatz der Verhältnis —

wahl bei Gleichheit und Unmittelbarkeit des Wahl

rechts etwas zu ändern . Auch dem von verſchiedener

Seite gemachten Vorſchlag , die Sitze der Landes

ſynode in einem beſtimmten Verhältnis unter Geiſt —

liche und Laien zu verteilen , wie dies in einer großen

Anzahl deutſcher Landeskirchen geſchieht , kann die

Kirchenregierung , nicht zuletzt auch im Hinblick auf

die im Sonderausſchuß vielfältig geäußerten Be

denken , nicht beitreten . Ebenſowenig erſcheint die

Aufhebung der Wahlkreiſe geboten , weil im kirch

lichen Leben vielleicht mehr als im ſtaatlich - wirt

ſchaftlichen auf die auf dem flachen Lande lebendigen

Kräfte gegenüber der Großſtadt entſprechend Rück

ſich genommen werden muß .

Die Kirchenregierung ſchlägt deshalb nur ver

hältnismäßig unbedeutende Veränderungen vor :

Zu 1: Die Landesſynodalwahlen haben bisher

immer an einem Sonntag ſtattgefunden , und , obwohl

dies nicht vorgeſchrieben iſt , wird es auch künftig

bei dieſer Übung bleiben müſſen . Es erſcheint des

halb angezeigt , den Sonntag als Wahltag geſetzlich

feſtzulegen . Daraus können ſich aber gewiſſe Schwie

rigkeiten ergeben . Abgeſehen von den Fällen , in

denen in manchen Orten ein Teil der Wähler durch

Vereins⸗ und andere Veranſtaltungen an dem Wahl

ſonntag abweſend iſt und deswegen wünſcht , etwa

am Tage vorher wählen zu dürfen , ſind auch von

gewiſſen kirchlichen Kreiſen gegen die Wahl am

Sonntag grundſätzliche Bedenken erhoben worden .

Es ſoll deshalb weiter vorgeſehen werden , die Wahl

an zwei Tagen ſtattfinden laſſen zu können . Die

nötigen Sicherheiten dafür , daß durch dieſe Teilung

des Wahlaktes Unregelmäßigkeiten nicht vorkommen ,

wird durch die jeweils vor der Wahl erfolgende

kirchenbehördliche Anweiſung zu ſchaffen ſein .

Zu 2 —5 : Das Recht der Vorzugsſtimmen hat

bei der Landesſynodalwahl Schwierigkeiten bereitet ,



weil teilweiſe die Wähler ſich in richtiger Weiſe

dieſes Rechtes nicht zu bedienen wußten , und teil⸗

weiſe auch die Wahlleiter bei der Berechnung der

Stimmen die Vorſchriften ungeſchickt handhabten .

Mit dem Verfaſſungsſonderausſchuß iſt daher die

Kirchenregierung der Meinung , daß die Vorzugs —

ſtimmen abzuſchaffen ſind . Nicht dagegen ſoll die

Möglichkeit der Streichung den Wählern genommen

werden , um dieſe nicht ſklaviſch an die Liſten zu

binden .

Zu Artikel 4.

Zu 1: Auch für die örtlichen Wahlen iſt vorzu —

ſehen , daß ſie an einem Sonntag ſtattzufinden haben

und auf zwei Tage erſtreckt werden können . Die

Gründe hierfür ſind die gleichen wie bei der Landes

ſynodalwahl .

Zu 2: In S 22 Abſatz 1 der Kirchengemeinde

wahlordnung iſt beſtimmt , daß , wenn nur eine

Vorſchlagsliſte eingereicht wird , die Vorgeſchlagenen
in der Reihenfolge der Liſte und in der erforderlichen

Zahl für gewählt zu erklären ſind . Abſatz 2 ſagt

dann weiter : die übrigen Vorgeſchlagenen ſind

Erſatzvertreter . Dieſe Beſtimmung iſt zu ſtreichen .
Wird ein Vertreterſitz frei , ſo entſpricht es dem Geiſte

unſeres Wahlſyſtems ,daß ein Angehöriger der gleichen

Gruppe nachrückt . Dieſem Grundſatz kann aber nie⸗

mals Rechnung getragen werden durch die ange —

führte Beſtimmung des Abſatz 2, denn es iſt bei

der Einheitsliſte immer ein Zufall , wenn der Erſatz

mann der gleichen Gruppe angehört wie der Aus —

ſcheidende . Die Beſtimmung , daß die übrigen Vor⸗

geſchlagenen als Erſatzvertreter in Frage kommen

ien , hat nur einen guten Sinn , wenn mehrere

ahlvorſchlagsliſten eingereicht ſind . Wird bei den

auf Grund einer Einheitsliſte gewählten Vertretern

ein Sitz frei , ſo muß nach §S 18 KW ein neuer

Vertreter gewählt werden .

ν
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Vorlage d

Anlage IV .

er Kirchenregierung

an die Landesſynode der Vereinigten evang . - prot . Landeskirche Badens

im Frühjahr 1930 .

Entwurf eines kirchlichen Geſetzes .

Die Vereinigung der Kirchengemeinde Karlsruhe und der Kirchengemeinde Karlsruhe - Rintheim betr .

Die Landesſynode hat als kirchliches Geſetz be —

ſchloſſen , was folgt :

8 1.

wird im

ichſpiels mit der Kirchen⸗

Die Kirchengemeinde K
Umfange ihres bisherigen K
gemeinde Karlsruhe —

8 2.

Bis zur nächſten Kirchengemeindewahl entſendet
die Kirchengemeinde Karlsruhe - Rintheim einen Alteſten
und fünf Vertreter in den Kirchengemeindeausſchuß
Karlsruhe , deſſen Vertreterzahl 120 und deſſen Alteſten —

zahl 24 beträgt .
Bis zu dem genannten Zeitpunkt wird der bis —

herige Kirchene Süen und Kirchengemeindeausſchuß
Karlsruhe⸗Rintheim Sprengelrat bezw . Sprengelaus

ſchuß des kunſtigen Sprengels Rintheim .

2
8 3.

Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1930 in Kraft .

r Oberkirchenrat wird mit dem Vollzug beauftragt .
Dieſes Geſetz wird hiermit verkündet .

Karlsruhe , den

Evang . Kirchenregierung :

Begründung .

Die ſelbſtändige Kirchengemeinde Rintheim , die bis

zum Jahre 1926 als Filialkirchengemeinde mit der

Muttergemeinde Hagsfeld zu einer Geſamtkirchen —
gemeinde gemäß § 38 KVezuſammengeſchloſſen war ,

hat vor einiger Zeit den Wunſch ausgeſprochen , aus

ſeelſorgerlichen und ſteuertechniſchen Gründen mit der

Kirchengemeinde Karlsruhe vereinigt zu werden . Zur
Zeit liegen die Verhältniſſe zwiſchen beiden Kirchen⸗
gemeinden ſo , daß ein Teil der Gemeindeglieder von

Rintheim , der auf der Gemarkung der früheren bürger

lichen Gemeinde Rintheim wohnt , den Gottesdienſt
des Geiſtlichen der Gottesauerpfarrei in Karlsruhe
beſucht , obgleich er nach wie vor ſeine Kirchenſteuern

nach Rintheim entrichtet . Der weitere Zweck der

Vereinigung , die Kirchenſteuern gemeinſchaftlich mit

der Kirchengemeinde Karlsruhe durch das evang . Ge —

meindeamt Karlsruhe erheben zu laſſen , um dadurch
eine Vereinfachung der Verwaltung zu erzielen , könnte

zwar auch durch Schaffung eines Zweckverbandes

erreicht werden . Da damit aber die ſeelſorgerlichen

Schwierigkeiten nicht beſeitigt wären , wird als Löſung
die Vereinigung der beiden Kirchengemeinden vorge⸗

zogen , zumal damit gerechnet werden darf , daß die

zur Zeit noch beſtehende Lücke zwiſchen der früheren



tadt Karlsruhe mit

in abſehbarer Zeit ſich

ſchließen wird .

Die beiden Kirchengemeinden haben wegen der

igung einen Vertrag abgeſchloſſen , der zunächſt

rch die Vereinigung zur Auswirkung kommenden

vermögensrechtlichen Anderungen feſtſetzt . Mit dem

Eigentum an den Liegenſchaften der Kirchengemeinde
Rintheim gehen auch die durch Erwerb und Umbau

des Gemeindehauſes begründeten Schulden von jetzt

noch etwa 35000 υ auf die emeind e Karls⸗
ruhe über , ein Umſtand , der für die einigung nich

ohne geweſen iſt . GR 01 die Be⸗
ſtellung derOrgane des neuen Sprengels und ſeiner

Vertretung im Kirchengemeinderat und Kirchengemeinde

ausſchuß Karlsruhe bis zur nächſten ordentlichen Ge —

meindewahl dahin geregelt , daß der Kirchengemeinderat
Rintheim Sprengelrat , der Kirchengemeindeausſchuß

Sprengelausſchuß wird und der Sprengel Rintheim

einen Vertreter in den Kirchengemeinderat und fünf

Vertreter in den Kirchengemeindeausſchuß Karlsruhe

entſendet . Schließlich werden auch die Grenzen des

Sprengels Rintheim feſtgelegt . Dieſer Vertrag hat

die Zuſtimmung der beiden Kirchengemeindeausſchüſſe

Verein
1

8die du

gefunden . Da der Kirchengemeindeausſchuf W he* 8 U

jetzt
baen 115 Vertreter und 23 Alt eſt zählt (ogl .

Ne 0
e

Geſetz , die Vereinigung der Kircheng meiinde Karlsruhe

und 505 Kirirchengemeinde Karlsruhe⸗ 3 betr . ,

vom 25 . Mai 19 VBl . 8 13 ſo erhöhen

ſich die Zahlen

a

auf 12⁰ Vertreter und 24
N

Mit der Vereinigung der

die mit Wirkung vom Ap

deckt ſich das Kir der 5

mit der Gemarkung der bür

Karlsruhe mit Ausnahme des
gemeinde Rüppurr .

Die Kirchenregierung empfiehlt
entwurf der Landesſynode zur Annahme . Sie tut

dies aber nicht ohne Bedenken , weil durch die Herein —
ziehung ſolcher bisher ſelbſtändiger Außengemeinden

in die Großſtadtgemeinde zum mindeſten die Gefahr

beſteht , daß die Gemeindeglieder ſich in ihrer Betäti —

gung für ihre Gemeinde gehemmt fühlen können und

damit durch die Verwaltungszentraliſation auch das

kirchlich religiöſe Leben Einbußen erleiden mag . Trotz⸗

dem aber ſprechen die hier beſonders vorliegenden
Umſtände für die Vereinigung .

—

Kirchengemeinden ,

wohl den Geſetz
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Anlage V .

Vorlage der Kirchenregierung

an die Landesſynode der Vereinigten evang . ⸗prot . Landeskirche Badens

im Frühjahr 1930 .

Entwurf eines kirchlichen Geſethes .

Die Landesſynode hat als kirchliches Geſetz

beſchloſſen , was folgt :

.

Die Kirchengemeinde Weinheim⸗Altſtadt und die

Kirchengemeinde Weinheim - Stadt werden im Um

g ihrer bisherigen Kirchſpiele zu einer Kirchen⸗

de Weinheim vereinigt .

2.00

Der Kirchengemeinderat und der Kirchengemeinde —

ausſchuß der Kirchengemeinde Weinheim werden

dadurch gebildet , daß die entſprechenden Körper

ſchaften der bisherigen Kirchengemeinden Weinheim

Altſtadt und Weinheim - Stadt zuſammentreten . Bis

zur nächſten Kirchengemeindewahl beträgt die Zahl

der Vertreter 149 und die Zahl der Alteſten 29 .

Die Vereinigung der evang . Kirchengemeinden Weinheim⸗Altſtadt und Weinheim⸗Stadt betr .

8 3.

Wird die Kirchengemeinde Weinheim durch

Satzung in mehrere Sprengel zerlegt , ſo können

zur nächſten Gemeindewahl die Mitglieder der

Sprengelräte und Sprengelausſchüſſe durch de

Kirchengemeindeausſchuß aus der Zahl ſeiner Mit

glieder gewählt werden .

N

Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1930 in Kraft .

Der Oberkirchenrat wird mit dem Vollzug des

Geſetzes beauftragt .

Dieſes Geſetz wird hiermit verkündet .

errr 1989U

Evang . Kirchenregierung :

Begründung .

Auf der Gemarkung der bürgerlichen Gemeinde

Weinheim haben von jeher zwei evangeliſche Kirchen

gemeinden beſtanden , die evang . Kirchengemeinde

Weinheim⸗Stadt und die evang . Kirchengemeinde

Weinheim⸗Altſtadt . Dieſer Zuſtand iſt beſonders in

kirchenſteuerrechtlicher Hinſicht ſchon ſeit Jahren als

mißlich empfunden worden . Insbeſondere hat die

Kirchengemeinde Weinheim - Stadt , die einerſeits im

Beſitze geringerer Steuerkapitalien iſt , andererſeits
aber für ihre den weniger bemittelten Schichten der



igen zu machen hat , immer wieder den

geäußert , daß die beiden Kirchengemeinden

werden mögen , um ei billigen Aus

fkommen und Ausgaben zu

Kirchengemeinderat Weinheim⸗

Vereinigung der

cholt abgelehnt hatte , nahm
ſti

kund
ein .

eſchluſſe

zerdem

zwiſchen Steuera

Nachdem der

früheren

emeinden wieder

er im vorigen —
eine z

der
Kirchengemeindea

FDe

Altſtadt in

Weinheim⸗

abgehalten , bei der itgliedern 109

weſend waren , von denen 99 für und 10 gegen die

ſtimmten . Wie bereits die Landes

an

ihrer Tagung vom Februar - März 1927

in der
deuten

öffentlichen Sitzung vom 9. März 1927

ungen der Landesſynode S . 54ff . ) ſich

für die N der Vereinigung der beiden

Kirchengemeinden ausgeſprochen hat , ſo hat auch

die Kirchenregierung die dafür ſprechenden Gründe

ſewürdigt und empfiehlt der Landesſynode das vor —

Die krchlichen Körperſchaften von Weinheim

aben den
＋ Sio 9zunſch ausgeſpt die Vereinigung

der Gemeinden ſo zu vollziehen , daß vor den nächſten

allgemeinen Gemeindewahlen zur Bildung des

gemeinderats und Kirchengemeindeausſchuſſes

3 neuen Kirchengemeinde eine Urwahl nicht er⸗

forderlich wird . Der Kirchenregierung erſcheint auch

dieſer Wunſch berechtigt und ihm iſt in 8 2 des

Geſetzentwurfs Rechnung getragen . Da weiterhin

ſichtigt iſt , in der neuen Kirchengemeinde

im die prengelverfaſſung einzuführen ,

geſehen werden , daß bis zur

en Kirchengemeindewahl die zu bildende

28 31 5 vorg

Sprengel auch ordnungsmäßig berufene Organe

erhalten .

Die nach Art . 11 OKStG erforderliche Staats⸗

genehmigung iſt bereits unterm 18 . Februar 1930

beantragt , aber bis zur Stunde noch nicht einge⸗

gangen .
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Aulage VI .

Vorlage der

Entwurf eines kirchlichen Geſethes .

Vorläufige kirchliche Geſetze betr .

Die Landesſynode hat als kirchliches Geſetz be —

ſchloſſen , was folgt :

Einziger Artikel .

Nachſtehenden ſeit der letzten Tagung der Landes —

ſynode von der Kirchenregierung gemäß § 120 KV
g

erlaſſenen vorläufigen Geſetzen hat die Landesſynode

nachträglich ihre Genehmigung erteilt :

S

die Errichtung einer evang . Kirchengemeinde

Stühlingen betr . , vom 22 . Juni 1928 VBl .

S . 52 ;
die Errichtung einer evang . Kirchengemeinde

Helmlingen betr . vom 22 . Juni 1928 VBl .

2

die Konfirmationsordnung betr . , vom 10 . Ok —

tober 1928 VBl . S . 76 ;

die Errichtung einer evang . Kirchengemeinde

Bad Dürrheim betr . , vom 26 . Okt . 1928 VBl .

S . 77 ;

die Errichtung einer evang . AWente eee

Renchen betr . , vom 7. Dezember 1928 VBl .

S . 86 ;

z. die Errichtung einer evang . Kirchengemeinde
Tiefenbronn betr . , vom 28 . Juni 1929 VBl .

die Errichtung einer evang . Kirchengemeinde
Albbruck betr . , vom 25 . Oktober 1929 VBl .

dritter Nachtrag zu dem kirchlichen Geſetz über

die allgemeinen kirchlichen Ausgaben für die

Rechnungsjahre 1927 , 1928 und 1929 (1. April

1927 bis 31 . März 1930 ) und ihre Deckungs

mittel betrr , vom 27 . September 1929 VBl .

1830 11

Aufhebung der evang Kirchengemeinde Tiefen —
bronn betr . , vom 9. Mai 1930 VBl . S . 29 .

Dieſe Geſetze werden hiermit als endgültig verkündet .

iinnnhe den 1930

Evangeliſche Kirchenregierung :





Aulage VII .

Vorlage der Kirchenregierung

an die Landesſynode der Vereinigten evang . - prot . Landeskirche Badens

im Frühjahr 1930 .

Entwurf eines kirchlichen Geſethes .

Die Entſchädigung der Abgeordneten zur Landesſynode betr .

Die hat mit der durch § 104

Abſ . 2 KWvorgeſchriebenen Mehrheit als kirchliches

Geſetz beſchloſſen , was folgt :

ARelr

wird folgender dritter Abſatz

von Ausſchüſſen , welche nicht
auf Grund der Geſch Bordnm für die Landes —

ſind und welche von der Landes⸗

ſynode zur Vorberatung von beſonderen Gegen —

ſtänden , insbeſondere zur Vorbereitung von Vor —

lagen an die Landesſynode , eingeſetzt ſind , erhalten

dieſelben Tagegelder und dieſelbe Vergütung der

Reiſekoſten ſowie dieſelbe Entſchädigung für einen

Verdienſtausfall , wie ſie nach den Abſätzen 1 und 2

den Mitgliedern der Landesſynode während der

Tagung der Landesſynode zuſtehen , ohne Rückſicht

darauf , ob die Mitglieder dieſer Ausſchüſſe Mit

glieder der Landesſynode ſind oder nicht und ob

die Verhandlungen dieſer Ausſchüſſe während der

Tagung der Landesſynode oder zwiſchen den

Tagungen der Landesſynode ſtattfinden .

ſynode gebildet

Asktitel2 .

§S§S 2 und 3 des Geſetzes vom

924 , die Entſchädigung der Abgeordneten

Zwiſchen den

17 . März 1

zur 9 0 ode betr . ( VBl . S . 34 ) , wird fol⸗

gender Paragraph eingefügt

§S Za .

Die gleiche Aufwandsentſchädigung erhalten die

Mitglieder von Ausſchüſſen , welche nicht aufgrund
der Geſchäftsordnung für die Landesſynode gebildet

ſind und die von der Landesſynode zur Vor⸗

bereitung von beſonderen Gegenſtänden , insbeſondere
von Vorlagen an die Landes⸗

ſynode , eingeſetzt ſind .
Die nach §S 2 Satz 2 von dem Präſidenten der

Landesſynode zu treffende Entſcheidung trifft im

Falle des Abſatzes 1 der Vorſitzende des Ausſchuſſes .

zur Vorbereitung

Artikel z3.

Dieſes tritt mit

Kraft .

Geſetz dem 1. April 1929 in

Aktikel 4.

Vollzug dieſes Geſetzes
Oberkirchenrat beauftragt .

Mit dem

Evang .

wird der

Dieſes Geſetz wird hiermit verkündet .

Karlsruhe , den

Evang . Kirchenregierung :



Begründung .

Tagegelder und Ver⸗Landesſyn

für einen etwo

durch die Teilnahme an

Landesſynode
ü

Tagegelder

rungen der

Zum Beiſpiel

des beſonderen
Aus

esſynode für

Landesſynode die Hälfte des Tage

ordentlichen

idesſynode

ihren erliſcht

itariſche

lichen Tagung .

auch vorgekommen , da

Fachausf
ſtimmter

Geſetzentw

Mitglieder nicht nur

ſondern auch Fachleute , welche nicht Mitglieder d der obige Geſetzentwurf herſtellen .

ß die Landesſynode be

denen die

oder die

zu zu laſſen , auf

der Landesſynode während

ode oder ihrer



Anlage VIII .

Vorlage der Kirchenregierung

an die Landesſynode der Vereinigten evang . ⸗prot . Landeskirche Badens

im Frühjahr 1930 .

Entwurf eines kirchlichen Geſetzes .

Die Errichtung einer evang . Kirchengemeinde Dietenhan betr .

Die Landesſynode hat nach erfolgter ſtaatlicher

Zuſtimmung am . . . Juni 1930 als kirchliches Geſetz

beſchloſſen was folgt :

n

Die evangeliſche Kirchengemeinde Kembach mit dem

Kirchſpiel Kembach wird in zwei Kirchengemeinden
mit zwei Kirchſpielen getrennt , deren eine mit dem

Kirchſpiel Kembach die Gemarkung des Pfarrorts

Kembach und deren andere mit dem Kirchſpiel Dietenhan
die Gemarkung der gleichnamigen Gemeinde umfaßt .

Arkikel 2.

Die evangeliſchen Kirchengemeinden Kembach und

Dietenhan ſollen durch beſondere Satzungen gemäß

§ 38 KV zu einer Geſamtkirchengemeinde Kembach —
Dietenhan vereinigt werden .

Arkikens

Die evangeliſche Kirchengemeinde Dietenhan wird

dem Kirchenbezirk Wertheim zugeteilt .

Dieſes Geſetz wird hiermit verkündet .

Karlsruhrsd “ . “ . . . . . . 1930 .

Evangeliſche Kirchenregierung .

Wegründung .

Die evangeliſche Kirchengemeinde KembachDieten⸗

han ſetzt ſich aus etwa 470 Evangeliſchen der bürger —
lichen Gemeinde Kembach und 260 Evangeliſchen der

bürgerlichen Gemeinde Dietenhan zuſammen . Das Kirch —

ſpiel der Kirchengemeinde Kembach —Dietenhan erſtreckt

ſich auf die Gemarkungen der beiden bürgerlichen Ge —

meinden Kembach und Dietenhan . Dietenhan iſt
Nebenort von Kembach .

Die Kapelle in Dietenhan befindet ſich ſeit Jahren
in ſehr ſchlechtem Zuſtand und bedarf zu ihrer Er —

weiterung und gründlichen Inſtandſetzung eines Koſten —

aufwandes , der den Koſten eines Kirchenneubaus faſt

gleichkommt . Die Evangeliſchen der Gemeinde Dietenhan

haben daher den Neubau einer Kirche ins Auge gefaßt .

Mit Rückſicht darauf , daß die neue Kirche nur erſtellt
werden kann , wenn die evangeliſchen Einwohner von

Dietenhan die Koſten allein tragen , da die evangeliſchen
Kirchenmitglieder von Kembach im Hinblick auf die

großen Ausgaben für einen bevorſtehenden Pfarrhaus⸗
neubau für einen Kirchenneubau in Dietenhan nicht

zu haben ſind , haben die kirchlichen Körperſchaften

von Kembach —Dietenhan beſchloſſen , daß eine ſelb⸗

ſtändige Kirchengemeinde Dietenhan gebildet wird und

dieſe , ſoweit es ſich nicht um gemeinſame Angelegen



heiten handelt , für ihre eigenen Bedürfniſſe aufkommen

ſoll .

Auf meinen Antrag hat das Staatsminiſterium

unterm 1. 4. 1930 beſchloſſen , auf Grund der Artikel 1

und 11 tG die ſtaatliche Genehmigung dazu

zu erteilen die Mitglieder der evangeliſchen Landes⸗

kirche Badens , die ihren Wohnſitz auf der Gemarkung

der bürgerlichen Gemeinde Dietenhan haben , zu einer

Kirchengemeinde zuſammengeſchloſſen werden , deren

Kirchſpiel die Gemarkung der bürgerlichen Gemeinde

Dietenhan umfaßt .

des O

Zugleich hat mir der Herr Miniſter des Kultus

und Unterrichts eine Abſchrift einer Erklärung des

Gemeinderats Dietenhan vom 6. 2. 1930 zugehen

laſſen , in der dieſer mitteilt , daß ein Kirchenneubau

nicht mehr infrage kommen kann , da die nötigen Mittel

nicht aufgebracht werden können . Ob ein Kirchen⸗

neubau oder die Inſtandſetzung der alten Kirche zur

Ausführung gelangen ſoll , wird deshalb Gegenſtand

weiterer Verhandlungen ſein , jedenfalls werden die

erforderlichen Geldmittel nicht ohne Einführung der

Ortskirchenſteuer beſchafft werden können
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Anlage IX

Bericht
über die Tätigkeit des

Kirchenbuch ⸗Ausſchuſſes

erſtattet zur ordentlichen Tagung der Landesſynode im Mai 1930 .

Berichterſtatter : Landeskirchenrat Pfarrer Karl Bender - Mannheim .

I. Kirchenbuch .

Da nur wenige Abgeordnete der Landesſynode

auch ſchon Mitglieder der Generalſynode des Jahres

1914 geweſen ſind — nur 9 Herren , darunter 7 Geiſt⸗

liche —, da ferner den weltlichen Synodalen das ge⸗

druckte Material über die früheren Beratungen und

die Vorarbeiten für ein neues Kirchenbuch nur ſchwer

zugänglich iſt , empfiehlt es ſich , dem eigentlichen Tätig⸗

keitsbericht des Ausſchuſſes eine kurze Darlegung der

Vorgeſchichte des neuen Kirchenbuches vorauszuſchicken .

Die Generalſynode des Jahres 1909 hatte dem

Evang . Oberkirchenrat einſtimmig den Wunſch aus⸗

geſprochen , „ es möge die Agende ( vom Jahre 1877 )

einer Reviſion in der Weiſe unterzogen werden , daß

ſie in ihrem Inhalt nach den jetzt vorhandenen kul⸗

tiſchen Bedürfniſſen erweitert und ergänzt und in

ihrer Form dem liturgiſchen Geſchmack und Takt

unſerer Zeit entſprechend überarbeitet werde . “ Geh .

Kirchenrat Pri
—. —

D. Bauer⸗Heidelberg hat dieſe

Arbeit in der!Verſtändigung mit dem Oberkirchen —

rat ausgeführt . Der „ Entwurf “ des neuen Käuikus

buches , deſſen Vorwort das Datum des 15 . Dezember

1912

——
wurde der Generalſynode des Jahres 1914

zur Beſchlußfaſſung vorgelegt und einer gründlichen
8 unterzogen . Am 23 . Juli 1914 erfolgte die

Abſtimmung über die vom Kultusausſchuß der Synode

vorgelegten Anträge mit dem Ergebnis , daß Antrag 1

einſtimmig angenommen wurde . Darnach ſtimmte die
Synode „ dem Agendenentwurf im allgemeinen — ab —

geſehen von der Bekenntnisfrage “ zu und überwies

ihn zur endgültigen Beratung einem viergliedrigen

Ausſchuß unter Leitung und Mitwirkung des Ober —

kirchenrates . Die Bearbeitung ſollte unter tunlichſter

Berückſichtigung der im Protokoll aufgeführten Anträge

und Wünſche erfolgen . Die von der „ Ev Konferenz “

vorgelegte Bearbeitung des Entwurfs wurde dem Aus —

ſchuß als „wertvolles Material “ überwieſen . Der

Antrag II wurde von der Synode mit 29 gegen 26

Stimmen bei 1 Enthaltung angenommen . Darnach

ſollte in die Formulare für Taufe und Konfirmation

außer dem Apoſtoliſchen Glaubensbekenntnis ( in be⸗

kennender und referierender Form ) ein neugeſchaffenes

„bibliſches Bekenntnis “ aufgenommen werden unter

Wefütegan
beſonderer Einführungsbeſtimmungen . Dieſes

ogenannte „ Biblicum “ hatte folgenden Wortlaut :

„ Wir bekennen unſeren chriſtlichen Glauben mit den

Worten der hl . Schrift : Gott iſt Geiſt , und die ihn

anbeten , die müſſen ihn im Geiſt und in der Wahr⸗

heit anbeten . Von ihm und durch ihn und zu ihm
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Staatsumwälzung ) die der Kirchenregierung .

—

alſo nicht rechtswirkſam geworden , iſt infolgedeſſen
auch niemals amllich veröffentlicht worden .

In der Nachkriegszeit hatte die Landesſynode
jeweils mit anderen dringlichen An ſich
zu befaſſen , wäre auch , rein geldlich geſehen , die

Landeskirche nicht in der Lage e die großen
Koſten der Drucklegung des Kirchenbuches zu beſtreiten .

Inzwiſchen war , weil die alte Agende inhaltlich und

formell den zu ſtellenden Anſprüchen nicht entſprach ,
praktiſch ein liturgiſcher Zuſtand eingetreten , der als
eine Zeit der Agendenwillkür bezeichnet werden darf .
Die Pfarrer benutzten teils den unüberarbeiteten

„ Entwurf “ vom Jahre 1912 , teils die aus der

poſitiven Bearbeitung desſelben erwachſene , von der

„ Evang . Konferenz “ herausgegebene neue Agende :
„Kirchenbuch für evang . ⸗proteſt . Gemeinden , unter

beſonderer Berückſichtigung der liturgiſchen Über⸗

lieferung in der Badiſchen Landeskirche . . . bearbeitet

von Lic . theol . Herm . Greiner . Leipzig 1915 . “

Daneben wurden namentlich während der Kriegszeit ,
aber auch nachher alle erdenklichen Agenden benutzt ,
ſo beſonders die von Smend , Arper und Zilleſſen und

andere . Das alte amtliche Kirchenbuch vom Jahre
1877 war tatſächlich ſo gut wie ganz außer Gebrauch
gekommen , wenigſtens für die Gottesdienſte , ein

je länger deſto weniger gutzuheißender Zuſtand !

In dem zur Tagung der Landesſynode im Jahre
1927 erſtatteten Hauptbericht des Oberkirchenrates
wurde auf die herrſchende Agendenwillkür hingewieſen
und ſie als unerträglich bezeichnet , auch der Meinung
Ausdruck gegeben , die Landesſynode ſolle der Ein —

führung einer gemeinſamen Agende nähertreten . In
der Sitzung des Hauptberichtsausſchuſſes vom 3. März
1927 brachten die Abgeordneten Bender und Roſt

den Antrag ein : „ Die Landesſynode beruft einen acht —
gliedrigen Ausſchuß , der mit den Vorbereitungen zur

Schaffung einer neuen Agende alsbald beginnen ſoll . “
In einer von der liberalen Fraktion abgegebenen Er —

klärung ſchloß ſich dieſe dem Antrag ſofort an , ebenſo
die beiden anderen Gruppen . Die Plenarverſamm⸗

lung der Landesſynode erhob am 9. März den Antrag
zum einſtimmigen Beſchluß .



Der von der Landesſynode in ihrer Tagung von

1927 ernannte und 1928 ergänzte Kirchenbuchausſchuß

ſetzte ſich ſchließlich für die praktiſche Arbeit zuſammen

aus folgenden Mitgliedern : Bender , Jöſt , V. Renner ,

Roſt , A. Duhm , Vath , Kappes und Fiſcher . Der

Geſamtausſchuß bildete in ſeiner erſten Sitzung am

3. Februar 1928 vier aa die unter der

Leitung des Prälaten der Landeskirche D. Kühlewein
das Werk ſchaffen ſollten Es arbeiteten zuſammen

die Mitglieder Bender und Duhm , Fiſcher und Kappes
Jöſt und Renner , Roſt und Vath . Die Unter⸗

ausſchüſſe hielten 58 Sitzungen , der Geſamtausſchuß
11 Sitzungen ab . Die Arbeit begann am 1. Februar
1929 und wurde beendigt am 26 . März 1930 . Die

Unterausſchüſſe bearbeiteten die ihnen zugewieſenen
Stücke in zwei Leſungen . Die dritte Leſung erfolgte
im Geſamtausſchuß .

Da ſich herausſtellte , daß die erſte Vorlage von

den in großer ſtädtiſcher Arbeit ſtehenden Ausſchuß
ntgliedern nicht geſchaffen werden konnte , übernahm

der Prälat dieſe große Aufgabe und legte den Grund

zum ganzen Werk in der Sammlung und Sichtung
des zu bearbeitenden Materials für die geſamte
Agende . Den Grundſtock bildet die aus der Aus —

ſchußarbeit vom Jahr 1915 erwachſene Agende , ver

mehrt hauptſächlich durch als wertvoll oder brauchbar

erſcheinendes Material der letzten Auflagen der Kirchen —

bücher von Smend , Arper und Zilleſſen , der Greiner —

ſchen Agende und der „ Gebetsgottesdienſte “ von

Eißenlöffel . Etliche Gebete wurden von Ausſchuß —

mitgliedern verfaßt . Da und dort wurde , wenn auch

nur in wenigen Fällen , auch aus anderen Quellen

geſchöpft . Die von der freien „Liturgiſchen Konferenz
für Baden “ dem Ausſchuß freilich erſt in weit

vorgerücktem Stadium der Arbeit — zugegangenen

Anträge und Privatanträge des Pfarrers Spitzer —

Heidelberg wurden genau geprüft und , ſoweit tunlich ,

berückſichtigt ( beſonders im „Liturgiſchen Wegweiſer “
des Kirchenbuches ) .

Als Grundſätze für die Formgebung der Gebete

kamen vor allem die Richtlinien zur Anwendung , die

der Agendenausſchuß der Generalſynode von 1914
in ſeinen Protokollen erarbeitet und der Ausſchuß

von 1915 bei ſeiner Arbeit angewandt hatte , ſo die

Anführung der Bibelſprüche möglichſt im bibliſchen

Wortlaut , tunlichſte Beſchränkung der ſogenannten

„ Vortragsgebete “ , möglichſte inhaltliche Wiederher

ſtellung alter Gebete , ſorgfältige Prüfung der neueren

Gebete auf ihren bibliſchen Geiſt . Je weiter di

Arbeit fortſchritt , von Leſung zu Leſung bewußter

und gleichmäßiger durchgeführt , ergab ſich eine Fülle

von Grundſätzen , die , bei aller Mannigfaltigkeit und

Vielſeitigkeit und allem Reichtum der Formulare , eine

ſtarke Einheitlichkeit ihrer Form erreichen ließ . So

gewiß durchweg die Bewahrung der Eigenart edlen

und gehobenen liturgiſchen Stiles angeſtrebt wurde ,

hat die Bearbeitung ſich auch bemüht , die Sprache

der Gebete einfach und knapp , keuſch und klar zu

formen . In oft mühſamer und geduldigſter Klein

arbeit wurde das Ganze und der einzelne Ausdruck

aller Formulare geſtaltet , auf ihren inhaltlichen Ge

dankenfortſchritt und auf ihre evangeliſche Schrift

gemäßheit in Wort und Wendung geachtet . Wie weit

es dem Ausſchuß gelungen iſt , ſeine Gedanken durch

zuführen und ſein Ziel zu erreichen , muß das Werk

ſelbſt 8 Daß die Arbeitsteilnehmer der

Begrenztheit ihres redlichen Wollens und ihres Könnens

ſich klar bewußt ſind , brauchen ſie dabei nicht zu

verſchweigen .

Jedenfalls bietet das Buch in Berückſichtigung
aller berechtigten kultiſchen Bedürfniſſe und Not

wendigkeiten eine außerordentliche Fülle von Formu —

laren . Hingewieſen ſei dabei beſonders auf die Ge

bete für den Jugendſonntag , Volkstrauertag , Toten

gedächtnisfeier , Schulgottesdienſte , auf die Gebete

im Anhang Seite 256 —261 , die Gebete für den

Kindergottesdienſt und die Vorſchläge für liturgiſche

Feiern .

0E

Als Gottesdienſtordnung wurde die im allgemeinen

in der ganzen Landeskirche üblich gewordene Ordnung

beibehalten . Die erweiterte Ordnung iſt keineswegs

als an den gewöhnlichen Sonn - oder Feiertagen zu

gebrauchende Ordnung gedacht , ſondern durch Mehr

heitsbeſchluß des Ausſchuſſes aufgenommen worden

ein liturgiſcher Vorſchlag für außergewöhnliche

che Gottesdienſte . Hierfür wie für alle Einzel

heiten darf auf den „ Liturgiſchen Wegweiſer “ ver —

wieſen werden .



—

—

Dieſer Hinweis iſt insbeſondere nötig für den

zweiten Band des Kirchenbuches und innerhalb des⸗

ſelben für dieRegelung des Bekeuntniſſes bei Taufe

und Die Mehrheit des Ausſchuſſes
konnte der Anregung nicht folgen , die die Einführung
des ſogenannten „ Biblicums “ vom Jahre 1914 for⸗
derte . Das Für und Wider dieſes Wunſches wurde

in ſtundenlanger eingehender und ſorgfältiger Verhand —

lung erörtert , mit dem Ergebnis , daß ein formeller

Antrag auf Anderung des noch zu Recht beſtehenden

Bekenntnisgebrauches nach der alten Agende nicht ein —

gebracht , vielmehr folgende Erklärung zur Mitteilung
im Bericht abgegeben wurde : „Die liberalen Mitglieder
des Ausſchuſſes bringen ausführlich ihre Bedenken vor

gegen das Beibehalten der bisherigen Alleingeltung des

Apoſtolikums bei Taufe und Konfirmation , verzichten
aber auf Grund der Ausſprache darauf , einen Antrag

zu ſtellen , es möchte die Bekenntnisfrage im Sinne

des oberkirchenrätlichen Entwurfes von 1912 gelöſt

werden , ohne jedoch damit der Stellungnahme der

liberalen Fraktion der Synode vorgreifen zu wollen . “

— In dieſem Zuſammenhang erfolgte die Feſtſtellung ,
daß die Einbringer dieſer Erklärung der Meinung
waren , es dürfe an der die Einfüh⸗

rung der Agende als ſolcher nicht ſcheitern .

Hinſichtlich der Geſtaltung des „ Gelübdes “ in der

Konfirmation wurde der Forderung nach 8
Willenserklärung der Konfirmanden und nach möglichſt

einfacher Faſſung der Fragen Rechnung getragen . Die

Problematik der Konfirmationsfrage ſelbſt war dem

Ausſchuß durchaus vertraut ; doch konnte er — übri⸗

gens ſo wenig wie andere Landeskirchen , die mit der

Konfirmation in den letzten Jahren ſich beſchäftigt haben

ſich nicht entſchließen , mit der überkommenen Ordnung
zu brechen oder dahingehende Vorſchläge zu machen .

8Unter den Formularen des zweiten Bandes iſt

bei möglichſter Aufrechterhaltung der badiſchen Tradi⸗

tion im Vollzug der heiligen Handlungen — die größte

Bereicherung eingetreten beim Abſchnitt „ Beſtattung “ .
Die Fülle und Mannigfaltigkeit an Vorſchlägen , die

der entſprechende Band der Arper & Zilleſſen ' ſchen

Agende darbot und die ihm große Beliebtheit ver —

ſchaffte , beſtätigte die tatſächliche Beobachtung , daß
dem ſtarken Bedürfnis nach kaſueller Anpaſſung der

Beſtattungsformulare ganz anders entſprochen werden

mußte , als das früher geſchehen war . Die Heran —
ziehung des kirchlichen Liedes trägt dem beſonders

Rechnung .
Bei der „ Trauung “ wurden die von mehreren

Geſichtspunkten aus beanſtandbaren Vermahnungen

auf den bibliſchen Stoff zurückgeſchnitten , wie wir

denken , zu ihrem Vorteil . Wie in der Agende von

1877 , drücken die Stücke unter „ Jubelhochzeit “ die

Überzeugung 10 Ausſchuſſes aus , daß der neuerdings

hier und dort aufgekommene Brauch , ſilberne Hoch —
en in ki ) er Feier zu begehen , eine unerwünſchtein kirchli

Neuerung darſtelle , daß aus Anlaß ſolcher wohl eine

Mitwirkung des Seelſorgers bei etwaiger frommer

Feier im Hauſe durchaus am Platze ſei , daß aber ie
gottesdienſtlich⸗kirchliche Feier der goldenen Hochzeit

vorbehalten bleiben müſſe . Gleichmäßige Handhabung

des kirchlichen Brauches an den verſchiedenen Orten

und in den verſchiedenen Sprengeln einer Gemeinde

ſollte wieder herbeigeführt werden .

Der letzte Abſchnitt des Kirchenbuches trägt die

Überſchrift „ Weihungen “ . Sie wurde , Wel in anderen

Agenden ebenfalls gebraucht und weil ja nur eine

gedruckte , im mündlichen Gebrauch der Handlungen
ſelber nicht verwendete Sammelbezeichnung , nach erfolg —
loſer Bemühung um einen — wenigſtens ſcheinbar
beſſeren Ausdruck angenommen . Der „lit . Wegweiſer “

läßt keinen Zweifel auf

Sinn , in dem das Wort „ Weihungen “ en, iſt ,
und die „ Weihe “ - Formulare ſelber zeigen die evan —

e Artung unmißverſtändlich . Darauf aber kommt

fkommen über den evangel eliſchen

i
geliſe

es ja letzten Endes an

Der Berichterſtatter ſchließt ſeine Mitteilungen mit

pflichtgemäßen herzlichen Dank gegenüber dem

Prälaten der Landeskirche , ohne deſſen Vorarbeit in

der Schaffung der Beratungsunterlage die Arbeit nicht

in ſo kurzer Zeit hätte zum Abſchluß gebracht werder

können , und deſſen Leitung ihren bomewnce Verlauf

geſichert hat , mit dem Ausdruck der

——
die die

Mitarbeiter am Werk im Rückbli 0auf die vertrauens —

volle und erfreulich einhellige Arbeit erfüll, und mit

der Bitte zu Gott , er wolle dies Buch unſerer teueren

Landeskirche zum Segen ſetzen

8dem
1



Im Hauptbericht zur Landesſynode 1927

darauf hingewieſen , daß das Perikopenbuch ( erſtmals

erſchienen 1881 , 2. Ausgabe 1893 ) vergri ſei und

der Hoffnung Ausdruck gegeben , daß die eingeleitete

Durchſicht und Neuordnung der Texte bald durchgeführt
werden könne . Schon ſeit dem Jahre 1922 waren

einige Herren mit der Bearbeitung ſeitens des Ober —

ktirchenrats betraut geweſen , ohne daß eine neue Vorlage

zuſtande gekommen wäre . Infolgedeſſen unterzog ſich
der Prälat der Landeskirche wie für das Kirchenbuch ,

ſo auch für das Perikopenbuch der großen Arbeit , eine

neue Vorlage auszuarbeiten . Dieſe wurde an die

4 Unterausſchüſſe der Agendekommiſſion verteilt , in

mehreren Sitzungen durchberaten und im Geſamtaus —

ſchuß endgültig feſtgeſtellt .

üÜber die Verwendung des Buches geben die ihm

voran geſtellten „ Bemerkungen “ Auskunft . Darnach

ſoll eine weſentliche Anderung im Gebrauch des Buches

nicht eintreten .

Perikopenbuch .

Die Arbeit hat ſich vor allem das Ziel geſteckt ,

die hl . Sch weit Predigttexten
AFuRN 2 Mogiſtor dosind Altarlektionen aus 8 Regiſter des

Büchl glichen mit dem früheren Perikopen

buch , eine außerordentliche Vermehrung der Schrift

ſtellen . Außer dieſer erſtrebte die Arbeit eine Durchſicht
der früheren Vorſchläge auf

1

ihre praktiſche Brauchbar —
keit . Die ſtärkſte Veränderung trat ei

reihe ( M, deren Predigttexte
als teilweiſe recht ſchwierig erſchienen , ſondern auch hin

ſichtlich ihrer Wahl und namentlich ihrer versmäßigen
Begrenzung Gegenſtand der Kritik geweſen ſind . Die

n in der 2. Epiſtel
von Anfang an nicht nur

1 1 U 4 4 1181 ＋ 63im alten Perikopenbuch gebotene Einteilung für die

feſtloſe Hälfte des Kirchenjahres wurde als teilweiſe

rein formal und ni gelaſſen

gewiſſen Gedankenfort

ohne daß

R der Predigttexte aufgegeben





Anlage X .

Vorlage der Kirchenregierung

an die Landesſynode der Vereinigten evang . ⸗prot . Landeskirche Badens

im Frühjahr 1930 .

Entwurf eines kirchlichen Geſethes .

Die Beamten der evang . ⸗prot .

Die Landesſynode hat unterm . . . Juni 1930

als kirchliches Geſetz beſchloſſen , was folgt :

RKrtikelr

Das kirchliche Geſetz vom 22 . Juni 1921 , die

Beamten der evang . ⸗prot . Landeskirche in Baden

betr . ( VBl . S . 88 ) , in der Faſſung der Geſetze

vom 29 . Mai 1926 ( VBBl. S . 47 ) , vom 27 . Februar

1928 ( VBl . S . 14 und 26 ) und vom 25 . Mai 1928

( VBl . S . 40 f. ) erhält in Artikel 1 nach Ziffer 4

folgenden Zuſatz :

5) Die im kirchlichen Dienſte ſtehenden Reli —

gionslehrer ſind in gleicher Weiſe und unter den

gleichen Vorausſetzungen wie die übrigen kirchlichen
Beamten verſetzbar , ohne daß es ihrer Zuſtimmung
oder der Mitwirkung einer Kirchengemeindevertre⸗

tung bedarf .

Abſatz 5 wird Abſatz 6.

Landeskirche in Baden betr .

Aötikel

Die dem kirchlichen Geſetz vom 22 . Juni 1921 ,

die Beamten der evang . - prot . Landeskirche in Baden

betr . ( VBl . S . 88 ) , in der Faſſung der Geſetze
vom 29 . Mai 1926 ( VBl . S . 47 ) , vom 27 . Februar
1928 ( VBl . S . 14 und 26 ) und vom 25 . Mai 1928

( VBl . S . 40 f . ) beigefügte Überſicht erhält die aus

der Beilage erſichtliche Faſſung .

Artikels

Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1929 in Kraft .

Der Evang . Oberkirchenrat wird mit dem Voll —

zug beauftragt .

Dieſes Geſetz wird hiermit verkündet .

Karlsruhe , den

Evang . Kirchenregierung :



4

Nberſicht
über die Einreihung der rein kirchlichen Beamten in die Gruppen der ſtaatlichen Beſoldungsordnung .

S

6

—

10

11

12

13

14

15

16

Erhält eine

Kirchenpräſident

Prälat

Stellvertreter des Präſidenten

Oberkirchenräte

Hilfsarbeiter : Pfarrer

Finanzrat

Theologiſch vorgebildete Religionslehrer .

Leiter des Evang . kirchl . Sozialamts .

—

Y.

———

—Z•——

Entſprechende Gruppe

nach der ſtaatl .

Beſoldungsordnung

B1

B 2

B

1

A 26 6

mit Beförderung nach

2b

A 20

A 2 C

A 2d

A 2 d

mit Aufrückungs⸗
möglichkeit nach

26

Baurat
A 2 d

Oberrechnungsrat
A 3b

Seminariſtiſch vorgebildete Religionslehrer A 4a

A 4 b

Oberrechnungsrat K 3

Oberreviſor A 4 b

Verwaltungsſekretär A 7a

Hausinſpektor des Oberkirchenrats )

Kanzleiſekretäre K 8 ˖

Maſchinenmeiſter

Amtsgehilfe A 10 a

ruhegehaltsfähige und unwiderrufliche Stellenzulage von jährlich 500 K. 1 f



ig .

Zu Artikel 1. Nach Artikel 2 Abſ . 3 des Geſetzes

vom 29 . Mai 1926 , die Rechtsverhältniſſe der evan⸗

geliſchen Religionslehrer betr . ( VBl . S. 46 ) , beſitzen

Lehrer , die ihre Ausbildung auf einer Miſſionsſchule

erhalten haben , und die Lehrer und Schulkandidaten ,

welche der Evang . Landeskirche angehören und die

Schlußprüfung an einem Lehrer - ( Lehrerinnen⸗ )

Seminar oder einer Lehrerbildungsanſtalt beſtanden

und auf Grund der Prüfung in Religion die Er —

mächtigung zur Erteilung des evangeliſchen Reli⸗

gionsunterrichts durch die oberſte Kirchenbehörde

erhalten haben , vom Tage ihrer endgültigen Auf —

nahme in den Kirchendienſt an die Eigenſchaft von

kirchlichen Beamten . Das Geſetz vom 22 . Juni 1921 ,

die Beamten der evang . - prot . Landeskirche in Baden

betr . ( VBl . S . 88 ) , in der Faſſung der Geſetze

vom 29 . Mai 1926 ( VBl . S . 47) , vom 27 . Februar

1928 ( VBl . S . 14 und 26 ) und vom 25 . Mai 1928

( VBl . S . 40f . ) findet auf ſie Anwendung . Es

gelten alſo für ſie mit einigen wenigen Ausnahmen

die Beſtimmungen des badiſchen Beamtengeſetzes

vom 24 . Juli 1888 in der durch die ſpäteren An

derungen und Ergänzungen gegebenen Faſſung .

Nach § 5 des eben erwähnten Beamtengeſetzes

können Beamte aus Gründen des dienſtlichen Be —

dürfniſſes ohne ihre Zuſtimmung auf eine andere

Amtsſtelle nur verſetzt werden , wenn dieſe derſelben

oder einer gleichwertigen Laufbahn entſpricht und

das gleiche planmäßige Dienſteinkommen mit der

neuen Amtsſtelle verknüpft iſt . In §S 48 des badiſchen

Schulgeſetzes vom 7. Juli 1910 in der durch die

ſpäteren Anderungen und Ergänzungen
ge

gebenen

Faſſung iſt ausdrücklich ausgeſprochen , daß dieſe

Beſtimmung des § 5 des Wemengeſehes auf die

Lehrer ebenfalls Anwendung findet . Die freie Ver —

ſetzbarkeit des Lehrers mit ſtaatlicher Beamteneigen —

ſchaft iſt durch §S 51 des Schulgeſetzes nur inſoweit

erſchwert , als außer dem Falle der Strafverſetzung
die Verſetzung eines Hauptlehrers ohne ſeine Zu

ſtimmung nur ſtattfinden kann , nachdem auch die

Begründung .

Ortsſchulbehörde der Stelle , von welcher der Lehrer

entfernt werden ſoll , darüber vernommen worden iſt .

Wenn die Anhörung der Ortsſchulbehörde ſtatt

gefunden hat , iſt auch der Hauptlehrer im ſtaatlichen

Schuldienſt frei verſetzbar . Die freie Verſetzbarkeit

des Hauptlehrers iſt außerhalb des Dienſtſtrafver⸗

fahrens jedoch nur dann durchführbar , wenn der

Hauptlehrer , der verſetzt werden muß , ſich um eine

andere Hauptlehrerſtelle bewirbt . Denn nach §S 50

des Schulgeſetzes müſſen erledigte Hauptlehrerſtellen

grundſätzlich zur Bewerbung ausgeſchrieben werden .

Nur ausnahmsweiſe und nur mit Zuſtimmung der

Ortsſchulbehörde kann auch eine Beſetzung ohne

Ausſchreiben ſtattfinden . Tatſächlich iſt alſo der

Hauptlehrer ſo gut wie nicht verſetzbar , wenn er

ſich nicht um eine andere Stelle bewirbt und damit

ſeiner Verſetzung zuſtimmt . Für die Anſtellung von

Lehrern und Lehrerinnen an Fortbildungsſchulen

gelten nach §S 21 des Geſetzes , die allgemeine Fort —

bildungsſchule betr . , die erwähnten Beſtimmungen

des Schulgeſetzes ebenfalls und ebenſo nach §S7 der

Verordnung des Staatsminiſteriums vom 8. April

1925 über die gewerblichen Fortbildungsſchulen auch

ſür die Lehrer an den gewerblichen Fortbildungs

ſchulen . Dagegen iſt nach §S 37 der Verordnung des

Staatsminiſteriums vom 18. April 1925 über die

Einrichtung von Fachſchulen die Beſetzung der

Lehrerſtellen an den Fachſchulen grundſätzlich Sache

des Staates . Inwieweit dabei der am Unterhalt

einer Schule beteiligten Gemeinde ein Mitwirkungs

recht zukommt , unterliegt der Feſtſetzung im ein

zelnen Fall .

Es iſt nun vorgekommen , daß aus der Vorſchrift

des oben erwähnten Abſatzes 3 des Artikels 2 des

Geſetzes vom 29 . Mai 1926 über die Rechtsverhält

niſſe der evangeliſchen Religionslehrer und aus der

Vorſchrift des Geſetzes über die Beamten der evang .

prot . Landeskirche in Baden , daß das ſtaatliche

Beamtengeſetz für die Rechtsverhältniſſe der kirch

lichen Beamten maßgebend ſei , der Schluß gezogen



wurde , daß neben dem

Schulgeſetze und die dazu
für die Verſetzbarkeit der

gebend ſeien , daß alſo die Ver —

und die Forderung aufgeſtellt

geſetz auch die
11 Nor NII 111nen Verordnungen

Beamteng

Religionslehrer keine freie , im Er

oberſten Kirchenbehörde ſtehende ſei ,

ſondern daß die Religionslehrer nur bedingt verſetz⸗

bar ſeien , nämlich dann , wenn ſie ſich beworben
ä

alſo der Verſetzung auf die andere Amtsſtelle
zugeſtimmt hätten . Dieſer Auffaſſung kann jedoch

Rechtslage nicht bei⸗

3 des Geſetzes

ſchon bei der gegenwärtigen

getreten werden . Denn Artikel 2 Abſ .

vom 29 . Mai 1926 , die Rechtsverhältniſſe der evan

geliſchen Religionslehrer betr . , erklärt als maßgebend
für die Regelung dieſer Rechtsverhältniſſe nur das

kirchliche Beamtengeſetz , mittelbar alſo das ſtaatliche
Beamtengeſetz , aber nicht auch die ſtaatlichen Schul —

geſetze und Schulverordnungen .

Wenn den Lehrern ſ. Z . mündlich vom Evang .

Oberkirchenrat bei ihrer ÜUbernahme in den kirchlichen

Dienſt die Zuſicherung gegeben worden iſt , daß ſie

im Kirchendienſt nicht ſchlechter daran ſein ſollten ,
als im ſtaatlichen Schuldienſt , ſo bezog ſich dieſe

Zuſicherung nur auf die Regelung der Beſoldungs —

verhältniſſe . Die Kirchenbehörde mußte von vorn —

herein Wert darauf legen , ihre Religionslehrer ver⸗

ſetzen zu können , um ſie dort verwenden zu können ,
wo ſie benötigt werden . Zudem ſetzen die Beſtim —

mungen der Schulgeſetze und Schulverordnungen
über die Anſtellung und Verſetzbarkeit der Lehrer
eine Organiſation des Schulweſens voraus , z . B .
Mitwirkung der Ortsſchulbehörden in beſtimmten

8 wie ſie vom Staat , nicht aber von der evang .
Landeskirche hinſichtlich des Religionsunterrichts
getroffen iſt , Erteilung ſtets ausſchließlich
Aufgabe der Landeskirche iſt und in ihrem Auftrag
erfolgt .

Um jedoch alle Zweifel über die Verſetzbarkeit
der Religionslehrer zu beſeitigen , ſoll das kirchliche
Beamtengeſetz einen Zuſatz bekommen , der das

Verſetzungsrecht der Kirchenbehörde ausdrücklich und

unzweideutig ausſpricht .

deſſen

Zu Artikel 2 . Die Ergänzung der Anlage des

Rennite ngeſetzes iſt durch die Errichtung
19 Sozialamts und ſeine Beſetzung

amten notwendig geworden . Außerdem
e Beamtenſtelle bei der Bauabteilung des

Oberkir die ſchon während Rechnungs⸗
jahres 1929 nicht beſetzt war , in Wegfall ge
und ſchließlich iſt eine Kanzleiſekretärſtelle in eine

Verwaltungsſekretärſtelle umgewandelt worde

kirch

mit einem ?

henrats ,

nen ,

7
Zu Artikel 3. Dem Geſetze muß kende

Kraft beigelegt werden , weil der mit der Leitung
des Evang . kirchl . Sozialamtes beauftragte Beamte

rückwir

auf 1. Mai 1929 in das kirchliche Beamtenverhältnis

übernommen worden iſt , wie ſchon oben erwähnt
die ite Beamtenſtelle bei der Bauabteilung ſchon

während des ganzen Rechnungsjahres 1929 nicht
beſetzt war , und die im Rechnungsjahr 1929 aus

geſprochenen Verſetzungen von Religionslehrern ihre

einwandfreie geſetzliche Unterbauung bekommen

ſollen .
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